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BEGRUNDUNG
1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
. Griinde und Ziele des Vorschlags

Der freie Personenverkehr ist eine der vier Grundfreiheiten, auf denen der EU-Binnenmarkt
beruht, und eine wichtige Errungenschaft der europdischen Integration. Die
Arbeitskraftemobilitdt ist ein wichtiges Element eines gut funktionierenden unionsweiten
Arbeitsmarkts, das es Arbeitgebern ermdglicht, den Arbeits- und Fachkriftemangel zu
beheben, indem sie Arbeitskrifte anwerben, sofern freie Stellen nicht angemessen mit
einheimischen Arbeitskriften besetzt werden konnen. Gleichzeitig ermoglicht die
Arbeitskriftemobilitidt es Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmern, ihr Recht auf Zugang zu
Beschiftigungsmoglichkeiten in der gesamten Union ausliben zu konnen. Indem sie die
Abstimmung von Arbeitskrifteangebot und -nachfrage in den Mitgliedstaaten erleichtert, triagt
die Arbeitskraftemobilitidt zu einer effizienteren Verteilung der Arbeitskréfte bei und fordert
damit die Produktivitit, die Wettbewerbsfahigkeit und das wirksame Funktionieren des
Arbeitsmarktes der Union. Uber ihre Vorteile fiir die europdische Wirtschaft hinaus erweitert
der freie Personenverkehr die beruflichen und personlichen Moglichkeiten des Einzelnen,
fordert den kulturellen Austausch und das Gemeinschaftsgefithl und treibt damit die
Integration der Europdischen Union voran.

Die Unterstiitzung der Menschen sowie die Stirkung unserer Gesellschaften und unseres
Sozialmodells gehoren zu den Priorititen der Europdischen Kommission fiir die
Mandatsperiode 2024-2029. Dariliber hinaus wird in den politischen Leitlinien fiir diese
Mandatsperiode hervorgehoben, dass der freie Personen- und Dienstleistungsverkehr im
Binnenmarkt fiir die Wettbewerbsfihigkeit der EU von entscheidender Bedeutung ist. Diese
Ausrichtung wird im Mandatsschreiben an Exekutiv-Vizeprasidentin Roxana Minzatu
bekriftigt, in welchem der Erleichterung der Arbeitskriftemobilitit bei gleichzeitiger
Gewdhrleistung der Durchsetzung der geltenden Vorschriften Vorrang eingerdumt wird. Vor
diesem Hintergrund kiindigte Prdsidentin von der Leyen im Arbeitsprogramm der
Kommission 2026 das Paket fiir faire Arbeitskriaftemobilitit an, welches auch einen
Legislativvorschlag zur Stirkung der Europdischen Arbeitsbehdrde (ELA) umfasst. Dieser
Beitrag ist ebenfalls Teil des Fahrplans ,.Ein Europa, ein Markt“! des Europiischen
Parlaments, des Rates der Européischen Union und der Europdischen Kommission.

Dieser Vorschlag stiitzt sich auf Forderungen aus dem Bericht von Enrico Letta iiber die
Zukunft des Binnenmarkts?, in dem betont wird, dass die Fihigkeit der ELA zum Schutz der
Arbeitsbedingungen gestiarkt werden und ein Gleichgewicht zwischen wirtschaftlicher
Entwicklung und sozialen Rechten hergestellt werden muss. Im Bericht von Mario Draghi
iiber die Wettbewerbsfihigkeit der EU? wird ebenfalls eine wirksame Arbeitskriftemobilitiit
als Schliisselfaktor fiir die Behebung des Fachkriftemangels und damit fiir die
Aufrechterhaltung der langfristigen Produktivitdt und des langfristigen Wachstums genannt.

Die grenziiberschreitende Arbeitskriftemobilitit in der EU kommt Einzelpersonen,
Arbeitnehmern, Arbeitgebern, Volkswirtschaften und der Gesellschaft zugute. Die EU-
Biirgerinnen und -Biirger schitzen das Recht auf Freiziigigkeit innerhalb der EU sehr, und
eine Mehrheit ist der Ansicht, dass die Mobilitdt der Menschen innerhalb der EU sich positiv

Fahrplan ,.Ein Europa, ein Markt“ des Europdischen Parlaments, des Rates der Europédischen Union und
der Européischen Kommission, 2026.

2 Enrico Letta (2024), Weit mehr als ein Markt, S. 83 und 104.

3 Mario Draghi (2024), Die Zukunft der européischen Wettbewerbsfahigkeit — Teil B:Detaillierte Analyse
und Empfehlungen, S. 265.
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auf den Arbeitsmarkt auswirkt*. Dariiber hinaus spielt die Mobilitit innerhalb der EU eine
wichtige Rolle fiir das Funktionieren des Binnenmarkts. Rund 14 Millionen EU-Biirgerinnen
und Biirger leben und/oder arbeiten langfristig in einem anderen Mitgliedstaat (3,9 % der
Erwerbsbevolkerung der EU), daneben gibt es 1,9 Millionen Grenzginger und 3,64 Millionen
entsandte Arbeitnehmer. Grenziiberschreitende Beschiftigung, bei der es héufig um
langerfristige Beschaftigungsverhédltnisse geht, hat im Laufe der Jahre stetig zugenommen.
Auch die Entsendung ist nach wie vor eine wichtige und weitverbreitete Form der
kurzfristigen Mobilitit®,

Arbeitskrifte aus Drittstaaten lindern den Arbeitskriftemangel und tragen zum
Wirtschaftswachstum im FEuro-Wéhrungsgebiet bei, insbesondere vor dem Hintergrund
angespannter Arbeitsmirkte®. Die steigende Zahl von Drittstaatsangehorigen, die in der EU
arbeiten, bringt jedoch besondere Herausforderungen bei der Durchsetzung mit sich.
Drittstaatsangehorige sind  iiberproportional hiufig von Unterbezahlung, {iberlangen
Arbeitszeiten,  rechtswidrigen  Abziigen,  Scheinselbststindigkeit und  diversen
missbriuchlichen Praktiken im Bereich der Unterauftragsvergabe betroffen’. Die besondere
Schutzbediirftigkeit bestimmter Drittstaatsangehoriger kann die faire Arbeitskraftemobilitit in
der EU untergraben, da faire Wettbewerbsbedingungen durch die Ausbeutung dieser Personen
beeintrichtigt werden. Versdumnisse bei der wirksamen Durchsetzung der geltenden Unions-
und nationalen Vorschriften konnen dazu fiihren, dass die Wirtschaftsteilnehmer und die
Mitgliedstaaten die Vorschriften in unterschiedlichem MaBle einhalten, was zu
Wettbewerbsverzerrungen fiihrt und das ordnungsgeméfBe Funktionieren des Binnenmarkts
beeintrachtigt. Da die Zahl der Arbeitskréifte aus Drittstaaten in der EU voraussichtlich weiter
zunehmen wird, muss auch fiir ihren Schutz und die Durchsetzung ihrer Rechte gesorgt
werden.

Die ELA wurde 2019 mit der Verordnung (EU)2019/1149% eingerichtet, um die
Mitgliedstaaten und die Kommission bei der wirksamen Anwendung und Durchsetzung der
EU-Vorschriften iiber die Arbeitskriftemobilitit und die Koordinierung der Systeme der
sozialen Sicherheit zu unterstiitzen. Der Kontext, in dem die ELA tétig ist, hat sich seitdem
weiterentwickelt. Die Alterung der Bevolkerung, der Riickgang der Erwerbsbevolkerung
sowie der Fachkraftemangel und das Missverhéltnis zwischen Qualifikationsangebot und -
nachfrage verstirken die Notwendigkeit der Arbeitskriftemobilitét als zentrale Maflnahme zur
Steigerung der Wettbewerbsfahigkeit und zur Unterstiitzung des griinen und des digitalen
Wandels’.

Aus der Bewertung der ELA aus dem Jahr 2025 geht hervor, dass die Behorde dem Bedarf an
operativer Unterstiitzung bei der Umsetzung der EU-Politik im Zusammenhang mit der
Arbeitskriftemobilitdt Rechnung trdgt. Dies geschieht insbesondere durch die Zentralisierung
der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit, die Unterstiitzung konzertierter und
gemeinsamer Kontrollen und die Erleichterung des Zugangs zu Informationen durch grof3

Eurobarometer-Sonderumfrage 528: Intra-EU labour mobility after the pandemic, 2022, S. 89.

Jahresbericht zur Arbeitskriftemobilitit innerhalb der EU: Ausgabe 2025 , 2026, S. 13, 16.

Oscar Arce et al. (2025), Foreign workers: a lever for economic growth.

Siehe beispielsweise Europdische Arbeitsbehorde (2025), Posting of third-country nationals:

contracting chains, recruitment patterns, and enforcement issues. Insights from case studies;

Européische Arbeitsbehorde (2023), Report on the cooperation practices, possibilities and challenges

between Member States — specifically in relation to the posting of third-country nationals.

8 Verordnung (EU) 2019/1149 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Errichtung einer Europdischen Arbeitsbehorde und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 883/2004, (EU) Nr.492/2011 und (EU)2016/589 sowie zur Aufhebung des Beschlusses
(EU) 2016/344 (ABI. L 186 vom 11.7.2019, S. 21).

? Arbeitsmarkt- und Lohnentwicklung in Europa: Jahresbericht 2024, 2024, S. 33-34.

N o v oA
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https://europa.eu/eurobarometer/surveys/detail/2671
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https://employment-social-affairs.ec.europa.eu/annual-report-intra-eu-labour-mobility_en
https://www.ecb.europa.eu/press/blog/date/2025/html/ecb.blog20250508~897078ce87.en.html
https://www.ecb.europa.eu/press/blog/date/2025/html/ecb.blog20250508~897078ce87.en.html
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https://link.europa.eu/NFGmQ9
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https://eur-lex.europa.eu/legal-content/DE/TXT/?uri=CELEX%3A32019R1149&qid=1782893140060
https://op.europa.eu/de/publication-detail/-/publication/057f23e9-bdc5-11ef-91ed-01aa75ed71a1/language-de
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angelegte Kampagnen'®. In wissenschaftlichen Analysen wird auch auf die einzigartige Rolle
der ELA bei der SchlieBung einer Koordinierungsliicke hingewiesen, die die nationalen
Aufsichtsbehorden nicht allein schlieBen konnten'!. Bei der Bewertung wurden jedoch auch
Verbesserungsmoglichkeiten im Rahmen des derzeitigen Mandats sowie bestimmte
Einschrankungen in dieser Mandatsperiode festgestellt, die die Fahigkeit der ELA, ihre
Aufgaben wahrzunehmen, einschrinken und nicht ohne eine Anderung der Rechtsvorschriften
gelost werden kdnnen (siehe Abschnitt 3)!2.

Dariiber hinaus hat das Europiische Parlament in einer EntschlieBung vom Januar 2024'3
gefordert, das Mandat der ELA zu stirken und sie mit ausreichenden Ressourcen auszustatten.
Das Parlament plant eine gestdarkte ELA mit einer proaktiveren Durchsetzungsfunktion, die
operative Analysen auf der Grundlage verbesserter Datenverarbeitungskapazititen durchfiihrt
und die Rechte von Drittstaatsangehdrigen angemessen schiitzen kann.

Die Durchsetzungsfunktion der ELA ist nach wie vor weitgehend reaktiv. Hinzu kommt, dass
die Behorde nicht in der Lage ist, auf relevante operative Informationen, einschlieBlich
personenbezogener Daten, zuzugreifen und diese zu verarbeiten, und dass ihr Mandat
gegeniiber verschiedenen Kategorien von Drittstaatsangehorigen nach wie vor unklar ist.
Dariiber hinaus werden die von der ELA bereitgestellten Informationen iiber die
einschldgigen Rechte und Pflichten von FEinzelpersonen und Arbeitgebern in
grenziiberschreitenden Situationen von den Interessentrdgern als unzureichend und zu
allgemein erachtet und erreichen hiufig nicht die schutzbediirftige Gruppen, einschlielich
Drittstaatsangehoriger, die in den EU-Mitgliedstaaten arbeiten.

Das Europiische Netz der Arbeitsvermittlungen (EURES) schneidet unterdurchschnittlich ab.
Sowohl die Vermittlung von Stellen {iber EURES als auch das Engagement der
Mitgliedstaaten gehen zurlick. Die Herausforderungen, die sich auf die Wirksamkeit von
EURES auswirken, haben ihre Wurzeln in einer Kombination von Faktoren, darunter der
Wettbewerb durch kommerzielle Arbeitsvermittlungsplattformen, die dem Netz zur
Verfligung stehenden Ressourcen und die sich dndernden Arbeitsmarktbedingungen. Eine
weitere wichtige Ursache fiir diese Mingel ist die fragmentierte Governance beziiglich
EURES durch die Kommission und die ELA.

Schlielich wird die Mediationsfunktion der ELA aufgrund ihrer Komplexitit und der
Moglichkeit fiir die Mitgliedstaaten, sich jederzeit gegen eine Beteiligung zu entscheiden,
nach wie vor nicht ausreichend genutzt.

Dieser Vorschlag zielt daher darauf ab, der ELA geeignete Instrumente an die Hand zu geben,
um ihre strategische und operative Kapazitit zu verbessern, zur Durchsetzung des EU-Rechts
und zur Verbesserung des Funktionierens des Binnenmarkts beizutragen. Die Initiative sieht
gezielte rechtliche Anpassungen vor. Die Kernziele und Hauptaufgaben der Behorde bleiben
unverdndert. Thre Einzelziele sind folgende:

. Verbesserung des Zugangs zu und der Qualitdt von Informationen und Unterstiitzung
bei der grenziiberschreitenden Arbeitskriftemobilitdt, um sicherzustellen, dass
Einzelpersonen, mobile Arbeitskrifte innerhalb der EU (einschlieBlich Grenzgénger),
bestimmte Drittstaatsarbeitnehmer und Arbeitgeber in der Union besser in der Lage

Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen als Begleitpapier zum Bericht der Kommission an das
Européische Parlament, den Rat und den Europdischen Wirtschafts- und Sozialausschuss: Bewertung
der Européischen Arbeitsbehorde (ELA), SWD(2025) 128 final, S. 63.

1 Jan Cremers (2024), The first term of the European Labour Authority.

12 SWD(2025) 128 final, S. 64-66.

EntschlieBung des Europiischen Parlaments vom 18. Januar 2024 zu der Uberarbeitung des Mandats
der Europédischen Arbeitsbehdrde, P9 TA(2024)0052.
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sind, ihre Rechte auszuiiben und ihren Verpflichtungen nachzukommen. Sowohl die
Reichweite der gezielten Beratung als auch die Ergebnisse fiir die Nutzer sollen
verbessert werden.

. Erhohung der Zahl der Personen und Unternehmen, die Unterstiitzung fiir
grenziiberschreitende Mobilitdt erhalten, und Verbesserung der Ergebnisse beim
Abgleich von Angebot und Nachfrage durch Verbesserung der Effizienz der
Governance und des Betriebs des EURES-Netzes und -Portals. Eine hohere Zahl und
ein hoherer Anteil der iber EURES ermdglichten Stellenvermittlungen, eine bessere
Abdeckung von Lebensldufen und Stellenangeboten sowie eine hohere Zufriedenheit
der Nutzer sowohl mit dem EURES-Portal als auch mit der Verwaltung des EURES-
Netzes sollen erreicht werden.

. Verbesserung der Ausrichtung und Wirksamkeit von DurchsetzungsmaBBnahmen in
grenziiberschreitenden Situationen — auch in Féllen, an denen Drittstaatsarbeitnehmer
beteiligt sind — durch Stirkung der analytischen und operativen Unterstiitzung der
ELA fiir konzertierte und gemeinsame Kontrollen. Die Unterstiitzung bei der
Durchsetzung auf EU-Ebene soll stérker risiko- und evidenzbasiert werden, um die
Zahl und den Umfang konzertierter und gemeinsamer Kontrollen, ihre Ausrichtung
durch die analytische Arbeit der ELA und die Zufriedenheit mit der geleisteten
operativen Unterstiitzung zu erh6hen.

. Verringerung der Zahl landeriibergreifender Streitigkeiten durch Verbesserung der
Wirksamkeit und des praktischen Nutzens der Mediationsfunktion der ELA bei
gleichzeitiger Wahrung ihres kooperativen Charakters. Die Akzeptanz, die
Loésungsquoten und die Zufriedenheit mit dem Verfahren sollen verbessert werden.

Dariiber hinaus umfasst diese Initiative gezielte Anpassungen zur Vereinfachung des EURES-
Rechtsrahmens, der derzeit aus der Verordnung (EU)2016/589'% sowie sechs
Durchfiihrungsbeschliissen der Kommission besteht. Diese Anderungen zielen darauf ab, den
Verwaltungsaufwand, insbesondere fiir die nationalen Verwaltungen, zu verringern.

. Kohirenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Politikbereich

In den letzten zehn Jahren hat die Kommission Fortschritte bei der Verbesserung des
Rechtsrahmens 1m Bereich der Arbeitskriaftemobilitit erzielt. Aufbauend auf den
umfangreichen Rechtsvorschriften iiber die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer, die Entsendung
von Arbeitnehmern und die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit zielt das Paket
der Kommission fiir faire Arbeitskrdftemobilitidt darauf ab, die Ausiibung der Freiziigigkeit
weiter zu erleichtern, indem bestehende Hindernisse beseitigt und die Rechtsvorschriften und
Verfahren (auch durch Digitalisierung) vereinfacht werden, wihrend gleichzeitig ein hohes
Schutzniveau fiir Menschen, die sich ins Ausland begeben, aufrechterhalten wird.

Dieser Vorschlag fiir eine Uberarbeitung des Mandats der ELA erginzt die anderen
Legislativvorschldge des Pakets fiir faire Arbeitskriftemobilitdt, d. h. den Vorschlag fiir einen
Europédischen Sozialversicherungspass (ESSPASS) und die Vorschlige im Rahmen der
Initiative fiir die Portabilitit von Kompetenzen. Diese zielen ebenfalls darauf ab,
Mobilitdtshindernisse abzubauen und gleichzeitig die Einhaltung der einschligigen geltenden
Vorschriften zu gewéhrleisten.

14 Verordnung (EU) 2016/589 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 13. April 2016 iiber ein
Europdisches Netz der Arbeitsvermittlungen (EURES), den Zugang von Arbeitnehmern zu
mobilititsfordernden Diensten und die weitere Integration der Arbeitsmirkte und zur Anderung der
Verordnungen (EU) Nr. 492/2011 und (EU) Nr. 1296/2013 (ABL. L 107 vom 22.4.2016, S. 1).
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Die im Mai 2026 angenommene EURES-Strategiec 2030 befasst sich mit den
Herausforderungen, die bei der Tétigkeit von EURES ermittelt wurden, soweit diese keine
legislativen Anpassungen erfordern. Diese Strategie ist governance-neutral und umfasst
operative Malnahmen. Mit diesem Vorschlag wird die Strategie durch gezielte
Legislativmalnahmen gestirkt, insbesondere in Bezug auf die Verwaltung des Netzes und die
Klirung der Rollen zwischen der ELA und der Kommission. Die Ubertragung der
Verantwortung als Systemeigner des EURES-Portals auf die Kommission wird es
ermoglichen, Synergien mit anderen von der Kommission verwalteten IT-Instrumenten und -
Netzen, einschlieBlich Europass, der FEuropidischen Klassifikation fiir Féhigkeiten,
Kompetenzen, Qualifikationen und Berufe (ESCO), des Netzwerks der offentlichen
Arbeitsverwaltungen und des EU-Talentpools, optimal zu nutzen. Mit der EURES-Strategie
und dem vorliegenden Vorschlag wird das gemeinsame Ziel verfolgt, die Voraussetzungen fiir
die Wiedereinsetzung von EURES als niitzliches Instrument fiir die Arbeitskraftemobilitit
innerhalb der EU zu schaffen.

Die bevorstehende Verordnung iiber eine mit dem Binnenmarkt-Informationssystem (IMI)
verbundene Offentliche Schnittstelle fiir die Erklirung tiiber die Entsendung von
Arbeitnehmern, auf die sich die beiden gesetzgebenden Organe am 23. Juni 2026 vorldufig
geeinigt haben, wird die Ubermittlung dieser Erkldrungen im Einklang mit der Richtlinie iiber
die Entsendung von Arbeitnehmern erleichtern. Da die ELA die Mitgliedstaaten und die
Kommission bei der Anwendung und Durchsetzung dieser Richtlinie unterstiitzt, wird die
Verordnung auch in ihren Tétigkeitsbereich aufgenommen.

Die bevorstehende Uberarbeitung des Rechtsrahmens fiir die Koordinierung der Systeme der
sozialen Sicherheit (Verordnungen (EG) Nr. 883/2004!5 und (EG) Nr. 987/2009)!'¢ wird die
Ausiibung der Biirgerrechte erleichtern, die Rechtsklarheit verbessern und kurzfristige
grenziiberschreitende Tétigkeiten und Geschiftsreisen fiir Unternehmen und Arbeitnehmer
erleichtern. Der Téatigkeitsbereich der ELA deckt sich bereits mit diesen Verordnungen, das
Gleiche wird fiir deren Anderungen gelten. Das Ziel, die grenziiberschreitende Mobilitit
weiter zu erleichtern, wird durch diesen Vorschlag weiter gestérkt.

Die im April 2026'7 angenommene Verordnung iiber den EU-Talentpool wird die
internationale Rekrutierung erleichtern, um dem Arbeits- und Fachkrdftemangel in der EU
entgegenzuwirken. Sie wird auch spezifische Garantien enthalten, um sicherzustellen, dass
diese Rekrutierung fair erfolgt. Die Kldrung der Rolle der ELA in Bezug auf bestimmte
Arbeitnehmer aus Drittstaaten durch diese Initiative wird die Bemiihungen ergdnzen, um den
Schutz dieser Arbeitnehmer auf dem EU-Arbeitsmarkt zu gewdhrleisten und gleiche
Wettbewerbsbedingungen aufrechtzuerhalten.

Die Gewihrleistung einer fairen Arbeitskriftemobilitit, unter anderem durch die
Unterstiitzung der ELA fiir die ordnungsgemidBe Umsetzung und Durchsetzung der
entsprechenden Vorschriften, ist auch ein Schliisselelement des Aktionsplans zur
europiischen Siule sozialer Rechte!®. Darin wird die Rolle der ELA bei der Unterstiitzung der
nationalen Behorden durch den Aufbau von Kapazititen und die Bereitstellung von

15 Verordnung (EG) Nr. 883/2004 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2004 zur
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABL. L 166 vom 30.4.2004, S. 1).
16 Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009

zur Festlegung der Modalititen fiir die Durchfiihrung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 {iber die
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABI. L 284 vom 30.10.2009, S. 1).
17 Verordnung (EU) 2026/1047 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 29. April 2026 zur
Einrichtung eines EU-Talentpools (ABI. L, 2026/1047, 12.5.2026).
https://op.europa.eu/webpub/empl/european-pillar-of-social-rights/de/.
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Informationen liber Rechte und Pflichten bei der Arbeit im Ausland hervorgehoben. Mit
dieser Initiative soll diese Rolle gestarkt werden.

Dartiber hinaus arbeitet die ELA eng mit den anderen dezentralen Agenturen der EU im
Bereich Beschéiftigung und Soziales zusammen: der Europdischen Stiftung zur Verbesserung
der Lebens- und Arbeitsbedingungen (Eurofound), dem Europdischen Zentrum fiir die
Forderung der Berufsbildung (Cedefop), der Europdischen Stiftung fiir Berufsbildung (ETF)
und der Européischen Agentur fiir Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (EU-
OSHA). Die ELA hat mit all diesen Agenturen Kooperationsvereinbarungen, einschlielich
Aktionspldnen mit konkreten Tétigkeiten, geschlossen, um Synergien zu nutzen und
Doppelarbeit zu vermeiden. Auch wenn Strafsachen nicht in erster Linie den Gegenstand des
Mandats der ELA bilden, kann sich ihre Unterstiitzung bei der Durchsetzung auf Bereiche
beziehen, die in den Zusténdigkeitsbereich des Strafrechts auf nationaler Ebene fallen, z. B.
wenn es um Menschenhandel zum Zwecke der Ausbeutung der Arbeitskraft geht. Die ELA
arbeitet daher auch mit der Agentur der Européischen Union fiir die Zusammenarbeit auf dem
Gebiet der Strafverfolgung (Europol) und der Agentur der Europdischen Union fiir justizielle
Zusammenarbeit in Strafsachen (Eurojust) zusammen. Dieser Vorschlag wiirde dazu fiihren,
dass die ELA die Arbeit anderer dezentraler Agenturen oder Organe der EU erginzt und nicht
wiederholt.

. Kohirenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

Dieser Vorschlag steht im Einklang mit der Binnenmarktstrategie'®, die darauf abzielt, einen
einfachen, nahtlosen und starken europdischen Markt zu schaffen, der sein Potenzial voll
ausschopft. Es wird auch ausdriicklich darauf hingewiesen, dass die Stirkung der ELA eine
der MaBnahmen zur Erreichung dieses Ziels ist. Wie in Abschnitt 3 dargelegt, wird diese
Initiative die grenziiberschreitende Arbeitskraftemobilitdt erleichtern und die Befolgungs- und
Einstellungskosten grenziiberschreitender Tétigkeiten fiir Unternehmen, insbesondere KMU,
senken. Als Teil des Fahrplans ,,Ein Europa, ein Markt* diirfte sie sich daher geringfiigig
positiv auf die Wettbewerbsfahigkeit der EU-Unternehmen auswirken, indem sie dazu
beitrdgt, den Arbeits- und Fachkridftemangel durch einen verbesserten Zugang zu
Informationen und die Senkung der Kosten fiir die grenziiberschreitenden
Einstellungsausgaben zu beheben.

Im Bereich der Bereitstellung von Informationen ergénzt die Initiative bestehende
Beratungsnetzwerke und -plattformen der EU wie SOLVIT, Ihr Europa — Beratung (YEA)
und das Europe-Direct-Kontaktzentrum (EDCC). SOLVIT unterstiitzt Einzelpersonen und
Unternehmen, wenn Behdrden gegen ihre Binnenmarktrechte verstoen. YEA bietet
kostenlose, personalisierte Rechtsberatung zu den im EU-Recht verankerten Rechten. Das
EDCC ist die allgemeine Beratungsstelle der EU. Auch wenn es gewisse Uberschneidungen
mit den Themen geben mag, die in den Zustidndigkeitsbereich der ELA fallen, bietet keine
dieser Initiativen Einzelpersonen und Unternehmen maBgeschneiderte Leitlinien zu ihren
Rechten und Pflichten, personliche Beratung und Kontaktaufnahme zu schutzbediirftigen
Gruppen, iiber lokale Akteure, die im spezifischen lokalen Kontext erfahren sind. Eine solche
Beratung wiirde die ELA im Rahmen ihres erneuerten Mandats sicherstellen. Dartiber hinaus
konnte eine Reform der Mediationsfunktion der ELA Problemldsungsdienste wie SOLVIT
erginzen, da dadurch die Wahrscheinlichkeit steigen konnte, dass einige Fille, die tiber
SOLVIT nicht geldst wurden, zur Mediation an die ELA weitergeleitet werden.

Mitteilung der Kommission an das Européische Parlament, den Rat, den Europdischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen. Binnenmarkt: unser europdischer Heimatmarkt in
einer unsicheren Welt. Eine Strategie fiir einen einfachen, nahtlosen und starken Binnenmarkt.
COM(2025) 500 final.
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Was die Rolle der ELA in Bezug auf ihre Tatigkeiten betrifft, die Arbeitnehmer aus
Drittstaaten betreffen, so erginzt der Vorschlag die Migrationsagenda und die
Migrationspolitik der EU, insbesondere die FEuropdische Strategie fiir Asyl- und
Migrationsmanagement®’, soweit er darauf abzielt, die Mobilitit von Arbeitskriften und
Fachkriften zu verbessern, um die Wettbewerbsfahigkeit zu steigern. In der Strategie wird
ausdriicklich darauf hingewiesen, dass die Féhigkeit der ELA verbessert werden muss,
Herausforderungen im  Zusammenhang mit  Verletzungen der Rechte von
Drittstaatsarbeitnehmern zu bewiéltigen, und dass die Durchsetzungsarbeit in diesem Bereich
verbessert werden muss. In dem Vorschlag wird das Mandat der ELA préizisiert, um die
Mitgliedstaaten bei der Durchsetzung spezifischer Bestimmungen der
Richtlinien 2009/52/EG, 2014/36/EU, (EU) 2024/1233 und der Richtlinie 2001/55/EG des
Rates zu unterstiitzen, soweit diese die Arbeits- und Sozialversicherungsrechte von
Drittstaatsarbeitnehmern betreffen, wenn dies fiir die Verwirklichung der Ziele der Behorde
erforderlich ist. Die Beriicksichtigung der spezifischen Bestimmungen der genannten
Migrationsrichtlinien wird eine einheitliche Anwendung der Grundrechte in den
verschiedenen Kategorien von Arbeitnehmern gewihrleisten. Die Tatigkeiten der ELA im
Zusammenhang mit diesen Richtlinien werden daher die bereits im Rahmen des aktuellen
Mandats durchgefiihrten Tétigkeiten ergdnzen.

Im Hinblick auf die verbesserte Féhigkeit der ELA, auf operative Informationen,
einschlieBlich personenbezogener Daten, zuzugreifen und diese zu verarbeiten, steht der
Vorschlag weiterhin vollstindig im Einklang mit dem Datenschutzrahmen der EU,
insbesondere mit der Verordnung iiber den Schutz personenbezogener Daten durch die
Organe, Einrichtungen und sonstigen Stellen der EU?!.

Die Initiative beriicksichtigt auch das ,,Gemeinsame Konzept*“ des Europdischen Parlaments,
des Rates der EU und der Europdischen Kommission zu den dezentralen Agenturen in Bezug
auf Aspekte wie die Abstimmungsregeln des Verwaltungsrats?2,

2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITAT UND VERHALTNISMABIGKEIT
. Rechtsgrundlage

Der Vorschlag betrifft die Anderung der Verordnungen (EU) 2019/1149 und (EU) 2016/589.
Er stiitzt sich daher auf dieselben Rechtsgrundlagen wie diese Verordnungen: Artikel 46 und
Artikel 48 des Vertrags iiber die Arbeitsweise der Europdischen Union (TFEU). Diese sehen
die Freiziigigkeit der Arbeitnehmer und die Koordinierung der Systeme der sozialen
Sicherheit innerhalb der Union vor, was den Schwerpunkt dieses Vorschlags bildet.

. Subsidiaritit (bei nicht ausschlieBlicher Zustindigkeit)

Das Subsidiaritétsprinzip findet Anwendung, da der Vorschlag nicht unter die ausschlieBliche
Zustandigkeit der Union fillt. Die Ziele des Vorschlags konnen von den Mitgliedstaaten auf
nationaler, regionaler oder lokaler Ebene nicht ausreichend verwirklicht werden. Aus
folgenden Griinden kdénnen diese Ziele besser auf Unionsebene erreicht werden:

20 Mitteilung der Kommission an das Europdische Parlament und den Rat. Europdische Strategie fiir Asyl-

und Migrationsmanagement. COM(2026) 45 final.
2 Verordnung (EU) 2018/1725 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe,
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABL. L 295 vom 21.11.2018,
S. 39).
Gemeinsame Erkldrung des Europidischen Parlaments, des Rates der EU und der Européischen
Kommission zu den dezentralen Agenturen, 2012.
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Mitgliedstaaten, die in Eigenregie handeln, konnen Probleme mit grenziiberschreitender
Dimension, z. B. solche, die in den Zustdndigkeitsbereich der ELA fallen, nicht ausreichend
angehen. Insbesondere gilt:

. Die Bereitstellung hochwertiger und aktueller Informationen und Dienstleistungen
fiir ~die Offentlichkeit hinsichtlich ihrer Rechte und Pflichten bei
grenziiberschreitenden Sachverhalten bedarf einer Koordinierung auf Unionsebene,
um eine kohérente, klare und effiziente Kommunikation zu gewahrleisten.

. Die  Anwendung  von  Unionsrecht auf  die grenziiberschreitende
Arbeitskréiftemobilitdt und die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit
erfordert die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten — kein Mitgliedstaat
kann somit allein handeln.

J Um Synergien und Kohdrenz zwischen den Mitgliedstaaten bei der Anwendung und
Durchsetzung des Unionsrechts zu erhdhen und Rechtssicherheit fiir Verwaltungen
und Einzelpersonen gleichermaBlen zu gewéhrleisten, bedarf es eines koordinierten
und gemeinsamen Ansatzes auf Unionsebene statt eines Netzes bilateraler oder
multilateraler Ubereinkiinfte.

Dariiber hinaus sind die festgestellten Schwachstellen im Mandat der ELA auf
Regulierungsfragen auf EU-Ebene zuriickzufiihren. Da sie auf strukturelle Mingel in der
Verordnung (EU) 2019/1149 selbst zuriickzufiihren sind, knnen sie von den Mitgliedstaaten
allein nicht behoben werden und erfordern ein gezieltes gesetzgeberisches Eingreifen auf EU-
Ebene.

Die Anderungen der Verordnung (EU) 2016/589, die nicht die Aufgabenverteilung zwischen
der ELA und der Kommission betreffen, zielen darauf ab, den Rechtsrahmen auf EU-Ebene in
Bezug auf die Funktionsweise von EURES zu vereinfachen, und koénnen daher von den
Mitgliedstaaten nicht einzeln umgesetzt werden.

. VerhiltnismiBigkeit

Mit dem Vorschlag wird gezielt und verhdltnisméBig auf bestimmte Méngel im Mandat der
ELA reagiert, die ihre Fahigkeit zur Unterstiitzung der grenziiberschreitenden Durchsetzung
des EU-Rechts derzeit einschrianken. Der Vorschlag geht nicht liber das zur Verwirklichung
dieses Ziels erforderliche Mal} hinaus. Er erlegt Einzelpersonen oder Arbeitgebern keine
neuen rechtlichen Verpflichtungen auf, iibertrigt keine Durchsetzungsbefugnisse auf die
Ebene der Union und greift nicht in nationale Entscheidungsprozesse, Rechtsvorschriften oder
Durchsetzungsmallnahmen ein. Dariiber hinaus ldsst er den Mitgliedstaaten einen weiten
Ermessensspielraum bei der Art und Weise, wie sie die verstiarkte Unterstiitzung der ELA bei
der Anwendung und Durchsetzung des Unionsrechts nutzen. Der Behorde werden keine
eigenstindigen Inspektions- oder Sanktionsbefugnisse {iibertragen, da Inspektionen,
einschlieBlich der von der ELA angeforderten, weiterhin der Zustimmung der Mitgliedstaaten
unterliegen. Ebenso ist die Teilnahme an der Mediation fiir die Mitgliedstaaten freiwillig.

Die Initiative stiitzt sich auf die Erkenntnisse aus der Bewertung der ELA im Jahr 2025. Sie
beschriankt sich nach wie vor auf die Behebung der Mingel, die gezielte Gesetzesdnderungen
erfordern, und kann von der ELA im Rahmen ihres derzeitigen Rechtsrahmens nicht behoben
werden. Alle anderen aus der Bewertung gewonnenen Erkenntnisse werden in einem
Aktionsplan beriicksichtigt, der im Mai 2026 vom Verwaltungsrat der ELA gebilligt wurde.
In der diesen Vorschlag begleitenden Folgenabschitzung wird dargelegt, wie mit dem
Vorschlag ein angemessenes Gleichgewicht bei der Verwirklichung seiner verschiedenen
Ziele erreicht wird. Diese Uberarbeitung beschrinkt sich darauf, die erforderlichen

DE
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Anpassungen am Mandat vorzunehmen, wéihrend die Kernziele und -aufgaben der ELA
unverindert bleiben.

Die Anderungen der Verordnung (EU)2016/589, mit Ausnahme derjenigen, die die
Aufgabenverteilung zwischen der ELA und der Kommission betreffen, dndern keine
wesentlichen Elemente des EURES-Rechtsrahmens. Sie beseitigen lediglich Berichtspflichten
und Verwaltungsaufwand, wenn diese fiir das wirksame Funktionieren des EURES-Netzes
nicht erforderlich sind.

. Wahl des Instruments

Bei dem vorgeschlagenen Instrument handelt es sich um eine Verordnung zur Anderung der
Verordnungen (EU) 2019/1149 und (EU) 2016/589. Die Wahl dieses Instruments ist durch
den Grundsatz der Parallelitit der Formen gerechtfertigt, wonach der Anderungsrechtsakt
dieselbe Art von Rechtsakt wie der zu é&ndernde Rechtsakt sein muss. Dieses
Rechtsinstrument wird als am besten geeignet erachtet, da die Ursachen der festgestellten
Probleme in den geltenden Rechtsvorschriften verwurzelt sind und nicht allein durch
nichtlegislative MaBnahmen gelost werden konnen. Eine Anderungsverordnung bietet die
Rechtssicherheit, die erforderlich ist, um die Ziele dieser Initiative zu erreichen.

3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER
INTERESSENTRAGER UND DER FOLGENABSCHATZUNG
. Ex-post-Bewertung/Eignungspriifungen bestehender Rechtsvorschriften

Dieser Vorschlag kniipft an die Bewertung der ELA aus dem Jahr 2025 an, bei der festgestellt
wurde, dass die ELA bis zum Ende des ersten Halbjahres 2023 mit der Verwirklichung ihrer
Ziele begonnen hatte, um einen zuvor nicht gedeckten Bedarf an operativer Unterstiitzung bei
der Umsetzung der EU-Politik im Bereich der Arbeitskréftemobilitdit zu decken. Eine
endgiiltige Gesamtbewertung ihrer Leistung wurde jedoch durch das Fehlen von
Ergebnisindikatoren erschwert?>.

Mit dieser Initiative sollen die bei der Bewertung gewonnenen Erkenntnisse umgesetzt
werden, die nicht allein durch den Aktionsplan der Behorde angegangen werden konnen,
sondern gezielte Gesetzesdnderungen erfordern. Insbesondere werden in der Bewertung
bestimmte Einschrinkungen des Mandats der Behorde hervorgehoben, die sich auf das
Potenzial der ELA auswirken konnten. Diese Einschrinkungen betreffen beispielsweise die
Befugnisse bei der Datenverarbeitung, die Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten im
Rahmen konzertierter und gemeinsamer Kontrollen, eine verstirkte Bereitstellung von
Informationen, die Rolle der ELA in Fillen, in denen bestimmte Drittstaatsarbeitnehmer
betroffen sind, und ihre Zustindigkeiten in Bezug auf EURES?*,

Dieser Vorschlag stiitzt sich auf die der Bewertung zugrunde liegende Studie?, die eine
eingehende Analyse der Effizienz, Wirksamkeit, Kohédrenz, des EU-Mehrwerts und der
Relevanz der Behorde enthilt.

Dieser Vorschlag baut auch auf den Erkenntnissen auf, die im Zusammenhang mit anderen
einschldgigen Umsetzungs- und Tétigkeitsberichten gesammelt wurden, insbesondere dem
jiingsten EURES-Zweijahresbericht aus dem Jahr 2025%6 und dem Umsetzungsbericht 2024

23 SWD(2025) 128 final, S. 60-63.

24 SWD(2025) 128 final, S. 66.

25 Study supporting the evaluation of the European Labour Authority, 2025.
26 COM(2025) 538 final.
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zur Richtlinie iiber die Entsendung von Arbeitnehmern?’. Dariiber hinaus nimmt er
gegebenenfalls die gemeinsame Bewertung der zuvor genannten vier anderen dezentralen
Agenturen der EU im Bereich Beschiftigung und Soziales aus dem Jahr 2024 zur Kenntnis?®,

. Konsultation der Interessentriger

Die Ansichten der Interessentrdger wurden in verschiedenen Formaten eingeholt. Wie bereits
erwihnt, stiitzt sich dieser Vorschlag fiir eine Uberarbeitung auf die im Rahmen der
Bewertung der ELA im Jahr 2025 erhobenen Daten und durchgefiihrten Analysen sowie auf
die dieser Bewertung zugrunde liegende Studie. In diesem Zusammenhang wurden
umfassende Konsultationen im Rahmen einer Kombination von Tatigkeiten durchgefiihrt.
Dazu gehorten eine Offentliche EU-Umfrage, eine Offentliche Aufforderung zur
Stellungnahme, eine Umfrage unter Interessentrigern der ELA, eine Umfrage unter
Mitarbeitern der ELA und Mitgliedern des Verwaltungsrats, eingehende Interviews mit
wichtigen Interessentridgern und ein Workshop mit den Sozialpartnern.

Um Doppelarbeit zu vermeiden, verfolgten zusitzliche Konsultationstitigkeiten im Rahmen
der Folgenabschitzung einen gezielten Ansatz, der darauf abzielte, die Ergebnisse der
Bewertung zu ergédnzen und sich auf die darin aufgeworfenen zentralen Fragen zu
konzentrieren. Zu diesem Zweck wurden nach der Veroffentlichung der Bewertung weitere
Riickmeldungen von den Mitgliedern des Verwaltungsrats der ELA eingeholt. Dariiber hinaus
fand im September 2025 ein gezielter Umsetzungsdialog iiber faire Arbeitskriftemobilitit*’
mit 29 externen Interessentrigern statt. Alle Teilnehmer des Dialogs begriiiten die
Ankiindigung des Pakets fiir faire Arbeitskrdftemobilitdt. Sie betonten, dass Maflnahmen
erforderlich sind, die auf bestehenden Instrumenten aufbauen, um die Mobilitit gerechter zu
gestalten, die Arbeitnehmerrechte zu schiitzen und Unternehmen zu unterstiitzen. Die
Teilnehmer forderten insbesondere mehr Befugnisse fiir die ELA bei der Organisation
gemeinsamer Kontrollen, der Fertigstellung des Vergiitungsrechners fiir die Entsendung von
Arbeitnehmern, der weiteren Sensibilisierung fiir Arbeitnehmerrechte, der Harmonisierung
der einzelnen nationalen Websites und der Unterstiitzung der Qualititskontrolle der
Richtigkeit von Informationen und Prozessdaten um Félle von Ausbeutung der Arbeitskraft
wirksam zu erkennen.

Im Anschluss an den Umsetzungsdialog fand im November 2025 eine spezielle Anhdérung mit
den Sozialpartnern zum Paket fiir faire Arbeitskriftemobilitdt statt. 51 verschiedene
Arbeitgeber- und Unternehmensverbidnde sowie Gewerkschaften waren vertreten. Im
Anschluss an die Anhérung wurden der Kommission zehn schriftliche Beitrége tibermittelt.
Zwar gab es unterschiedliche Ansichten iliber die Moglichkeit und den Umfang der
Uberarbeitung, dennoch haben alle Organisationen der Sozialpartner Bereiche ermittelt, in
denen sie eine Starkung der Tatigkeiten der ELA unterstiitzen.

Vom 5. Dezember 2025 bis zum 2. Januar 2026 fand eine Offentliche Sondierung zur
Stirkung der ELA durch eine Uberpriifung ihres Mandats statt. Insgesamt gingen

27 Monica Andriescu et al. (2024), Studie zur Unterstiitzung der Uberwachung der Richtlinie

2018/957/EU iiber die Entsendung von Arbeitnehmern und der Durchsetzungsrichtlinie 2014/67/EU: Die
Situation von befristet beschéiftigten grenziiberschreitend tdtigen Arbeitnehmern und Arbeitnehmern in
Unterauftragsketten.

28 Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen als Begleitpapier zum ,,Bericht der Kommission an das
Européische Parlament, den Rat und den Europidischen Wirtschafts- und Sozialausschuss: Bewertung
von EU-Agenturen: Eurofound, Cedefop, ETF und EU-OSHA®, SWD(2024) 222 final.
Umsetzungsdialog iiber faire Arbeitskraftemobilitét, 16. September 2025.
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56 schriftliche Beitrdge ein. Alle Beitrdge sind auf der offiziellen Website der Kommission
offentlich zuginglich®,

Einzelheiten zu den Konsultationsmethoden und den Ansichten der Interessentrdger sind
Anhang 2 des Berichts iiber die Folgenabschitzung zu entnehmen. Die eingegangenen
Beitrdge wurden bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags gebiihrend beriicksichtigt.

. Einholung und Nutzung von Expertenwissen

Bei der Ausarbeitung dieses Vorschlags und des dazugehorigen Folgenabschétzungsberichts
stlitzte sich die Kommission sowohl auf internes als auch auf externes Fachwissen. Mehrere
von der Kommission in Auftrag gegebene Berichte und Studien sind in diese Initiative
eingeflossen. Dazu gehdren die Studie zur Unterstlitzung der Bewertung der ELA, erginzt
durch fachliche Beratung durch das MoveS-Netz von Rechtsexperten im Bereich der
Mobilitdt innerhalb der EU und Daten, die vom Statistik-Netzwerk FMSSFE unter der
Leitung des KU Leuven Research Institute for Work and Society (HIVA) erhoben werden.
Der Vorschlag trigt auch der EntschlieBung des Europiischen Parlaments®' vom 18. Januar
2024 zur Uberarbeitung des Mandats der ELA Rechnung.

Dariiber hinaus haben sich einschligige wissenschaftliche Forschung sowie ein breites
Spektrum von Veroffentlichungen anderer Organe und Stellen der EU (Européisches
Parlament, ELA, Eurofound, Eurojust), spezielle Kommissionsdienststellen (Ihr Europa —
Beratung, SOLVIT) und internationale Organisationen (IAO, OECD) in diesen Vorschlag
eingebracht. Der Folgenabschitzungsbericht enthilt einen detaillierten Uberblick iiber die
einschldgige Literatur, die beriicksichtigt wurde.

. Folgenabschiatzung

Im Einklang mit ihrer Politik fiir bessere Rechtsetzung hat die Kommission bei der
Ausarbeitung dieser Initiative eine Folgenabschitzung der politischen Optionen durchgefiihrt.
Die Folgenabschitzung®? und deren Zusammenfassung® sind offentlich zugénglich. Diese
Arbeit gingen mit einer  strukturierten  Konsultation im  Rahmen  einer
dienststelleniibergreifenden Lenkungsgruppe in der Kommission einher.

Mit den verschiedenen analysierten und bewerteten politischen Optionen werden die
Probleme angegangen, die in Bezug auf vier zentrale Politikbereiche ermittelt wurden:
1) Bereitstellung von Informationen, 2) EURES, 3) Zusammenarbeit und Durchsetzung und
4) Vermittlung. Im Einklang mit den Leitlinien fiir eine bessere Rechtsetzung wurden die
Auswirkungen der politischen Optionen anhand der Kriterien Wirksamkeit, Effizienz,
Kohidrenz und VerhéltnisméBigkeit im Vergleich zum Basisszenario bewertet, bei dem das
Mandat der ELA nicht angepasst wiirde und die Herausforderungen nur durch nichtlegislative
MaBnahmen, einschlieBlich des oben genannten Aktionsplans, angegangen wiirden. Als
Ergebnis dieser Analyse wird nun ein Paket gezielter Malnahmen vorgelegt, mit denen die in
bestimmten Bereichen festgestellten Méngel behoben werden sollen. Ziel ist es, die
operativen Kapazititen der ELA zu verbessern und gleichzeitig ihre Kernziele und -aufgaben
aufrechtzuerhalten.

In Bezug auf die Bereitstellung von Informationen umfassten die Optionen entweder 1) die
Verwaltung von Finanzhilfen durch die ELA zur Unterstiitzung der Bereitstellung
personalisierter Informationen und Beratung durch externe Organisationen oder i1) die direkte
Bereitstellung dieser Unterstiitzung durch die ELA. Die Verwaltung von Finanzhilfen ist die

30 Call for evidence — Strengthening the European Labour Authority by reviewing its mandate.

3 P9 TA(2024)0052.
32 SWD(2026) 986.
3 SWD(2026) 987.
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effizienteste und verhdltnisméfBigste Option, da sie das vorhandene lokale und sektorale
Fachwissen nutzt und gleichzeitig die hohen Fixkosten im Zusammenhang mit dem Aufbau
direkter Beratungskapazititen der ELA vermeidet.

In Bezug auf EURES reichten die politischen Alternativen von i) der Neuzuweisung des
Vorsitzes der Europdischen Koordinierungsgruppe und der Verantwortung als IT-
Systemeigner des EURES-Portals an die Kommission bis zur ii) vollstindigen Ubertragung
aller EURES-bezogenen Aufgaben an die Kommission oder zur iii) vollstindigen
Ubertragung aller Aufgaben an die ELA. Die erste dieser Optionen nutzt die Stirken beider
Organe und ermdglicht die Maximierung von Synergien mit anderen von der Kommission
verwalteten IT-Instrumenten sowie mit anderen von der ELA verwalteten Netzen. Bei dieser
Option bleibt die Behorde fiir alle anderen Aufgaben des Europdischen Koordinierungsbiiros
des EURES-Netzes zustdndig.

Im Bereich der Zusammenarbeit und Durchsetzung umfassten alle in Betracht gezogenen
Optionen die Ermichtigung der ELA, auf operative Informationen, einschlieBlich
personenbezogener Daten, zuzugreifen und diese zu verarbeiten und ihr Mandat zur
Unterstiitzung des Schutzes der Arbeits- und Sozialversicherungsrechte bestimmter
Drittstaatsangehoriger zu préazisieren. In Bezug auf die Einleitung von Kontrollen
unterschieden sich die Optionen jedoch, wobei sie entweder 1) ihren freiwilligen Charakter fiir
die Mitgliedstaaten in Verbindung mit einer stirkeren Kooperationspflicht beibehielten oder
ii) die ELA erméchtigten, obligatorische Kontrollen vorzuschreiben. Die Unteroptionen zur
Personalausstattung umfassten lokale Kontaktstellen, einen Pool abgeordneter nationaler
Verbindungsbeamter fiir Kontrollen oder stindige ELA-Inspektoren. Freiwillige Kontrollen
und eine stirkere Mitwirkungspflicht werden bevorzugt, da diese Option ein Gleichgewicht
zwischen Wirksamkeit und nationalen Zustdndigkeiten herstellt. Die gewahlte Personaloption
ist ein eigens dafiir vorgesehener Pool von abgeordneten Inspektoren, da diese iiber die
notwendigen grundlegenden Ortskenntnisse und Netzwerke verfiigen, um zu vertretbaren
Kosten eine operative Briicke zu schlagen.

In Bezug auf die Mediation umfassten die Optionen 1) die Vereinfachung des komplexen
Verfahrens, um Anreize fiir seine freiwillige Nutzung zu schaffen, oder ii) die Einflihrung
strengerer Bedingungen, die die Mitgliedstaaten verpflichten, bei einem Verzicht auf die
Mediation formliche, fundierte Begriindungen vorzulegen. Die erste Option, d.h. die
Vereinfachung des Verfahrens, wird bevorzugt, da sie voraussichtlich dazu beitragen wird,
administrative Hiirden abzubauen, ohne das fiir die freiwillige Streitbeilegung erforderliche
gegenseitige Vertrauen zu gefdahrden.

Dieses Paket gezielter MaBnahmen wird den Schutz der Arbeitnehmer, einschlieBlich
Drittstaatsangehoriger, verbessern, da gezieltere und wirksamere Kontrollen dazu beitragen
werden, die Einhaltung der Arbeitsnormen durchzusetzen. Arbeitnehmer und Arbeitssuchende
werden auch von einer reibungsloseren grenziiberschreitenden Mobilitét profitieren, die durch
eine Verbesserung der Informationsbereitstellung, Beratung und des Abgleichs von Angebot
und Nachfrage iiber EURES ermoglicht wird. Die Arbeitgeber werden von einer
Verringerung des unlauteren Wettbewerbs sowie von einer verbesserten Stellenvermittlung
durch EURES, von der verbesserten Informationsfreiheit und Beratung profitieren, was die
Befolgungs- und FEinstellungskosten im Zusammenhang mit grenziiberschreitenden
Tatigkeiten verringern wird. Insbesondere werden die 3,6 Millionen KMU in der EU, die
international Personal einstellen wollen, davon profitieren, da sie im Vergleich zu groferen
Unternehmen unverhiltnismaBig stark von regulatorischer Komplexitit und Unsicherheit
betroffen sind und mit groBBerer Wahrscheinlichkeit auf EURES-Dienstleistungen angewiesen
sind. Die nationalen Behorden werden von einer verstirkten Unterstiitzung fiir
Durchsetzungsmallnahmen und gestrafften Mediationsverfahren profitieren, wodurch die
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Verwaltungskosten aufgrund ungeloster Streitigkeiten gesenkt werden, unbeschadet der
nationalen Zustiandigkeiten.

Die Initiative erlegt Biirgerinnen und Biirgern oder Unternehmen keine neuen rechtlichen
Verpflichtungen oder damit verbundenen Befolgungskosten auf. Den nationalen Behdrden
werden Opportunititskosten entstehen, wenn sie je Mitgliedstaat einen zusédtzlichen
Bediensteten zur ELA abordnen. Diese Kosten diirften jedoch durch die Vorteile ausgeglichen
werden, die sich aus gezielteren Kontrollen und einer verstarkten analytischen Unterstiitzung
ergeben.

Der Vorschlag sieht eine gerechtfertigte Aufstockung der Haushaltsmittel vor, die in
Abschnitt 4 und im beigefiigten Finanz- und Digitalbogen zu Rechtsakten quantifiziert wird.

Der Bericht iiber die Folgenabschitzung wurde dem Ausschuss fiir Regulierungskontrolle
(RSB) vorgelegt und mit ihm erdrtert. Die Empfehlungen des Ausschusses fiir
Regulierungskontrolle in seiner ablehnenden Stellungnahme vom 4. Mai 2026 wurden
umgesetzt. Insbesondere: 1) die Ergebnisse der Bewertung der ELA im Jahr 2025 wurden
korrekt wiedergegeben, ii) die Interventionslogik wurde durch zusétzliche Beobachtungsdaten
in Bezug auf die Problemdefinition verbessert, iii) der Umfang der Uberarbeitung des
Mandats in Bezug auf bestimmte Drittstaatsarbeitnehmer wurde prézisiert, iv) die Griinde fiir
die Fortsetzung bestimmter Téatigkeiten der ELA wurden dargelegt, und v) es wurde ein
Leistungsiiberwachungssystem mit vorldufigen Schliisselindikatoren eingefiihrt. Nach diesen
Anpassungen gab der Ausschuss am 3. Juli 2026 eine beflirwortende Stellungnahme mit
Vorbehalten ab. Um den verbleibenden Vorbehalten Rechnung zu tragen, wurden die im
Folgenabschitzungsbericht festgestellten Probleme und die Analyse der Auswirkungen der
verschiedenen Optionen weiter belegt. Beide Stellungnahmen des Ausschusses fiir
Regulierungskontrolle** sind 6ffentlich zugénglich.

. Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung

Die Bewertung der ELA im Jahr 2025 bestitigte, dass die Verordnung (EU) 2019/1149
Unternehmen oder Biirgerinnen und Biirgern derzeit keine direkten Verpflichtungen
auferlegt®®. Dies schrinkt den Spielraum fiir eine Senkung der Befolgungskosten fiir den
Privatsektor ein. Der Vorschlag betrifft den operativen Rahmen der ELA und ihre
Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten. Sie erlegt Unternehmen oder Biirgerinnen und
Biirgern keinen neuen Verwaltungsaufwand oder neue Berichtspflichten auf, die zu
zusitzlichen Befolgungskosten fithren wiirden.

Umgekehrt wird der Vorschlag, wie im vorstehenden Unterabschnitt dargelegt, zu indirekten
Kosteneinsparungen fiir Unternehmen, insbesondere KMU, fiihren, indem die
Verwaltungskosten fiir grenziiberschreitende Titigkeiten gesenkt und wirtschaftliche
Verzerrungen, die sich aus der Nichteinhaltung von Arbeitsnormen ergeben, verringert
werden. Die Initiative wird sich daher netto positiv auf den Verwaltungsaufwand fiir
Unternehmen sowie Biirgerinnen und Biirger auswirken. Es wird auch erwartet, dass der
Vorschlag insgesamt geringfiigige positive Auswirkungen auf die Wettbewerbsfahigkeit der
EU-Unternehmen, insbesondere der KMU, haben wird, da dadurch das Funktionieren der
arbeitsmarktbezogenen Dimension des EU-Binnenmarkts verbessert und dem drohenden
Arbeits- und Fachkriaftemangel entgegengewirkt wird. Ferner stirkt der Vorschlag die
grenziiberschreitende Rekrutierung und fordert grenziiberschreitende Geschéftstatigkeiten
durch die verbesserte Informationsversorgung.

34 SEC(2026) 985.
35 SWD(2025) 128 final, S. 112.

13

DE



DE

-15- Drucksache 566/26

Einige der geplanten gezielten Anpassungen werden auch zur Vereinfachung fiir die
nationalen Behorden sowie die EU-Organe und die ELA beitragen und die
Verwaltungseffizienz verbessern. Zu den wichtigsten Mallnahmen gehdren die Beseitigung
der fragmentierten Steuerung von EURES durch die Kommission und die ELA und die
Vereinfachung des komplexen, mehrstufigen Mediationsverfahrens, um
Verfahrenshemmnisse fiir die Mitgliedstaaten abzubauen.

Dariiber hinaus werden die vorgeschlagenen gezielten Anpassungen der Verordnung
(EU) 2016/589 den EURES-Rechtsrahmen vereinfachen und den Verwaltungsaufwand fiir die
nationalen Verwaltungen sowie fiir EURES-Mitglieder und -Partner aus dem Privatsektor
verringern. Dazu gehort, die Haufigkeit der Berichterstattung iiber die Tétigkeiten von
EURES zu verringern, um sicherzustellen, dass diese Anforderung in einem angemessenen
Verhiltnis zu dem =zu erreichenden Ziel steht, sowie die Aufhebung mehrerer
Durchfiihrungsrechtsakte.

Insbesondere sind derzeit im Durchfithrungsbeschluss (EU) 2017/1256 der Kommission
Muster und Verfahren fiir den Austausch von Informationen {iber die nationalen
Arbeitsprogramme des EURES-Netzes (EURES-Programmplanungszyklus) vorgesehen.
Ebenso sind im Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2018/170 der Kommission Spezifikationen fiir
die Datenerhebung und -analyse zur Uberwachung und Bewertung der Funktionsweise des
EURES-Netzes (EURES-Leistungsmessungssystem) festgelegt. Um den
Verwaltungsaufwand fiir die nationalen Verwaltungen sowie die EURES-Mitglieder und -
Partner aus dem Privatsektor zu verringern und gleichzeitig mehr Flexibilitdt zu ermdglichen,
reicht es aus, die wesentlichen Elemente dieser beiden Durchfiihrungsrechtsakte direkt in die
Verordnung (EU) 2016/589 aufzunehmen, wobei die Einzelheiten vom Europiischen
Koordinierungsbiiro des EURES-Netzes festzulegen sind.

Dariiber hinaus hat die Kommission die in EURES verwendete Fassung von ESCO mit dem
Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2018/1020 der Kommission angenommen, in dem auf die am
28. Juli 2017 verdftentlichte Fassung der européischen Klassifikation Bezug genommen wird.
Angesichts der raschen Entwicklung des Arbeitsmarktes wird die Verordnung (EU) 2016/589
gedndert, um den Grundsatz einzufiihren, dass die Kommission automatisch die jeweils
neueste Fassung von ESCO umsetzt, ohne dass jedes Mal, wenn eine neue Fassung verfligbar
ist, ein Durchfiihrungsrechtsakt erlassen werden muss.

SchlieBlich sind die Mitgliedstaaten, wenn sie beschlieBen, ESCO nicht auf nationaler Ebene
einzufiihren, derzeit verpflichtet, Entsprechungstabellen zwischen den nationalen
Klassifikationssystemen zur Erfassung von Informationen iiber Berufe und Kompetenzen in
Stellenangeboten und Lebensldufen, die an EURES iibermittelt werden, und der geltenden
Fassung von ESCO zu erstellen und zu pflegen. Diese Entsprechungstabellen miissen gemal3
den technischen Standards und Formaten erstellt werden, die im Durchfiithrungsbeschluss
(EU) 2018/1021 der Kommission festgelegt sind. Um den damit verbundenen
Verwaltungsaufwand fiir die nationalen Behorden zu verringern, die Umsetzung zu
erleichtern und die Datenqualitdt zu verbessern, wird die Kommission die Erstellung, Pflege
und Umsetzung dieser Entsprechungstabellen von den Mitgliedstaaten {ibernehmen. Aus
diesem Grund ist es nicht mehr erforderlich, die Annahme technischer Standards fiir die
einheitliche Umsetzung im Wege eines Durchfiihrungsrechtsakts vorzusehen.

Durch diese Anderungen werden die betreffenden Durchfiihrungsbeschliisse der Kommission
tiberfliissig.
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. Grundrechte

Diese Initiative wird die Fahigkeit der ELA stdrken, zur Durchsetzung der Unionsvorschriften
im Bereich der grenziiberschreitenden Arbeitskraftemobilitit und der Koordinierung der
Systeme der sozialen Sicherheit und somit zum Schutz der damit verbundenen Grundrechte
beizutragen. Zu diesen Grundrechten gehoren die Freiziligigkeit und die Berufsfreiheit sowie
das Recht zu arbeiten (Artikel 15 und 45 der Charta der Grundrechtecharta der Européischen
Union, im Folgenden ,,Charta), das Recht auf Zugang zu einem Arbeitsvermittlungsdienst
(Artikel 29 der Charta) und die unternehmerische Freiheit (Artikel 16 der Charta). Durch
einen verbesserten Zugang zu Informationen und Beratung sowie durch ihre
Durchsetzungsfunktion wird die ELA auch weiterhin die wirksame Ausiibung von Rechten
auf dem Gebiet gerechter und angemessener Arbeitsbedingungen, der sozialen Sicherheit und
der Gesundheitsversorgung (Artikel 31, 34 und 35 der Charta) und der Nichtdiskriminierung
(Artikel 21 der Charta) sowie des Rechts der Arbeitnehmer auf Unterrichtung und Anhdrung
(Artikel 27) und des Rechts auf einen wirksamen Rechtsbehelf (Artikel 47 der Charta) im
grenziiberschreitenden Kontext unterstiitzen.

Ein verstirkter Datenzugang und eine verstirkte Datenverarbeitung durch die ELA wiirden
durch den Schutz personenbezogener Daten (Artikel 8 der Charta) streng begrenzt und unter
uneingeschrinkter Achtung dieses Schutzes umgesetzt. Durch geeignete Garantien wird
sichergestellt, dass die Rechte des Einzelnen durch verbesserte Durchsetzungskapazititen
nicht beeintrachtigt werden. Fiir die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die
Behorde gilt die Verordnung (EU) 2018/1725.

4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT

Dieser Vorschlag hat Auswirkungen auf den Haushalt auf Unionsebene. Zur Stirkung der
operativen Kapazititen der Behorde sind zusédtzliche personelle und finanzielle Ressourcen
erforderlich. Diese Kosten stehen insbesondere im Zusammenhang mit Verbesserungen bei
der Bereitstellung von Informationen und Beratung fiir Einzelpersonen und Arbeitgeber durch
die Gewihrung von Zuschiissen, den Ausbau der Inspektionskapazititen, den Aufbau interner
Datenanalysekapazititen und die erginzenden Zustidndigkeiten der Behorde in Bezug auf
Drittstaatsangehorige. Die Anpassungen im Bereich der Mediation haben keine
Auswirkungen auf den Haushalt.

Gleichzeitig sollte die Uberarbeitung mit systematischen Anstrengungen innerhalb der ELA
einhergehen, um Moglichkeiten flir eine Umschichtung von Finanz- und Humanressourcen,
Effizienzgewinne und eine stirkere Priorisierung der Téatigkeiten im Rahmen ihres
bestehenden Mandats zu ermitteln. In diesem Rahmen muss auch eine Uberpriifung der
Bereiche erfolgen, in denen Aufgaben gestrafft, zuriickgeschraubt oder herabgestuft werden
konnen, ebenso wie die Ermittlung negativer Priorititen, um sicherzustellen, dass die
Ressourcen auf Tatigkeiten mit dem hochsten Mehrwert fiir die Union konzentriert werden. In
diesem Zusammenhang sollte den Ausgaben im Zusammenhang mit EURES besondere
Aufmerksamkeit gewidmet werden, um Einsparungen und Effizienzgewinne zu ermitteln, die
zu einer wirksameren Fertigstellung der Strategie EURES 2030 und der Strategie fiir das
EURES-Portal beitragen konnen. Ein solcher Ansatz wiirde dazu beitragen, die gesamten
finanziellen Auswirkungen des Vorschlags auf den Haushaltsplan zu begrenzen und
gleichzeitig sicherzustellen, dass die ELA in der Lage ist, ihre Ressourcen auf die
relevantesten und wirkungsvollsten operativen Ziele zu konzentrieren.

Die finanziellen Auswirkungen des Vorschlags sind im Finanz- und Digitalbogen zu
Rechtsakten, der dem Vorschlag beigefiigt ist, im Einzelnen dargelegt. Die geschéitzten
finanziellen und personellen Auswirkungen fiir 2028 und dariiber hinaus dienen lediglich der
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Veranschaulichung und greifen Beschliissen iiber den nichsten mehrjdhrigen EU-Haushalt
(Mehrjahriger Finanzrahmen 2028-2034) nicht vor. Die Finanzierungsquellen und der
Umfang des finanziellen Engagements der EU nach 2027 werden von den Ergebnissen der
interinstitutionellen Verhandlungen iiber den Mehrjdhrigen Finanzrahmen 2028-2034
abhéngen. Danach miissen sie im Rahmen des jdhrlichen Haushaltsverfahrens festgelegt
werden. Alle Mittelzuweisungen und Personalzuweisungen ab 2028 sind daher vorldufig.

S. WEITERE ANGABEN

. Durchfiihrungspline sowie Monitoring-, Bewertungs- und
Berichterstattungsmodalitiiten

Die Uberwachung der neuen Aufgaben, die der ELA mit diesem Vorschlag iibertragen
werden, wird Teil der Systeme der ELA zur Leistungsmessung sein, die im Einklang mit dem
oben genannten Aktionsplan reformiert wurden. Dies umfasst die Festlegung detaillierter
Ziele und erwarteter Ergebnisse in der jéhrlichen und mehrjéhrigen Programmplanung, unter
anderem durch neu definierte =~ SMART-Ziele und aussagekriftige zentrale
Leistungsindikatoren.

Insbesondere wird die Kommission in enger Zusammenarbeit mit den zustindigen nationalen
Behorden und dezentralen Agenturen die Verwirklichung der spezifischen Ziele dieses
Vorschlags iiberwachen. Einzelheiten, einschlieBlich vorldufiger Indikatoren fiir diesen
Zweck, werden in der Folgenabschidtzung zu diesem Vorschlag dargelegt, aus der hervorgeht,
dass die Bewertung der ELA-Verordnung auf spezifischen Indikatoren beruhen wird, mit
denen die Zahl der erreichten Einzelpersonen und Arbeitgeber und ihre Zufriedenheit mit den
bereitgestellten Informationen gemessen werden; der Zufriedenheitsgrad des EURES-Netzes
mit seiner Governance, der Zahl und dem Anteil der Stellenvermittlungen, die Zufriedenheit
mit dem EURES-Portal und die Erfassung von Lebensldufen und Stellenangeboten auf dem
Portal; die Anzahl, das Verhiltnis und die Reichweite der gezielten konzertierten und
gemeinsamen Kontrollen, die Zufriedenheit mit der operativen Unterstiitzung durch die ELA
und der Anteil der konzertierten und gemeinsamen Kontrollen, die durch eine risikobasierte
Analyse unterstiitzt werden; im Fall der Mediation die Zahl der Fille, die bei der Mediation
eingereicht und beigelegt wurden, die Dauer des Verfahrens und die Zufriedenheit mit dem
Verfahren.

Dariiber hinaus wird die Kommission geméf Artikel 40 der Verordnung (EU) 2019/1149 und
im Einklang mit den Anforderungen der Haushaltsordnung und der Leitlinien fiir eine bessere
Rechtsetzung weiterhin alle fiinf Jahre die Leistung der Behdrde in Bezug auf ihre Ziele, ihr
Mandat und ihre Aufgaben bewerten. Die nidchste Bewertung wird 2029 ausgefiihrt und
umfasst den Zeitraum von 2024 bis 2028. Im Rahmen dieser Bewertung wird gepriift, ob der
Umfang der Tétigkeiten der Behorde gedndert werden muss, unter anderem durch eine
mogliche Entbindung von einzelnen Aufgaben wie der Koordinierung von EURES
(einschlieBlich der an die Kommission iibertragenen Aufgaben).

. Ausfiihrliche Erlduterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags

Mit Artikel 1 des Vorschlags werden mehrere Anderungen an der Verordnung
(EU) 2019/1149 vorgenommen.

1. Artikel 1 Absatz 2 wird gedndert und Artikel 1 Absatz 4a wird eingefiigt, um das
Mandat der ELA zu prézisieren, wenn an ihren Tatigkeiten bestimmte
Drittstaatsarbeitnehmer in der Union beteiligt sind. Die Behorde ist in der Lage, die
Mitgliedstaaten dabei zu unterstiitzen, die Arbeits- und Sozialversicherungsrechte
dieser  Arbeitnehmer  gemidll den  spezifischen  Bestimmungen  der
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Richtlinien 2009/52/EG, 2014/36/EU, (EU) 2024/1233 und der
Richtlinie 2001/55/EG des Rates in ergidnzender Weise anzugehen, d. h. wenn dies
fiir die wirksame Erfiillung der Aufgaben der ELA erforderlich ist. Artikel 1
Absatz 4 Buchstaben j und k werden hinzugefiigt, um die Verordnung iiber eine mit
dem IMI verbundene 6ffentliche Schnittstelle fiir die Erkldrung iiber die Entsendung
von Arbeitnehmern sowie die Richtlinie zur Festlegung besonderer Regeln fiir die
Entsendung von Kraftfahrern im  Straenverkehrssektor aufgrund ihres
Zusammenhangs mit der Anwendung der Richtlinie 2014/67/EU in den
Tatigkeitsbereich der ELA aufzunehmen. Artikel 1 Absatz 5 wird geéndert, um der
Behorde ein ausdriickliches Mandat zur Bekdmpfung der Ausbeutung der
Arbeitskraft zu erteilen.

Artikel 2 Buchstabe a wird geindert, um der Anderung von Artikel 1 in Bezug auf
die  Unterstiitzung bei der Durchsetzung der Rechte  bestimmter
Drittstaatsarbeitnehmer Rechnung zu tragen. Buchstabe b wird geéndert, um
klarzustellen, welche der Aufgaben der ELA mit ihrem Ziel der Erleichterung und
Verbesserung der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zusammenhangen.
Um die Ubereinstimmung mit Artikel 1 Absatz 2 zu gewihrleisten, wird ein Verweis
auf die Anwendung des Unionsrechts hinzugefiigt. Buchstabe d wird geéndert, um
dem Mandat der ELA zur Bekidmpfung der Ausbeutung von Arbeitskriften
Rechnung zu tragen.

Artikel 3 Absatz 3 wird hinzugefiigt, um der Vorgabe nachzukommen, dass der Sitz
einer  dezentralen  Agentur in  einem  gemd dem  ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren erlassenen Rechtsakt festgelegt werden muss. Diese
Anderung spiegelt sich auch in der Uberschrift des Artikels wider.

Der einleitende Wortlaut von Artikel 5 wird gedndert, um ihn mit dem
Anderungsantrag zu Artikel 1 in Bezug auf Drittstaatsarbeitnehmer in Einklang zu
bringen und die Bereitstellung starker personalisierter Informationen zu ermdglichen.
Artikel 5 Buchstabe g wird hinzugefiigt, in dem die Zustindigkeit der ELA fiir die
Forderung von Sensibilisierungskampagnen festgelegt ist. Es handelt sich um eine
bestehende Bestimmung, die aus Artikel 11 Buchstabe e iibernommen wurde, da sie
sich auf die Aufgabe bezieht, Einzelpersonen und Arbeitgebern Informationen zur
Verfiigung zu stellen, und nicht auf den Aufbau von Kapazititen fiir die
Mitgliedstaaten. Es wird ein neuer Absatz hinzugefiigt, um der Befugnis der ELA
Rechnung zu tragen, gemill Artikel 29 Absatz 2 Finanzhilfen fiir Begiinstigte
bereitzustellen, insbesondere in Bezug auf die Beratung und Unterstiitzung von
Einzelpersonen und Arbeitgebern, um die Behorde bei der Erfiillung ihrer Aufgabe
gemil Artikel 5 Absatz 1 auf individuellere Weise zu unterstiitzen.

Artikel 6 wird gedndert, um die Systemverantwortung fiir das EURES-Portal sowie
die Helpdesk-Funktion fiir das Personal der EURES-Mitglieder und -Partner sowie
der nationalen Koordinierungsbiiros von der ELA auf die Kommission zu {ibertragen.
Die Uberschrift wird geéindert, um der Rolle der ELA in Bezug auf EURES besser
Rechnung zu tragen.

Artikel 7 Absatz 1 Buchstabenb und d werden geédndert, um es der ELA zu
ermOglichen, auf eigene Initiative die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
zu erleichtern. Artikel 7 Absatz 2 wird gedndert, um klarzustellen, dass er sich auf
alle Bereiche bezieht, die in den in Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereich fallen.
Artikel 7 Absdtze 3 und 4 werden gedndert, um der ELA eine konkrete
unterstiitzende Rolle bei der Nutzung elektronischer Instrumente zu iibertragen und
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andere Instrumente neben dem IMI, die in diesem Zusammenhang relevant sind und
mit denen die Behorde bereits zusammenarbeitet, ausdriicklich hervorzuheben.

Artikel 8 Absatz 1 wird geindert, um der Anderung von Artikel 1 in Bezug auf
Drittstaatsangehorige Rechnung zu tragen und der ELA eine proaktivere Rolle bei
der Einleitung konzertierter und gemeinsamer Kontrollen einzurdumen. Artikel 8
Absatz 2 Buchstabe a wird gedndert, um sicherzustellen, dass die Anforderung, dass
konzertierte Kontrollen gleichzeitig stattfinden, nicht zu eng verstanden wird.
Artikel 8 Absatz 3 wird dahin gehend geéndert, dass die Mitgliedstaaten verpflichtet
werden, eine angemessene Begriindung vorzulegen, wenn sie nicht an konzertierten
oder gemeinsamen Kontrollen teilnehmen, und sicherzustellen, dass die Behorde und
die nationalen Verbindungsbeamten fiir Kontrollen der betroffenen Mitgliedstaaten
gleichzeitig informiert werden, wenn ein Mitgliedstaat einer Inspektion zustimmt.
Artikel 8 Absatz 4 wird dahin gehend geédndert, dass eine Frist festgelegt wird,
innerhalb deren die Mitgliedstaaten Begriindungen vorlegen miissen, wenn sie nicht
an konzertierten oder gemeinsamen Kontrollen teilnehmen. Dies bedeutet nicht, dass
der Behorde autonome Kontrollbefugnisse libertragen werden, da solche Kontrollen,
einschlieBlich der von der ELA angeforderten Kontrollen, weiterhin der Zustimmung
der betroffenen Mitgliedstaaten unterliegen.

Artikel 9 Absatz1 wird gedndert, um die Verwaltungsanforderungen zu
vereinfachen, die zu einer konzertierten oder gemeinsamen Kontrolle fiihren. Es
sollte nicht erforderlich sein, vor jeder Inspektion eine formliche schriftliche
Vereinbarung schlieBen zu miissen. Artikel 9 Absatz 3 wird dahin gehend geéndert,
dass Inspektoren aus anderen Mitgliedstaaten, die an konzertierten und gemeinsamen
Kontrollen teilnehmen, in dem Mitgliedstaat, in dem die Kontrolle stattfindet,
bestimmte Mindestkompetenzen in Bezug auf den Zugang zu den der Kontrolle
unterliegenden R&aumlichkeiten, Unterlagen und Aufzeichnungen sowie die
Erhebung von Beweismitteln erhalten. Artikel 9 Absatz 4 wird gedndert, um eine
Verbindung zwischen den Analysen und Risikobewertungen der ELA und den
Kontrollen herzustellen. Artikel 9 Absatz 5 wird dahin gehend geédndert, dass die
nationalen Verbindungsbeamten fiir Kontrollen des Mitgliedstaats, in dem die
Inspektion stattfindet, iiber dieselben Befugnisse verfiigen wie Inspektoren aus
anderen teilnehmenden Mitgliedstaaten. Artikel 9 Absatz 5a wird eingefiigt, um den
erforderlichen Informationsaustausch zwischen den Mitgliedstaaten und der ELA im
Zusammenhang mit Kontrollen zu gewéhrleisten. Artikel 9 Absatz 6 wird geédndert,
um sicherzustellen, dass die ELA vorldufige Berichte {iber die Inspektionsergebnisse
frither als bisher erhdlt und den Mitgliedstaaten gleichzeitig mehr Zeit fiir die
Fertigstellung der endgiiltigen Berichte eingerdumt wird, sowie um
Mindestanforderungen an den Inhalt der Berichte festzulegen. Artikel 9 Absatz 6a
wird eingefiigt, um das Fallbearbeitungssystem vorzusehen, in dem die ELA
Informationen im Zusammenhang mit konzertierten und gemeinsamen Kontrollen
speichert.

Artikel 10 Absatz 1 wird gedindert, um der Anderung von Artikel 1 in Bezug auf
Tétigkeiten, an denen Drittstaatsarbeitnehmer beteiligt sind, Rechnung zu tragen, die
Liste der Akteure, mit denen die ELA zusammenarbeiten soll, zu erweitern und
klarzustellen, wie auf Informationen, die fiir analytische Arbeiten verwendet werden,
zugegriffen und diese verarbeitet werden sollen. Artikel 10 Absatz 1a wird eingefiigt,
um Risikoanalysen eher operativer Art und ihren Zusammenhang mit konzertierten
und gemeinsamen Kontrollen vorzusehen. Artikel 10 Absatz 3 wird geéndert, um
sicherzustellen, dass die operativen Risikoanalysen in die operative Planung
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10.

11.

12.

13.

14.

15.

einflieBen. Artikel 10 Absatz 4 wird gedndert, um klarzustellen, dass er sich auf alle
Bereiche bezieht, die in den in Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereich fallen.

Der einleitende Wortlaut von Artikel 11 wird gedndert, um aus Griinden der
Kohdrenz mit Artikel 1 Absatz2 einen Verweis auf die Anwendung des
Unionsrechts aufzunehmen und klarzustellen, dass er sich auf alle Bereiche bezieht,
die in den in Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereich fallen. Artikel 11
Buchstabe d wird gedndert, um die Art der von der ELA oder von den
Mitgliedstaaten mit Unterstiitzung der ELA entwickelten Schulungsprogramme und
die verschiedenen Interessentrdger, die davon profitieren kdnnen, zu préizisieren.
Artikel 11 Buchstabe e wird gestrichen, da sein Inhalt in Artikel 5 Buchstabe g
verschoben wurde.

Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b wird gedndert, um klarzustellen, dass er sich auf
alle Bereiche innerhalb des in Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereichs bezieht
und dass sich die ELA nicht auf die lidnderiibergreifenden Aspekte nicht
angemeldeter Erwerbstétigkeit beschrinkt.

Artikel 13 wird gedndert, um das komplexe Mediationsverfahren zu vereinfachen, es
auf eine einzige Phase zu beschrinken und den verbindlichen oder unverbindlichen
Charakter der erzielten Vereinbarung den beteiligten Parteien zu {iberlassen.

Artikel 14 wird geéndert, um einen Verweis auf die Agentur der Europdischen Union
fiir Grundrechte und die Europdische Agentur fiir die Sicherheit des Seeverkehrs
aufzunehmen und die Moglichkeit des Datenaustauschs zwischen Agenturen
hervorzuheben.

Artikel 19 Absatz 2, Artikel 21 Absatz 1, Artikel 31 Absédtze 4, 5 und 7 sowie
Artikel 33 Absatz 2 werden gedndert und Artikel 21 Absatz la wird eingefiigt, um
die Angleichung an das ,,gemeinsame Konzept* fiir dezentrale Agenturen und die
Rahmenfinanzregelung fiir dezentrale Agenturen zu gewihrleisten.

Kapitel [lla wird eingefiigt, um der ELA ein klares Mandat zur Verarbeitung
operativer Informationen, einschlieflich personenbezogener Daten, zu erteilen und
der Behorde Zugang zu diesen Informationen zu gewéhren. In Artikel 23a werden
das allgemeine Mandat zur Informationsverarbeitung, die Vorschriften {iiber
besondere Kategorien personenbezogener Daten und die Speicherdauer sowie die
Moglichkeit bilateraler Vereinbarungen iiber die gemeinsame Nutzung von Daten
festgelegt. Artikel 23b betrifft den Zugang der ELA zum IMI, einschlieBlich des
Austauschs zwischen den Mitgliedstaaten beziiglich konzertierter und gemeinsamer
Kontrollen. Artikel 23c betrifft den Zugang der ELA zum Européischen Register der
Kraftverkehrsunternehmen (ERRU). Artikel 23d betrifft den Zugang der ELA zu
Daten iiber die Verwendung des IMI, des ERRU und des elektronischen Austauschs
von Sozialversicherungsdaten (EESSI) sowie den Zugang zu den Informationen, die
den Mitgliedstaaten in den Entsendemeldungen gemif der Verordnung iiber eine mit
dem IMI verbundene 6ffentliche Schnittstelle fiir die Erkldrung {iber die Entsendung
von Arbeitnehmern und geméal der Richtlinie zur Festlegung besonderer Regeln fiir
die Entsendung von Kraftfahrern im Stralenverkehrssektor iibermittelt werden.
Dariiber hinaus wird darauf hingewiesen, dass die Mitgliedstaaten die Moglichkeit
haben, liber diese Informationsaustauschsysteme — zusitzlich zu den Systemen fiir
konzertierte und gemeinsame Kontrollen — spezifische Informationen an die ELA
weiterzugeben, sofern alle betroffenen Mitgliedstaaten zustimmen.
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In Artikel 29 wird ein neuer Absatz hinzugefiigt, um die ELA zu ermichtigen,
Finanzhilfen zur Erfiillung einer ihrer Aufgaben zu gewéhren.

Artikel 32 Absatz2a wird eingefiigt, um die Abordnung eines nationalen
Verbindungsbeamten fiir Kontrollen, d.h. eines Inspektors einer nationalen
Durchsetzungsbehorde, aus jedem Mitgliedstaat zur ELA zusétzlich zum
bestehenden nationalen Verbindungsbeamten zu ermdglichen. Artikel 32 Absétze 1
und 2 werden entsprechend gedndert, unter anderem um die jeweiligen
Zusténdigkeiten der beiden Gruppen nationaler Verbindungsbeamter festzulegen.
Ferner wird festgelegt, dass alle nationalen Verbindungsbeamten von den
Mitgliedstaaten erst nach ihrer Genehmigung und Einstellung durch die ELA ernannt
werden.

Der Anhang der Verordnung (EU) 2019/1149 wird unter den Nummern 1, 2 und 5
gedndert, um Verweise auf nicht angemeldete Erwerbstitigkeit unter
Drittstaatsangehorigen im Zusammenhang mit den Tétigkeiten der Europdischen
Plattform zur Stirkung der Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung nicht angemeldeter
Erwerbstitigkeit aufzunehmen.

Mit Artikel 2 des Vorschlags werden mehrere Anderungen an der Verordnung (EU) 2016/589
vorgenommen.

1.

Artikel 3 wird gedndert, um bestimmte Begriffsbestimmungen, die zuvor in den
Durchfiihrungsbeschliissen 2018/1020 und 2018/1021 der Kommission enthalten
waren, in den Haupttext aufzunehmen und eine Definition fiir die Initiative
,(Gezieltes Mobilitdtsprogramm von EURES® aufzunehmen.

Artikel 8 wird gedndert, um die unterstiitzenden Aufgaben, die in den
Zustiandigkeitsbereich des Europdischen Koordinierungsbiiros (ECO) von EURES
fallen, zu prézisieren. Dazu gehdren Programmier-, Datenerhebungs- und
Analysetétigkeiten. Zu den Aufgaben des ECO gehdrt nicht mehr die Verantwortung
als Systemeigner des EURES-Portals oder der Helpdesk; diese wird auf die
Kommission tibertragen. Das ECO ist nicht mehr verpflichtet, eine Kooperations-
und Freigabestruktur fiir Ausbildungspldtze und Praktika zu entwickeln, da diese
Struktur in der Praxis nicht relevant ist.

Artikel 9 wird geéndert, um der Kommission als Systemeignerin des EURES-Portals
eine Rolle in Bezug auf Beschwerden und Stellenangebote zu iibertragen, bei denen
davon ausgegangen wird, dass sie bestimmte Standards im Zusammenhang mit dem
EURES-Portal nicht erfiillen.

Artikel 14 wird dahin gehend geédndert, dass der EURES-Koordinierungsgruppe die
Aufgabe {ibertragen wird, relevante Informationen aus dem EURES-
Programmplanungszyklus zu ermitteln, die in die EURES-Titigkeitsberichte
einflieBen sollen.

Artikel 16 wird gedndert, um in die Kooperationsmaflnahmen einen Verweis auf die
Initiative ,,gezieltes Mobilitdtsprogramm von EURES* aufzunehmen.

Artikel 17 wird dahin gehend gedndert, dass ein Verweis auf Arbeitnehmer als
direkte Anbieter von Lebensldufen und Stellengesuchen aufgenommen wird, die dem
EURES-Portal zur Verfiigung gestellt werden.

Artikel 19 wird gedndert, um das Verfahren fiir die Umsetzung von ESCO als
gemeinsame Sprache fiir die Interoperabilitit und den automatisierten Abgleich zu
straffen und zu vereinfachen. Die Kommission ist befugt, die in EURES
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16.

implementierte Fassung von ESCO regelméBig entsprechend den Arbeitsmarkttrends
zu aktualisieren. Die Kommission wird fiir die Erstellung und Pflege von
Entsprechungstabellen zwischen den nationalen Klassifikationssystemen fiir
Stellenangebote und Lebensldufe und ESCO zusténdig sein. Die Bestimmungen, die
sich auf die Durchfiihrungsbefugnisse der Kommission flir die Annahme der in
EURES verwendeten Fassung von ESCO und die technischen Standards fiir die
Erstellung von Entsprechungstabellen beziehen, werden daher gestrichen.

Artikel 23 wird dahin gehend geédndert, dass unter den Unterstiitzungsleistungen fiir
Arbeitsuchende ein Verweis auf die Initiative ,,gezieltes Mobilitdtsprogramm von
EURES* aufgenommen wird.

Artikel 24 wird dahin gehend gedndert, dass unter den Unterstiitzungsleistungen fiir
Arbeitgeber ein Verweis auf die Initiative ,,gezieltes Mobilitdtsprogramm von
EURES* aufgenommen wird.

Artikel 25 wird dahin gehend gedndert, dass unter den Unterstiitzungsleistungen fiir
die Zeit nach der Rekrutierung ein Verweis auf die Initiative ,,Gezieltes EURES-
Mobilititsprogramm* aufgenommen wird.

Artikel 26 wird dahin gehend geédndert, dass die Bewertung von Behinderungen zu
den Angelegenheiten gehort, zu denen die EURES-Mitglieder und gegebenenfalls
die EURES-Partner Informationsanfragen an die zustindigen nationalen Behorden
oder andere geeignete Stellen weiterleiten miissen.

Artikel 27 wird gedndert, um bestimmte Aspekte der Unterstiitzungsleistungen in
Grenzregionen weiter zu prézisieren.

Artikel 30 wird geédndert, um die Rolle der Nationalen Koordinierungsbiiros von
EURES bei der Uberprifung der Entwiirfe der nationalen jihrlichen
Arbeitsprogramme weiter zu prézisieren. In dem Artikel wird dem ECO auch die
Verantwortung fiir die Erstellung von Mustern fiir den Informationsaustausch
zwischen den Mitgliedstaaten iibertragen.

Artikel 31 wird dahin gehend geédndert, dass die Nationalen Koordinierungsbiiros
von EURES verpflichtet werden, jéhrlich iiber die Durchfithrung der nationalen
Arbeitsprogramme nach einem vom ECO bereitgestellten und von der Européischen
Koordinierungsgruppe genehmigten Muster Bericht zu erstatten. Die Befugnis der
Kommission, Durchfiihrungsrechtsakte zur Festlegung solcher Vorlagen zu erlassen,
wird entsprechend gestrichen.

Artikel 32 wird gedndert, um das Verfahren wund den Inhalt der
Datenerfassungstatigkeiten der Mitgliedstaaten sowie die Zustindigkeiten des ECO
genauer festzulegen.

Artikel 33 wird geédndert, um den Berichtszeitraum fiir EURES-Aktivititen auf fiinf
Jahre zu verldngern.

Mit Artikel 3 des Vorschlags wird die Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 entsprechend
gedndert. Da die Verordnung (EU) 2019/1149 geédndert wird, um den Informationsaustausch
tiber das IMI zu ermdglichen, sollte die Verordnung (EU)2019/1149 im Anhang der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 aufgefiihrt werden.

Mit Artikel 4 des Vorschlags werden mehrere Durchfiihrungsbeschliisse der Kommission
aufgehoben, die infolge der Anderungen der Verordnung (EU) 2016/589 iiberfliissig
geworden sind.

21

DE



DE

-23 - Drucksache 566/26

2026/0272 (COD)

Vorschlag fiir eine

VERORDNUNG DES EUROPAISCHEN PARLAMENTS UND DES RATES

zur Anderung der Verordnung (EU) 2019/1149 zur Errichtung einer Europiischen
Arbeitsbehorde, der Verordnung (EU) 2016/589 iiber ein Europiisches Netz der

Arbeitsvermittlungen (EURES), den Zugang von Arbeitnehmern zu

mobilititsfordernden Diensten und die weitere Integration der Arbeitsmiirkte und der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 iiber die Verwaltungszusammenarbeit mithilfe des

Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der Durchfithrungsbeschliisse

(EU) 2017/1256, (EU) 2018/170, (EU) 2018/1020 und (EU) 2018/1021 der Kommission

(Text von Bedeutung fiir den EWR)

DAS EUROPAISCHE PARLAMENT UND DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION,

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Européischen Union, insbesondere auf die
Artikel 46 und 48,

auf Vorschlag der Europédischen Kommission,

nach Zuleitung des Entwurfs des Gesetzgebungsakts an die nationalen Parlamente,

nach Stellungnahme des Europiischen Wirtschafts- und Sozialausschusses®,

nach Stellungnahme des Ausschusses der Regionen®’,

Gemal dem ordentlichen Gesetzgebungsverfahren,

in Erwigung nachstehender Griinde:

(1)

Die Europidische Arbeitsbehorde (im Folgenden ,.Behorde®) wurde durch die
Verordnung (EU) 2019/1149 des Europiischen Parlaments und des Rates errichtet’®.
Zweck der Behorde ist es, zur Gewdhrleistung einer fairen unionsweiten
Arbeitskriftemobilitit beizutragen und die Mitgliedstaaten und die Kommission bei
der Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit innerhalb der Union zu
unterstiitzen. Die wirksame Anwendung und Durchsetzung des Unionsrechts in diesen
Bereichen ist von zentraler Bedeutung, um mobile Arbeitnehmer zu schiitzen, einen
fairen Wettbewerb zwischen Unternehmen zu gewéhrleisten und das Vertrauen in den
Binnenmarkt aufrechtzuerhalten. Um ihr Ziel zu erreichen, erleichtert die Behorde den
Zugang zu Informationen, verbessert die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten bei der
Durchsetzung des einschldgigen Unionsrechts, vermittelt bei lédnderiibergreifenden
Streitigkeiten und unterstiitzt die Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung nicht
angemeldeter Erwerbstétigkeit.

36
37
38

ABL C[..]vom[...], S. [...].
ABL C[..]vom[...], S. [...].
Verordnung (EU) 2019/1149 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni 2019 zur
Errichtung einer Europidischen Arbeitsbehérde und zur Anderung der Verordnungen (EG)
Nr. 883/2004, (EU) Nr.492/2011 und (EU) 2016/589 sowie zur Aufhebung des Beschlusses
(EU) 2016/344 (ABI. L 186 vom 11.7.2019, S. 21, ELI: http://data.curopa.eu/eli/reg/2019/1149/0j).
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(2)

3)

(4)

()

(6)

Seit der Annahme der Verordnung (EU) 2019/1149 hat sich der Kontext, in dem die
Behorde tdtig ist, weiterentwickelt. Die globale Volatilitdt im Zusammenhang mit
anhaltenden geopolitischen Konflikten und strukturellen Verdnderungen wie
demografischen Entwicklungen, einem Riickgang der Bevolkerung im erwerbsfahigen
Alter, dem Fachkrédftemangel, dem beschleunigten digitalen Wandel und dem Einsatz
kiinstlicher Intelligenz erhoht die Notwendigkeit der Arbeitskraftemobilitit als
zentrale MafBinahme zur Wahrung der Wettbewerbsfahigkeit des Binnenmarkts.

Im Einklang mit Artikel 40 der Verordnung (EU) 2019/1149 fiihrte die Kommission
eine erste Bewertung der Leistung der Behorde durch, die 2025 verdffentlicht wurde.
Die Bewertung bestitigte, dass die Behdrde einem zuvor nicht gedeckten Bedarf an
Unterstiitzung bei der wirksamen Umsetzung der Unionspolitik im Bereich der
Arbeitskriftemobilitdit Rechnung getragen hat. Gleichzeitig stellte sie gewisse
Einschriankungen des derzeitigen Mandats der Behorde fest.

Gezielte Anderungen der Verordnung (EU) 2019/1149 sind erforderlich, damit die
Behorde ihr Potenzial voll ausschopfen kann. Zu den bei der Evaluierung ermittelten
einschldgigen Anpassungen gehdren mehr Befugnisse bei der Datenverarbeitung,
bessere Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten, auch in Bezug auf die Bereitstellung
von Informationen, die Rolle der Behorde gegeniiber bestimmten
Drittstaatsarbeitnehmern und ihre Zustindigkeiten bei der Entwicklung des
Européischen Netzes der Arbeitsvermittlungen (EURES).

Die Verordnung (EU) 2026/XXX des Europiischen Parlaments und des Rates® sicht
vor, administrative Hindernisse fiir den freien Dienstleistungsverkehr abzubauen und
Verwaltungsanforderungen zu vereinfachen und gleichzeitig die wirksame
Uberwachung der Einhaltung und Durchsetzung des Unionsrechts zur Gewihrleistung
des Schutzes der Rechte entsandter Arbeitnehmer zu verbessern und die
Verwaltungszusammenarbeit zwischen den zustdndigen Behorden der Mitgliedstaaten
zu verbessern. Die Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europidischen Parlaments und des
Rates® enthilt spezifische Vorschriften fiir die Entsendung von Kraftfahrern im
StraBBenverkehrssektor. Da sich die Verordnung (EU) 2026/XXX und Richtlinie
(EU) 2020/1057 auf die Anwendung der Richtlinie 2014/67/EU des Europédischen
Parlaments und des Rates*! beziehen, sollten die Verordnung (EU) 2026/XXX und
Richtlinie (EU) 2020/1057 in die Liste der Rechtsakte der Union aufgenommen
werden, die in den Tatigkeitsbereich der Behorde fallen.

Die Arbeitskriftemobilitit innerhalb der Union findet hdufig in komplexen
Arbeitsmarktsituationen statt, unter anderem in Hochrisikosektoren wie Bauwesen,
Verkehr, Landwirtschaft, Gastgewerbe und Pflege. Diese Sektoren sind in besonderem
MaBe verschiedenen Risiken ausgesetzt, einschlieBlich des Menschenhandels zum
Zwecke der Ausbeutung der Arbeitskraft. In diesem Kontext arbeiten mobile
Arbeitnehmer der Union und entsandte Arbeitnehmer zunehmend Seite an Seite mit

39
40

41

Verordnung (EU) .../... des Europdischen Parlaments und des Rates vom ... iiber ... (ABL. ...).
Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europédischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020 zur
Festlegung besonderer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der
Richtlinie 2014/67/EU fiir die Entsendung von Kraftfahrern im Straenverkehrssektor und zur
Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich der Durchsetzungsanforderungen und der Verordnung
(EU) Nr. 1024/2012 (ABI. L 249 vom 31.7.2020, S. 49, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2020/1057/0j).
Richtlinie 2014/67/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 15. Mai 2014 zur
Durchsetzung der Richtlinie 96/71/EG iiber die Entsendung von Arbeitnehmern im Rahmen der
Erbringung von Dienstleistungen und zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 iiber die
Verwaltungszusammenarbeit mithilfe des Binnenmarkt-Informationssystems (,,JMI-Verordnung®)
(ABI. L 159 vom 28.5.2014, S. 11, ELI: http://data.europa.cu/eli/dir/2014/67/0j).
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Drittstaatsangehorigen, deren Zahl aufgrund des Arbeits- und Fachkriftemangels in
der Union steigt.

Die Nichteinbeziehung bestimmter Kategorien von Drittstaatsangehorigen in den
Tétigkeitsbereich der Behorde, wie z. B. Informationstitigkeiten, die Erleichterung
konzertierter und gemeinsamer Kontrollen oder Risikobewertungen, konnte
Durchsetzungsliicken schaffen, Umgehungen und unlauteren Wettbewerb erleichtern
und zu einem Abwaértsdruck auf Beschiftigungs- und Sozialstandards beitragen.

Eine faire Arbeitskriftemobilitit erfordert den wirksamen Schutz der Arbeits- und
Sozialversicherungsrechte aller Personen, die in der Union arbeiten, unabhidngig von
ihrer Staatsangehorigkeit. Es sollte daher klargestellt werden, dass die Behdrde die
Mitgliedstaaten in Fillen, die Drittstaatsangehorige betreffen, unterstiitzen kann,
sofern die wirksame Anwendung und Durchsetzung der Arbeits- und
Sozialversicherungsrechte von Drittstaatsangehérigen zum Mandat der Behorde
beitrdgt, eine faire Arbeitskriftemobilitit zu gewdhrleisten und gleiche
Wettbewerbsbedingungen in der gesamten Union zu schaffen.

Die wirksame Durchsetzung der Arbeits- und Sozialversicherungsrechte von
Drittstaatsangehdrigen  mit  rechtméfigem  Aufenthalt, insbesondere  der
Gleichbehandlungsrechte, die  durch  die  Richtlinien 2014/36/EU*  und
(EU) 2024/1233%, die Verordnung (EU) 2024/1347* des Europiischen Parlaments
und des Rates und die Richtlinie 2001/55/EG* des Rates gewihrt werden, ist von
entscheidender Bedeutung, um eine faire Arbeitskréftemobilitdt zu gewihrleisten. Bei
einer unzureichend wirksamen Durchsetzung dieser Rechte werden Unternehmen,
welche die Vorschriften einhalten, benachteiligt, wéhrend die betroffenen
Arbeitnehmer Gefahr laufen, ihren Rechtsstatus zu verlieren und in eine irreguldre
Situation zu gelangen. Wenn die Mitgliedstaaten bei der Durchsetzung dieser Rechte
unterstiitzt werden, trigt dies daher nicht nur dazu bei, den Arbeits- und
Fachkriftemangel in der Union zu beheben, sondern auch dazu, dass legale
Migrationswege ordnungsgemal funktionieren.

Die Beschiftigung illegal authiltiger Drittstaatsangehdriger verzerrt den Wettbewerb
zwischen Unternehmen, iibt Druck auf die Beschéftigungs- und Sozialstandards aus
und setzt die betroffenen Arbeitnehmer einem erhdhten Risiko der Ausbeutung von
Arbeitskriaften und des Menschenhandels aus. Die Behorde sollte im Rahmen ihrer
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Richtlinie 2014/36/EU des Europdischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014 {iiber die
Bedingungen fiir die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehorigen zwecks Beschéftigung als
Saisonarbeitnehmer (ABI. L 94 vom 28.3.2014, S. 375, ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2014/36/0j).
Richtlinie (EU) 2024/1233 des Européischen Parlaments und des Rates vom 24. April 2024 iiber ein
einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis fiir Drittstaatsangehorige, sich
im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten, sowie iiber ein gemeinsames Biindel
von Rechten fiir Drittstaatsarbeitnehmer, die sich rechtméBig in einem Mitgliedstaat authalten (ABI. L,
2024/1233, 30.4.2024, ELI: http://data.curopa.eu/eli/dir/2024/1233/0j).

Verordnung (EU) 2024/1347 des Europdischen Parlaments und des Rates vom 14. Mai 2024 {iber
Normen fiir die Anerkennung von Drittstaatsangehorigen oder Staatenlosen als Personen, denen
internationaler Schutz gewéhrt wurde, fiir einen einheitlichen Status fiir Fliichtlinge oder fiir Personen
mit Anspruch auf subsidisiren Schutz und fiir den Inhalt des zu gewihrenden Schutzes, zur Anderung
der Richtlinie 2003/109/EG des Rates und zur Aufthebung der Richtlinie 2011/95/EU (ABI. L,
2024/1347, 22.5.2024, ELI: http://data.europa.cu/eli/reg/2024/1347/0j).

Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20.Juli 2001 {iiber Mindestnormen fiir die Gewihrung
voriibergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und MaBnahmen zur
Forderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der Aufnahme dieser Personen und
den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die Mitgliedstaaten (ABIL. L 212 vom 7.8.2001, S. 12,
ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2001/55/0j).
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Ziele und soweit dies fiir die Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich ist, die
Mitgliedstaaten bei der Anwendung der arbeitsrechtlichen Bestimmungen der
Richtlinie 2009/52/EG des Europiischen Parlaments und des Rates unterstiitzen*®.
Eine wirksamere Durchsetzung in diesem Bereich schiitzt die betroffenen
Arbeitnehmer voraussichtlich vor Ausbeutung, wihrend sie gleichzeitig dazu beitrigt,
die Anreize fiir die illegale Einreise und den illegalen Aufenthalt zu verringern, da die
Beschiftigungsaussichten in der Union als einer der ursdchlichen Faktoren fiir die
illegale Migration ermittelt wurden.

Der Behorde sollte kein allgemeines Mandat im Bereich der legalen Zuwanderung
erteilt werden, insbesondere in Bezug auf die Bedingungen fiir die Zulassung, den
Aufenthalt, die Ausweisung oder die Arbeitserlaubnis von Drittstaatsangehdrigen, und
die geltenden Unionsvorschriften oder die Zustindigkeiten der Mitgliedstaaten in
diesen Bereichen sollten unberiihrt bleiben.

Da die Behorde die Durchsetzungsbemiihungen der Mitgliedstaaten bei der
Bekdmpfung der Ausbeutung von Arbeitskriften unterstiitzen sollte, insbesondere im
Zusammenhang mit der grenziiberschreitenden Arbeitskriftemobilitdt, sollte die
Behorde dieses Problem im Rahmen konzertierter und gemeinsamer Kontrollen sowie
durch ihre Analysen und operativen Risikoanalysen angehen. Sie sollte gegebenenfalls
mit anderen Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union zusammenarbeiten, um
eine koordinierte und wirksame Reaktion zu gewéhrleisten.

Im Einklang mit dem Urteil des Gerichtshofs in der Rechtssache C-743/19%" ist der
Beschluss  iiber den Sitz der Behorde gemdl dem  ordentlichen
Gesetzgebungsverfahren zu erlassen. Dies sollte die Moglichkeit der Behorde
unberiihrt lassen, ihre operativen Tatigkeiten innerhalb ihres Verbindungsbiiros in
Briissel zu ergéinzen oder gegebenenfalls andere AuBlenstellen in den Mitgliedstaaten
einzurichten.

Die Bereitstellung von Informationen {iiber die Arbeitskriftemobilitdt durch die
Behorde sollte weiter verbessert und auf die besonderen Situationen und Bediirfnisse
der betroffenen Einzelpersonen und Arbeitgeber, insbesondere kleiner und mittlerer
Unternehmen (KMU), zugeschnitten werden, damit diese ihre Rechte wirksam
wahrnehmen und ihren Verpflichtungen nachkommen koénnen. Zu diesem Zweck
sollte die Behorde befugt sein, Begilinstigten auf nationaler, regionaler oder
grenziiberschreitender regionaler Ebene, die Einzelpersonen und Arbeitgebern gezielte
Beratung zur grenziiberschreitenden Arbeitskraftemobilitit anbieten, Finanzhilfen zu
gewihren.

Durch mangelnde Kenntnis ihrer Rechte sind einige Drittstaatsangehorige einem
erhohten Risiko der Ausbeutung ihrer Arbeitskraft, der Verletzung ihrer Arbeits- und
Sozialversicherungsrechte und des Menschenhandels zum Zwecke der Ausbeutung der
Arbeitskraft ausgesetzt. Wenn Dirittstaatsangehorige gemeinsam mit mobilen oder
entsandten Arbeitnehmern aus der Union arbeiten, sollte die Behorde dazu beitragen,
dass diesen Einzelpersonen und Arbeitgebern klare und leicht zugingliche
Informationen iiber ihre Rechte und Pflichten zur Verfligung gestellt werden. Es ist
wichtig, dass diese Informationen so frith wie mdglich zugénglich sind, auch vor der
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Richtlinie 2009/52/EG des Europdischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 iiber
Mindeststandards fiir Sanktionen und MafBinahmen gegen Arbeitgeber, die Drittstaatsangehorige ohne
rechtméfigen Aufenthalt beschiftigen (ABL. L 168 vom 30.6.2009, S. 24.
ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2009/52/0j).

Rechtssache C-743/19 Européisches Parlament/Rat der Europdischen Union, ECLI.EU:C:2022:569.

25

DE


http://data.europa.eu/eli/dir/2009/52/oj

DE

(16)

(17)

- 27 - Drucksache 566/26

Einreise in die Union, was eine Zusammenarbeit mit den zustdndigen Behdrden von
Drittlindern und den Delegationen der Union in Drittlindern erfordern konnte.
Angesichts der besonderen Schutzbediirftigkeit von Opfern des Menschenhandels
sollte die Behdrde ihre Situation in Schulungsprogrammen oder -materialien fiir
Arbeitsaufsichtsbeamte, die wahrscheinlich mit solchen Personen in Kontakt kommen,
und in den von ihr durchgefiihrten Risikoanalysen beriicksichtigen.

Die Steuerung von EURES ist zwischen der Kommission und der Behorde aufgeteilt,
was die Effizienz und Wirksamkeit der Verwaltung und des Betriebs von EURES
einschriankt. Thre jeweiligen Zustdndigkeiten sollten neu zugewiesen werden, um die
Kohidrenz mit anderen Tétigkeiten zu verbessern und so die Verwaltung und den
Betriecb von EURES effizienter zu gestalten. Die Kommission sollte die
Verantwortung als Systemeigner fiir das Européische Portal zur beruflichen Mobilitét
(EURES-Portal) iibernehmen, um die Synergien mit anderen von der Kommission
verwalteten IT-Instrumenten und -Netzen wie Europass, der europdischen
Klassifizierung fiir Fahigkeiten, Kompetenzen, Qualifikationen und Berufe (ESCO),
dem Netzwerk der 6ffentlichen Arbeitsverwaltungen und dem EU-Talentpool optimal
zu nutzen. Die Kommission sollte auch die Bereitstellung der Helpdesk-Funktion zur
Unterstiitzung des Personals der EURES-Mitglieder und -Partner sowie der nationalen
Koordinierungsbiiros iibernehmen. Diese iiberarbeitete Aufteilung der Zustdndigkeiten
sollte in die Verordnung (EU) 2016/589 des Europdischen Parlaments und des Rates
einfliefen*®.

Die Anderung der Verordnung (EU) 2016/589 bietet die Gelegenheit, den EURES-
Rechtsrahmen weiter zu straffen, um den Verwaltungsaufwand fiir die nationalen
Verwaltungen sowie fiir EURES-Mitglieder und -Partner aus dem Privatsektor zu
verringern und die Effizienz und Wirksamkeit zu verbessern. Bestimmungen tiiber die
Planung der Tétigkeiten, die Datenerhebung und die Leistungsanalyse sollten in die
Verordnung (EU) 2016/589 aufgenommen werden. Die Umsetzung von ESCO sollte
vereinfacht  werden, wund der Kommission sollte gestattet = werden,
Entsprechungstabellen zwischen den nationalen Klassifizierungssystemen und den
einschldgigen Fassungen von ESCO im Einklang mit den Entwicklungen auf dem
Arbeitsmarkt einzufithren. Nach der Aufnahme einschldgiger Bestimmungen in die
Verordnung (EU) 2016/589 sollten die Durchfiihrungsbeschliisse (EU) 2017/1256%,
(EU) 2018/170%°, (EU)2018/1020°! und (EU)2018/1021°2 der Kommission
aufgehoben werden.
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Verordnung (EU) 2016/589 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 13. April 2016 iiber ein
Europdisches Netz der Arbeitsvermittlungen (EURES), den Zugang von Arbeitnehmern zu
mobilititsfordernden Diensten und die weitere Integration der Arbeitsmirkte und zur Anderung der
Verordnungen (EU) Nr. 492/2011 und (EU) Nr. 1296/2013 (ABlL. L 107 vom 22.4.2016, S.1,
ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2016/589/0j).

Durchfithrungsbeschluss (EU) 2017/1256 der Kommission vom 11. Juli 2017 iiber Muster und
Verfahren fiir den Austausch auf Unionsebene von Informationen iiber die nationalen
Arbeitsprogramme fiir die Tatigkeiten des EURES-Netzes (ABlL. L 179 vom 12.7.2017, S. 24,
ELI: http://data.europa.cu/eli/dec_impl/2017/1256/0j).

Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2018/170 der Kommission vom 2. Februar 2018 {iber einheitliche
detaillierte Spezifikationen fiir die Datenerhebung und -analyse zur Uberwachung und Bewertung der
Funktionsweise des EURES-Netzes (ABL. L 31 vom 3.2.2018, S. 104, ELIL:
http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2018/170/0j).

Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2018/1020 der Kommission vom 18. Juli 2018 zur Annahme und
Aktualisierung der Liste der Féahigkeiten, Kompetenzen und Berufe der europiischen Klassifikation
zum Zweck des automatisierten Abgleichs iiber die gemeinsame IT-Plattform von EURES (ABI. L 183
vom 19.7.2018, S. 17, ELI: http://data.curopa.cu/eli/dec_impl/2018/1020/0j).

26

DE


http://data.europa.eu/eli/reg/2016/589/oj
http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2017/1256/oj
http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2018/170/oj
http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2018/1020/oj

DE

Drucksache 566/26 -28 -

(18)

(19)

(20)

21)

Um sicherzustellen, dass die Berichtspflichten verhdltnisméBig bleiben und zur
Vereinfachung und Verringerung des Verwaltungsaufwands fiir die nationalen
Behorden beitragen, sollte die Haufigkeit der Berichterstattung iiber EURES-
Tétigkeiten gemdBl der Verordnung (EU)2016/589 von alle zwei Jahre auf alle
fiinf Jahre verringert werden, ohne die Ziele der Berichterstattung zu gefdhrden. Die
Verordnung (EU) 2016/589 sollte daher entsprechend geéndert werden.

Um das Potenzial konzertierter und gemeinsamer Kontrollen voll auszuschopfen,
sollte der Behorde eine proaktivere Rolle zugewiesen werden, einschlieBlich der
Moglichkeit einer systematischeren Einleitung gezielter Kontrollen auf eigene
Initiative. Die Mitgliedstaaten sollten sich grundsétzlich an konzertierten und
gemeinsamen Kontrollen beteiligen, die von der Behorde vorgeschlagen werden. Die
Organisation solcher Inspektionen sollte zwar weiterhin der Zustimmung der
betroffenen Mitgliedstaaten unterliegen, ihre Durchfiihrung sollte jedoch nicht durch
unangemessene Verwaltungsanforderungen verzogert werden. Um die Ausrichtung
und Wirksamkeit konzertierter und gemeinsamer Kontrollen zu verbessern, sollte die
Behorde ihre Kapazititen zur Durchfiilhrung operativer Risikoanalysen, die in die
datengesteuerte operative Planung einflieBen sollten, weiter ausbauen.

Unbeschadet der Verpflichtungen, die sich aus strafrechtlichen Ermittlungen ergeben,
sollten die Mitgliedstaaten, die eine von der Behdrde unterstiitzte konzertierte oder
gemeinsame Kontrolle durchgefiihrt haben, rechtzeitig Informationen iiber ihre
Durchfiihrung und ihre Ergebnisse iibermitteln, auch wenn die Ermittlungen auf
nationaler Ebene noch nicht abgeschlossen werden konnen. Zwar sollten der Behorde
vorldufige Berichte rechtzeitig vorgelegt werden, doch sollte die Frist fiir die Vorlage
der Abschlussberichte verliangert werden, damit die Mitgliedstaaten die einschldgigen
Untersuchungen abschlieBen konnen. In diesen Berichten sollten die inspizierten
Unternehmen, die Zahl der beteiligten Personen und ihr Status nach Unionsrecht, die
Zahl und Art der je Unternehmen festgestellten Verstole sowie die verhidngten
GeldbuBlen oder anderen Sanktionen angegeben werden. Die Behdrde sollte ein
elektronisches  Fallbearbeitungssystem  betreiben, um  Informationen im
Zusammenhang mit konzertierten und gemeinsamen Kontrollen systematisch zu
speichern und zu organisieren. Dieses System sollte nur dann fiir den
Informationsaustausch zwischen der Behorde und den Mitgliedstaaten genutzt werden,
wenn ein solcher Austausch nicht iiber das Binnenmarkt-Informationssystem (IMI)
erfolgen kann.

Um eine faire Arbeitskriftemobilitit zu  gewdhrleisten und gleiche
Wettbewerbsbedingungen aufrechtzuerhalten, sollte die Behorde die Mitgliedstaaten
bei der Ermittlung und Bewiltigung von Herausforderungen bei der
grenziiberschreitenden Durchsetzung unterstiitzen, wenn nationale Arbeitnehmer,
mobile Arbeitnehmer innerhalb der EU und Arbeitnehmer aus Drittstaaten an
demselben Arbeitsplatz, in derselben Branche, in derselben Unterauftragskette oder in
demselben Unternehmen zusammenkommen, indem sie konzertierte und gemeinsame
Kontrollen, operative Risikoanalysen und MaBnahmen zum Kapazititsaufbau
koordiniert und unterstiitzt. Die Behdrde sollte eng mit Migrationsdiensten,
Organisationen der Zivilgesellschaft, Sozialpartnern und Einrichtungen in Drittlindern

52

Durchfiihrungsbeschluss (EU) 2018/1021 der Kommission vom 18. Juli 2018 zur Festlegung der
technischen Standards und Formate, die fiir die Anwendung des automatisierten Abgleichs tiber die
gemeinsame [T-Plattform unter Nutzung der europdischen Klassifikation und fiir die Interoperabilitét
zwischen den nationalen Systemen und der europdischen Klassifikation bendtigt werden (ABI. L 183
vom 19.7.2018, S. 20, ELI: http://data.curopa.cu/eli/dec_impl/2018/1021/0j).

27

DE


http://data.europa.eu/eli/dec_impl/2018/1021/oj

DE

(22)

(23)

(24)

(25)

(26)

27)

(28)

-29 - Drucksache 566/26

sowie anderen einschldgigen Einrichtungen der Union und internationalen
Einrichtungen zusammenarbeiten, um den betreffenden Drittstaatsangehorigen den
Zugang zu Unterstiitzung zu erleichtern.

Zur Stiarkung der Féhigkeit der Behorde, ihre erweiterten Aufgaben wahrzunehmen,
sollte jeder Mitgliedstaat einen Sachverstindigen einer zustindigen nationalen
Durchsetzungsbehdrde als nationalen Verbindungsbeamten fiir Kontrollen zur
Behorde abordnen. Bei der Teilnahme an einer konzertierten oder gemeinsamen
Kontrolle sollten diese nationalen Verbindungsbeamten fiir Kontrollen sowie das
Personal der Durchsetzungsbehérden anderer teilnehmender Mitgliedstaaten
bestimmte Mindestkompetenzen erhalten, damit sie die Kontrolle wirksam
unterstiitzen konnen.

Im Rahmen ihres Mandats, insbesondere bei ihrer analytischen Arbeit, sollte die
Behorde ein besonderes Augenmerk auf die wirksame Anwendung und Durchsetzung
des Unionsrechts in Bezug auf Arbeitnehmer richten, die in stark
grenziiberschreitenden Sektoren, beispielsweise den Seeverkehr und Berufe in der
Seefahrt, beschiftigt sind, gegebenenfalls in enger Zusammenarbeit mit den
einschlidgigen Agenturen der Union. Bei dieser Analyse sollten relevante Faktoren wie
der Ort der Niederlassung des Arbeitgebers und das Land der Sozialversicherung der
betroffenen Arbeitnehmer beriicksichtigt werden.

Inspektionen, Kontrollen und Untersuchungen sind von wesentlicher Bedeutung, um
die Einhaltung des Unionsrechts zu gewdéhrleisten und das offentliche Interesse zu
schiitzen. Thre Haufigkeit, Koordinierung, zeitliche Planung und Intensitét sollten in
einem angemessenen Verhéltnis zu dem betreffenden Risiko und der Kapazitit des
betreffenden  Betreibers  stehen, um  unnétige Kosten und unndtigen
Verwaltungsaufwand, insbesondere fiir Kleinstunternehmen und KMU, zu vermeiden.

Die Mediationsfunktion der Behorde sollte vereinfacht und flexibler gestaltet werden,
um ihre Effizienz zu steigern, ihre Nutzung zu fordern und die Zahl der ungeldsten
Streitigkeiten zwischen Mitgliedstaaten zu verringern. Die Teilnahme an der
Mediation sollte freiwillig bleiben.

Um gegen den Missbrauch verschiedener Kategorien von Arbeitnehmern vorzugehen,
sollte die Europdische Plattform ihre Tatigkeiten im Zusammenhang mit nicht
angemeldeter Erwerbstéitigkeit unter Drittstaatsangehorigen verstdrken, um die
Zusammenarbeit bei der Bekdmpfung nicht angemeldeter Erwerbstitigkeit zu
verbessern.

Es sollte klargestellt werden, dass Beschliisse des Verwaltungsrats, sofern in der
Verordnung (EU) 2019/1149 nicht ausdriicklich etwas anderes vorgesehen ist, mit der
absoluten Mehrheit der Stimmen gefasst werden miissen, was die Anwesenheit oder
Vertretung von mehr als der Hiélfte der stimmberechtigten Mitglieder des
Verwaltungsrats in der Sitzung voraussetzt, damit Beschliisse rechtsgiiltig
angenommen werden kdnnen.

Die Behorde sollte auf die operativen Informationen zugreifen konnen, die fiir die
wirksame Wahrnehmung ihrer Aufgaben erforderlich sind, insbesondere {iber die
einschlidgigen Systeme und Datenbanken der Union fiir den Informationsaustausch
und den Abschluss von Vereinbarungen iiber die gemeinsame Nutzung von Daten mit
Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union sowie mit Behorden in den
Mitgliedstaaten. Diese operativen Informationen konnen Daten umfassen, die sich
sowohl auf verwaltungsrechtliche als auch auf strafrechtliche Ermittlungen beziehen.
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Die Behorde sollte ausdriicklich befugt sein, personenbezogene Daten unter
uneingeschrankter Einhaltung der Rechtsvorschriften der Union iiber den Schutz
solcher Daten, insbesondere der Verordnung (EU)2018/1725 des Européischen
Parlaments und des Rates®, zu verarbeiten.

Die Nutzung des IMI ist fiir die Verwaltungszusammenarbeit zwischen den
Mitgliedstaaten im Rahmen mehrerer Rechtsakte der Union, die in den
Tatigkeitsbereich der Behorde fallen, obligatorisch. Ebenso wird das Europdische
Register der Kraftverkehrsunternehmen (ERRU) bei der Umsetzung bestimmter
Rechtsakte der Union verwendet, die in den Tétigkeitsbereich der Behorde fallen.
Soweit dies fir die Wahrnehmung ihrer Aufgabe, die Mitgliedstaaten und die
Kommission bei der wirksamen Anwendung und Durchsetzung von Rechtsakten der
Union, die in ihren Tétigkeitsbereich fallen, zu unterstiitzen, erforderlich ist, sollte die
Behorde daher als IMI-Akteur Zugangsrechte zu den Verfahren der
Verwaltungszusammenarbeit im IMI— einschlieBlich des Austauschs zwischen
Mitgliedstaaten  iiber  konzertierte und gemeinsame Kontrollen — sowie
Benutzerzugang zu den einschligigen Funktionen des ERRU erhalten, welche die
Anwendung und Durchsetzung solcher Rechtsakte der Union betreffen, sowie
aggregierte statistische Daten iiber die Nutzung dieser Verfahren und Funktionen der
Verwaltungszusammenarbeit erhalten.

Vereinbarungen iiber den Datenaustausch zwischen der Behdrde und Behorden in den
Mitgliedstaaten konnen sich auf Informationen wie Daten zur Erklirung geméiR
Artikel 9 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2014/67/EU, Daten, die gemil
Artikel 91 der Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Europdischen Parlaments und des
Rates® erhoben werden, Daten zur Bescheinigung gemiB Artikel 19 Absatz 2 der
genannten Verordnung und aggregierte Daten zu Verstolen gegen die in Artikel 1
Absatz4 der Verordnung (EU)2019/1149 aufgefiihrten Rechtsakte der Union
beziehen. Es sollte moglich sein, der Behorde zusitzlich zu den Informationen iiber
konzertierte und gemeinsame Inspektionen auch Zugang zu einem bestimmten
Austausch ~ zwischen  den  Mitgliedstaaten  iiber  die einschldgigen
Informationsaustauschsysteme der Union zu gewdéhren, sofern ein solcher Austausch
in den Zustindigkeitsbereich der Behorde fillt und die Zustimmung aller betroffenen
Mitgliedstaaten vorliegt.

Da die Verordnung (EU) 2019/1149 gedndert wird, um den Informationsaustausch
iiber das IMI zu ermoéglichen, sollte die Verordnung (EU) 2019/1149 im Anhang der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates
aufgefiihrt werden.
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Verordnung (EU) 2018/1725 des Européischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2018 zum
Schutz natiirlicher Personen bei der Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Organe,
Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union, zum freien Datenverkehr und zur Aufhebung der
Verordnung (EG) Nr. 45/2001 und des Beschlusses Nr. 1247/2002/EG (ABI. L 295 vom 21.11.2018,
S. 39, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2018/1725/0j).

Verordnung (EG) Nr. 987/2009 des Européischen Parlaments und des Rates vom 16. September 2009
zur Festlegung der Modalititen fiir die Durchfithrung der Verordnung (EG) Nr. 883/2004 {iber die
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit (ABI. L 284 vom 30.10.2009, S.1, ELIL:
http://data.europa.eu/eli/reg/2009/987/0j).

Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Europidischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012
iiber die Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur
Aufthebung der Entscheidung 2008/49/EG der Kommission (,IMI-Verordnung®) (ABL L 316 vom
14.11.2012, S. 1, ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2012/1024/0j).

29

DE


http://data.europa.eu/eli/reg/2018/1725/oj
http://data.europa.eu/eli/reg/2009/987/oj
http://data.europa.eu/eli/reg/2012/1024/oj

DE

(32)

(33)

(34)

-31- Drucksache 566/26

Im Einklang mit den Empfehlungen der Internationalen Arbeitsorganisation®® und der
Agentur der Europiischen Union fiir Grundrechte®’ ist es wichtig, Mechanismen
einzurichten, welche die Durchsetzung von Arbeitsnormen von der Durchsetzung der
Zuwanderungsgesetze trennen, um sicherzustellen, dass alle Drittstaatsangehorigen bei
Verletzungen ihrer Rechte sicher auf Rechtsbehelfe zugreifen konnen. In ihrer Rolle
als Verantwortlicher sollte die Behdrde personenbezogene Daten, einschlieBlich Daten
von Drittstaatsangehorigen, nur dann weitergeben, wenn dies fiir die Erfiillung ihrer
Aufgaben, insbesondere fiir den Schutz der Arbeits- und Sozialversicherungsrechte,
erforderlich ist. Es ist wichtig, dass die Behorde die Mitgliedstaaten auch dazu anhilt,
Meldestrategien  festzulegen, mit denen sichergestellt wird, dass alle
Drittstaatsangehdrigen sicher mit den Durchsetzungsbehorden zusammenarbeiten
konnen.

Der Europidische Datenschutzbeauftragte wurde gemill Artikel 42 Absatz 1 der
Verordnung (EU) 2018/1725 angehort und hat am [Datum] eine Stellungnahme
abgegeben.

Die Verordnungen (EU) 2019/1149, (EU) 2016/589 und (EU) Nr. 1024/2012 sollten
daher entsprechend gedndert werden.

HABEN FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1
Anderungen der Verordnung (EU) 2019/1149

Die Verordnung (EU) 2019/1149 wird wie folgt gedndert:

1.

Artikel 1 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Die Behorde unterstiitzt die Mitgliedstaaten und die Kommission bei der
wirksamen Anwendung und Durchsetzung des Unionsrechts im Bereich der
unionsweiten Arbeitskraftemobilitit und der Koordinierung der Systeme der
sozialen Sicherheit in der Union. Die Behorde handelt im Rahmen der in
Absatz 4 genannten Rechtsakte der Union einschlieBlich aller auf diesen
Rechtsakten beruhenden Richtlinien, Verordnungen und Beschliissen und aller
weiteren verbindlichen Rechtsakte der Union, durch die der Behorde Aufgaben
iibertragen werden. Soweit dies zur wirksamen Erfiillung ihrer Aufgaben
erforderlich ist, kann die Behorde auch aufgefordert werden, sich mit den
Arbeits- und Sozialversicherungsrechten bestimmter Drittstaatsarbeitnehmer zu
befassen. Zu diesem Zweck handelt sie im Rahmen der in Absatz 4a genannten
Rechtsakte der Union.*

b) In Absatz 4 werden folgende Buchstaben j und k angefiigt:
,J) Verordnung (EU) 2026/XXX des Europiischen Parlaments und des Rates”,
k) Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europiischen Parlaments und des Rates™.
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Siehe beispielsweise Internationale Arbeitsorganisation (2021) ,Protecting the rights of migrant
workers in irregular situations and addressing irregular labour migration: A compendium’. Verfligbar
unter: wems_832915.pdf

Agentur der Europédischen Union fiir Grundrechte (2021) ,,Protecting migrants in an irregular situation
from labour exploitation — Role of the Employers Sanctions Directive.“ Verfiigbar unter:
https://fra.europa.cu/sites/default/files/fra_uploads/fra-2021-employers-sanctions-directive-

report_en.pdf.
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d)

* Verordnung (EU) .../... des Europiischen Parlaments und des Rates vom ... iiber ... (ABL. ...).

** Richtlinie (EU) 2020/1057 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 15. Juli 2020
zur Festlegung besonderer Regeln im Zusammenhang mit der Richtlinie 96/71/EG und der
Richtlinie 2014/67/EU fiir die Entsendung von Kraftfahrern im StraBenverkehrssektor und zur
Anderung der Richtlinie 2006/22/EG beziiglich der Durchsetzungsanforderungen und der
Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 (ABL. L 249 vom 31.7.2020, S. 49,
ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2020/1057/07).

Folgender Absatz 4a wird eingefligt:

»(4a) Soweit dies zur wirksamen Erfiillung der Aufgaben der Behorde
erforderlich ist, fallen folgende Bestimmungen von Rechtsakten der Union
ebenfalls in ihren Tétigkeitsbereich:

a)  Artikel 5, 6, 8, 9, 13 und 14 der Richtlinie 2009/52/EG des Europdischen
Parlaments und des Rates”,

b)  Artikel 11  Absatz2, Artikel 17 und 20, Artikel 23  Absatz 1
Buchstabena, ¢, d und f und Unterabsatz 2, Artikel 23 Absatz 2
Buchstabe i sowie Artikel 24 und 25 der Richtlinie 2014/36/EU des
Europiischen Parlaments und des Rates™,

c) Artikel 12 Absatz1 Buchstabena, e undh, Artikel 12 Absatz 2
Buchstabe b und Artikel 12 Absatz4 sowie Artikel 13 und 14 der
Richtlinie (EU) 2024/1233 des Europdischen Parlaments und des

sKokk

Rates ;

d)  Artikel 12 der Richtlinie 2001/55/EG des Rates™ .

* Richtlinie 2009/52/EG des Europidischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009 iiber
Mindeststandards ~ fiir =~ Sanktionen und MaBnahmen gegen  Arbeitgeber, die
Drittstaatsangehdrige ohne rechtmaBigen Aufenthalt beschéftigen (ABIL. L 168 vom 30.6.2009,
S. 24. ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2009/52/0j).

** Richtlinie 2014/36/EU des Europiischen Parlaments und des Rates vom 26. Februar 2014
iiber die Bedingungen fiir die Einreise und den Aufenthalt von Drittstaatsangehdrigen zwecks
Beschiftigung als  Saisonarbeitnehmer (ABL. L 94 vom 28.3.2014, S. 375,
ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2014/36/0j).

*** Richtlinie (EU) 2024/1233 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 24. April 2024
iiber ein einheitliches Verfahren zur Beantragung einer kombinierten Erlaubnis fiir
Drittstaatsangehorige, sich im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats aufzuhalten und zu arbeiten,
sowie iiber ein gemeinsames Biindel von Rechten fiir Drittstaatsarbeitnehmer, die sich
rechtméflig in einem Mitgliedstaat aufhalten (ABL L, 2024/1233, 30.4.2024,
ELI: http://data.europa.eu/eli/dir/2024/1233/0j).

" Richtlinie 2001/55/EG des Rates vom 20.Juli 2001 iiber Mindestnormen fiir die
Gewiéhrung voriibergehenden Schutzes im Falle eines Massenzustroms von Vertriebenen und
MaBnahmen zur Forderung einer ausgewogenen Verteilung der Belastungen, die mit der
Aufnahme dieser Personen und den Folgen dieser Aufnahme verbunden sind, auf die
Mitgliedstaaten (ABL L212 vom 7.8.2001, S. 12 ELIL:

http://data.europa.eu/eli/dir/2001/55/0j).

Absatz 5 erhélt folgende Fassung:

»(5) Der Titigkeitsbereich der Behorde umfasst die Bestimmungen dieser
Verordnung iiber die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten zur
Bekdampfung nicht angemeldeter Erwerbstétigkeit sowie die Unterstiitzung der
Mitgliedstaaten bei der Verhinderung und Bekdmpfung der Ausbeutung der
Arbeitskraft, insbesondere im Zusammenhang mit der grenziiberschreitenden
Arbeitskriftemobilitit. Im Bedarfsfall arbeitet die Behdrde mit anderen
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Agenturen oder Diensten der Union zusammen, wenn sie den Mitgliedstaaten
gemil diesem Absatz Unterstiitzung leistet.

Artikel 2 wird wie folgt geéndert:
a)  Die Buchstaben a und b erhalten folgende Fassung:

,»a) Sie erleichtert den Zugang zu Informationen {iiber Rechte, Pflichten und
Moglichkeiten in Verbindung mit der unionsweiten Arbeitskrdftemobilitit,
einschlieBlich wenn dies filir die wirksame Erfiillung dieser Aufgabe erforderlich ist,
und iiber Arbeits- und Sozialversicherungsrechte von Drittstaatsangehdrigen, die in
Mitgliedstaaten der Union arbeiten, sowie zu einschldgigen Diensten;

b) sie erleichtert und stirkt die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten bei der
unionsweiten Anwendung und Durchsetzung des einschldgigen Unionsrechts; dazu
gehort auch die Erleichterung konzertierter und gemeinsamer Kontrollen, der
Austausch von Informationen und Daten, die Durchfiihrung von Analysen und
Risikobewertungen und die Unterstiitzung des Kapazitdtsautbaus;*

b)  Buchstabe d erhilt folgende Fassung:

,»d) sie unterstiitzt die Zusammenarbeit der Mitgliedstaaten bei der Bekampfung von
nicht angemeldeter Erwerbstitigkeit und Arbeitskraftausbeutung.*

Artikel 3 wird wie folgt gedndert:
a)  Die Uberschrift erhilt folgende Fassung:
,,Rechtsform und Sitz“
b)  Folgender Absatz 3 wird angefligt:
»(3) Die Behorde hat ihren Sitz in Bratislava, Slowakei.*
Artikel 5 wird wie folgt gedndert:
a)  Der einleitende Teil erhilt folgende Fassung:

,»Um die unionsweite Arbeitskriftemobilitit zu erleichtern, sorgt die Behorde fiir
eine bessere Verfiigbarkeit, Qualitdt und Zuginglichkeit der an Einzelpersonen,
einschlieBlich Drittstaatsangehorigen unabhingig von ihrem Rechts- oder
Mobilitétsstatus innerhalb der Union, Arbeitgeber und Sozialpartner gerichteten
Informationen iiber die Rechte und Pflichten, die sich aus den in Artikel 1 Absétze 4
und 4a genannten Rechtsakten der Union ergeben. Hierzu unternimmt die Behorde
Folgendes:*

b)  Folgender Buchstabe g wird angefiigt:

,»g) Sie fordert Sensibilisierungskampagnen, darunter auch solche zur Unterrichtung
von Finzelpersonen und Arbeitgebern, insbesondere kleinen und mittleren
Unternehmen (KMU), {iiber ihre Rechte und Pflichten sowie {iber ihre
Moglichkeiten.*

c)  Der folgende Absatz wird angefiigt:

wZur Unterstiitzung bei der Erfiillung ihrer Aufgaben gemiBl Absatz 1 und im
Einklang mit Artikel 29 Absatz2 kann die Behdrde Begiinstigten, die
Einzelpersonen, einschlielich Drittstaatsangehdrigen unabhéngig von ihrem Rechts-
oder Mobilitétsstatus innerhalb der Union, und Arbeitgebern im Bereich der
grenziiberschreitenden  Arbeitskriftemobilitdit auf nationaler, regionaler oder
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grenziiberschreitender regionaler Ebene beraten und ihnen gezielte Unterstiitzung
anbieten, Finanzhilfen gewéahren.*

Artikel 6 wird wie folgt gedndert:
a)  Die Uberschrift erhilt folgende Fassung:

,Europiisches Koordinierungsbiiro des EURES-Netzes*
b)  Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»Das von der Behorde verwaltete Europdische Koordinierungsbiiro nimmt seine
Aufgaben gemill Artikel 8 der Verordnung (EU) 2016/589 wahr, wéhrend die
Systemverantwortung fiir das EURES-Portal sowie dessen technischer Betrieb und
Weiterentwicklung und die damit verbundenen IT-Dienste der Kommission obliegen.
Die Kommission stellt eine Beratungsstelle zur Unterstiitzung der Mitarbeiter der
EURES-Mitglieder und -Partner und der Nationalen Koordinierungsbiiros,
insbesondere der Mitarbeiter, die in direktem Kontakt mit Arbeitnehmern und
Arbeitgebern stehen, bereit.*

Artikel 7 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 1 Unterabsatz 2 wird wie folgt gedndert:
1) Buchstabe b erhélt folgende Fassung:

,b) Sie erleichtert die Weiterverfolgung von Anfragen und den
Informationsaustausch zwischen nationalen Behorden durch logistische und
technische Unterstiitzung, einschlieBlich Dolmetsch- und Ubersetzungsleistungen,
sowie durch den Austausch iiber den Stand der Bearbeitung der Fille.*

i1) Buchstabe d erhilt folgende Fassung:

»d) Sie erleichtert und unterstiitzt Verfahren fiir die ldnderiibergreifende
Durchsetzung im Zusammenhang mit Sanktionen und GeldbuBen innerhalb des
Anwendungsbereichs dieser Verordnung gemif Artikel 1.

b)  Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Auf Ersuchen eines oder mehrerer Mitgliedstaaten und zur Erfiillung ihrer
Aufgaben innerhalb des in Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereichs iibermittelt
die Behorde Informationen, um den betroffenen Mitgliedstaat bei der wirksamen
Anwendung der Rechtsakte der Union zu unterstiitzen, die in die Zustdndigkeit der
Behorde fallen.*

c)  Absitze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

»(3) Die Behorde fordert und unterstiitzt die Nutzung von Instrumenten und
Verfahren fiir den elektronischen Datenaustausch zwischen nationalen Behdrden,
darunter das Binnenmarkt-Informationssystem (IMI), das System fiir den
elektronischen Austausch von Sozialversicherungsdaten (EESSI) und das
europdische Register der Kraftverkehrsunternehmen (ERRU)).

(4) Die Behorde fordert die Nutzung innovativer Ansétze fiir eine effektive und
effiziente landeriibergreifende Zusammenarbeit; auBerdem fordert und unterstiitzt sie
die potenzielle Anwendung von elektronischen Austauschmechanismen und
Datenbanken zwischen den Mitgliedstaaten, um den Zugang zu Daten in Echtzeit
und die Aufdeckung von Betrug zu erleichtern, und sie kann mogliche
Verbesserungen der Anwendung dieser Mechanismen und Datenbanken vorschlagen.
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Die Behorde erstattet der Kommission im Hinblick auf die Weiterentwicklung der
elektronischen Austauschmechanismen und Datenbanken Bericht.*

Artikel 8 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 1 Unterabsitze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

»Auf Antrag eines Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten koordiniert und
unterstiitzt die Behorde konzertierte oder gemeinsame Kontrollen in den Bereichen,
die in den in Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereich fallen, einschlielich
erforderlichenfalls  der  Arbeits- und  Sozialversicherungsrechte  von
Drittstaatsangehdrigen. Die Behorde kann auch von sich aus die Behdrden der
betroffenen Mitgliedstaaten ersuchen, eine konzertierte oder gemeinsame Kontrolle
durchzufiihren.

Konzertierte und gemeinsame Kontrollen bediirfen der Zustimmung der betroffenen
Mitgliedstaaten.*

b)  Absatz 2 Buchstabe a erhélt folgende Fassung:

»2) ,ykonzertierte Kontrollen* Kontrollen, die in zwei oder mehreren Mitgliedstaaten
hiufig gleichzeitig in Bezug auf zusammenhédngende Fille durchgefiihrt werden,
wobei jede nationale Behorde in ihrem Hoheitsgebiet tétig ist und erforderlichenfalls
vom Personal der Behorde unterstiitzt wird,*

c)  Absatz 3 Unterabsdtze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

,Gemél dem Grundsatz der loyalen Zusammenarbeit nehmen die Mitgliedstaaten an
konzertierten oder gemeinsamen Kontrollen teil, die die Behorde auf Antrag eines
Mitgliedstaats oder mehrerer anderer Mitgliedstaaten oder von sich aus unterstiitzt.
Die Mitgliedstaaten konnen nur in hinreichend begriindeten Féllen beschlie3en, nicht
an solchen konzertierten oder gemeinsamen Kontrollen teilzunehmen.

Einer konzertierten oder gemeinsamen Kontrolle miissen alle teilnehmenden
Mitgliedstaaten vorab zugestimmt haben, und diese Zustimmung ist der Behorde
mitzuteilen, wobei gleichzeitig die geméil Artikel 32 Absatz 2a benannten, fiir
Kontrollen zustdndigen nationalen Verbindungsbeamten der betreffenden
Mitgliedstaaten zu unterrichten sind.*

d)  Absatz 4 Unterabsatz 2 erhélt folgende Fassung:

»In derartigen Féllen unterrichtet der jeweilige Mitgliedstaat die Behorde und die
iibrigen betroffenen Mitgliedstaaten schriftlich und auch auf elektronischem Wege
innerhalb von zehn Arbeitstagen nach Eingang des Ersuchens der Behorde iiber die
Griinde fiir seine Entscheidung, die hinreichend darzulegen sind, und gegebenenfalls
iiber die AbhilfemaBBnahmen, die er zu ergreifen gedenkt, sowie iiber die Ergebnisse
dieser MaBnahmen, sobald diese vorliegen. Die Behorde kann vorschlagen, dass der
Mitgliedstaat, der nicht an einer konzertierten oder gemeinsamen Kontrolle
teilgenommen hat, freiwillig eine eigene Kontrolle durchfiihrt.*

Artikel 9 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1) Die teilnehmenden Mitgliedstaaten und die Behorde legen die Bedingungen fiir
die Durchfiihrung einer konzertierten oder gemeinsamen Kontrolle fest,
einschlieBlich des Umfangs und Zwecks der Kontrolle und gegebenenfalls etwaiger
Vereinbarungen im Hinblick auf die Beteiligung des Personals der Behorde.
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b)  Die Absitze 3, 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

,»(3) Konzertierte und gemeinsame Kontrollen erfolgen auf durchfiihrungswirksame
Weise. Zu diesem Zweck gewihren die teilnehmenden Mitgliedstaaten dem Personal
der Durchsetzungsbehdrden eines anderen Mitgliedstaats, das an derartigen
Kontrollen teilnimmt, eine angemessene Rolle und einen angemessenen Status im
Einklang mit den Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten des Mitgliedstaats, in
dem die Kontrolle durchgefiihrt wird. Dies umfasst mindestens die folgenden
Befugnisse unter Bedingungen, die denjenigen entsprechen, die fiir das Personal der
Durchsetzungsbehdrden des Mitgliedstaats gelten, in dem die Kontrolle stattfindet:

a)  Zugang zu den Raumlichkeiten, Unterlagen und Aufzeichnungen, die
Gegenstand der Kontrolle sind,

b)  Erhebung von Beweismitteln.

(4) Die Behorde gewidhrt Mitgliedstaaten, die konzertierte oder gemeinsame
Kontrollen durchfiihren, auf deren Antrag hin konzeptuelle und analytische
Unterstiitzung, Unterstiitzung bei der Risikobewertung, der Logistik und in
technischen Belangen sowie erforderlichenfalls rechtliche Beratung, was auch
Dolmetsch- und Ubersetzungsleistungen umfassen kann.

(5) Mitarbeiter der Behorde diirfen einer konzertierten oder gemeinsamen Kontrolle
als Beobachter beiwohnen und logistische Unterstiitzung leisten, und sie konnen an
einer konzertierten oder gemeinsamen Kontrolle mit vorheriger Zustimmung des
Mitgliedstaats, auf dessen Hoheitsgebiet sie ihre Unterstiitzung fiir die Kontrolle
leisten werden, im Einklang mit den Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten des
Mitgliedstaats teilnehmen. Der gemél Artikel 32 Absatz 2a benannte fiir Kontrollen
zustandige nationale Verbindungsbeamte des Mitgliedstaats, in dem die Kontrolle
stattfindet, erhélt die gleichen Befugnisse gemi3 Absatz 3 des vorliegenden Artikels
wie das teilnehmende Personal der Durchsetzungsbehorden eines anderen
Mitgliedstaats.*

c) Folgender Absatz 5a wird eingefligt:

»(5a) Auf Antrag der Behdorde und sofern im Einklang mit den geméill Absatz I
festgelegten Bedingungen tauschen die zustindigen Behorden der Mitgliedstaaten
mit der Behorde alle Informationen aus, die fiir die Einleitung, Koordinierung und
Unterstiitzung der konzertierten und gemeinsamen Kontrollen sowie fiir
Folgemalnahmen zu diesen Kontrollen geméf Kapitel Illa erforderlich sind.*

d)  Absatz 6 erhilt folgende Fassung:

»(6) Die nationale Behorde eines Mitgliedstaats, der eine konzertierte oder
gemeinsame Kontrolle durchfiihrt, legt der Behdrde innerhalb von 20 Arbeitstagen
nach Abschluss der Kontrolle einen vorldufigen Bericht tiber die Ergebnisse der
Kontrolle in jenem Mitgliedstaat und iiber den Ablauf der konzertierten oder
gemeinsamen Kontrolle insgesamt vor. Spétestens neun Monate nach der Kontrolle
legt der betreffende Mitgliedstaat einen Abschlussbericht {iber die Ergebnisse der
Kontrolle vor, der mindestens die folgenden Elemente umfasst: die kontrollierten
Unternehmen, die Anzahl der beteiligten Personen und deren Status nach
Unionsrecht, die Anzahl und Art der festgestellten Verstofe je Unternehmen sowie
die verhiangten Geldbullen oder sonstigen Sanktionen.

e) Folgender Absatz 6a wird eingefiigt:
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»(06a) Die Behorde richtet ein elektronisches Fallbearbeitungssystem ein und
tibernimmt dessen Betrieb. Das Fallbearbeitungssystem dient folgenden Zwecken:

a) Unterstiitzung der Verwaltung der von der Behdrde unterstiitzten konzertierten
und gemeinsamen Kontrollen, insbesondere durch die Steuerung der
Informationsabldufe und durch Hilfestellung fiir die Ermittlungsarbeit in
grenziiberschreitenden Féllen;

b) Gewdéhrleistung eines sicheren Zugangs zu Informationen {iber konzertierte und
gemeinsame Kontrollen;

¢) Ermoglichung des grenziiberschreitenden Abgleichs von Informationen und der
Extraktion von Daten fiir operative Analysen und statistische Zwecke;

d) Erleichterung der Uberwachung, um sicherzustellen, dass die Verarbeitung
personenbezogener Daten im Einklang mit den einschldgigen Bestimmungen des
Kapitels IIla der vorliegenden Verordnung und der Verordnung (EU) 2018/1725
erfolgt.*

f)  Absatz 7 erhilt folgende Fassung:

»(7) Die bei konzertierten oder gemeinsamen Kontrollen erhobenen Informationen
diirfen bei Gerichtsverfahren in allen betroffenen Mitgliedstaaten im Einklang mit
den Rechtsvorschriften oder Gepflogenheiten dieser Mitgliedstaaten als Beweismittel
verwendet werden.*

Artikel 10 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

»(1) Die Behdrde unternimmt in Zusammenarbeit mit den Mitgliedstaaten und
gegebenenfalls den Sozialpartnern Risikobewertungen und Analysen im
Zusammenhang mit der unionsweiten Arbeitskriftemobilitidt und Koordinierung der
Systeme der sozialen Sicherheit, einschlieBlich erforderlichenfalls der Arbeits- und
Sozialversicherungsrechte von Drittstaatsangehdrigen, und dies innerhalb des in
Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereichs. In den Analysen wird beispielsweise auf
Ungleichgewichte auf dem Arbeitsmarkt, branchenspezifische Herausforderungen
und wiederkehrende Probleme eingegangen, und die Behdrde kann auch gezielte und
detaillierte Analysen und Studien zur Untersuchung spezifischer Fragen durchfiihren.
Bei der Durchfithrung ihrer Analysen greift die Behdorde gemiB Kapitel Illa auf
Informationen, einschlieBlich personenbezogener Daten, zu und verarbeitet diese. Sie
greift weitestgehend auf einschlidgige und aktuelle statistische Daten aus bereits
durchgefithrten Erhebungen =zuriick und gewdhrleistet Komplementaritdt mit
Agenturen oder Diensten der Union und nationalen Behorden, Agenturen oder
Diensten, Organisationen der Zivilgesellschaft, Sozialpartnern und Einrichtungen in
Drittlindern und macht sich deren Fachwissen zunutze, unter anderem in den
Bereichen Betrug, Ausbeutung der Arbeitskraft, Diskriminierung,
Kompetenzprognosen, Menschenhandel zum Zwecke der Ausbeutung der
Arbeitskraft, Migration sowie Gesundheit und Sicherheit am Arbeitsplatz.*

b)  Folgender Absatz 1a wird eingefligt:

»(1a) Als Grundlage fiir die operative Planung, einschlieBlich der Ausrichtung,
Vorbereitung, Durchfithrung und Weiterverfolgung konzertierter und gemeinsamer
Kontrollen gemdfl den Artikeln 8 und 9, fiihrt die Behorde auf Antrag eines
Mitgliedstaats oder mehrerer Mitgliedstaaten oder von sich aus innerhalb des in
Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereichs operative Risikoanalysen durch. Zu
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10.

11.

12.

diesem Zweck greift die Behorde gemdll Kapitel [lla auf Informationen,
einschlieBlich personenbezogener Daten, zu und verarbeitet diese. Sie kann
Mitgliedstaaten gemal3 Artikel 9 Absatz Sa um Informationen ersuchen. Die Behorde
teilt die Ergebnisse der operativen Risikoanalysen unverziiglich den betroffenen
zustdandigen nationalen Behorden mit.*

c)  Absitze 3 und 4 erhalten folgende Fassung:

»(3) Nach Abschluss jeder operativen Risiko- oder sonstigen Analyse meldet die
Behorde ihre Ergebnisse direkt an die Kommission sowie an die betroffenen
Mitgliedstaaten und legt mogliche Mallnahmen zur Beseitigung festgestellter
Schwachstellen sowie zur Art und Weise dar, wie die Analyse in die operative
Planung der Behorde einflie3en soll.

AuBerdem filigt die Behorde ihren Jahresberichten an das Europdische Parlament und
die Kommission eine Zusammenfassung der Ergebnisse bei.

(4) In den Bereichen, die in den in Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereich fallen,
erfasst die Behorde erforderlichenfalls statistische Daten, die von den
Mitgliedstaaten zusammen- und bereitgestellt werden. Hierbei ist sie bestrebt,
bestehende Datenerfassungsaktivititen in diesen Bereichen zu straffen, um die
doppelte Erhebung von Daten abzuwenden. Falls zutreffend, findet Artikel 15
Anwendung. Gegebenenfalls nimmt die Behorde mit der Kommission (Eurostat)
Verbindung auf und stellt die Ergebnisse ihrer Datenerfassungsaktivititen zur
Verfiigung.*

Artikel 11 wird wie folgt gedndert:
a)  Der einleitende Teil erhilt folgende Fassung:

,Die Behorde unterstiitzt die Mitgliedstaaten beim Kapazititsaufbau im Hinblick auf
die Forderung der konsequenten Anwendung und Durchsetzung des Unionsrechts
innerhalb des in Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereichs. Die Behorde
unternimmt insbesondere Folgendes:*

b)  Buchstabe d erhilt folgende Fassung:

»d) Sie entwickelt branchenspezifische und brancheniibergreifende
Schulungsprogramme, die iiberwiegend operativ ausgerichtet sind, auch fiir nationale
Verwaltungen wie Arbeitsaufsichtsbehdrden, Sozialversicherungstriger oder andere
einschldgige Behorden und Sozialpartner, und spezielles Schulungsmaterial, auch
durch Online-Lernmethoden, oder sie unterstiitzt die Mitgliedstaaten bei der
Entwicklung solcher Programme.*

c) Buchstabe e wird gestrichen.
Artikel 12 Absatz 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,»b) die Féhigkeit der verschiedenen zustindigen Behdrden und Akteure der
Mitgliedstaaten zur Bekdmpfung nicht angemeldeter Erwerbstétigkeit innerhalb des
in Artikel 1 festgelegten Anwendungsbereichs verbessert, auch in Bezug auf ihre
grenziiberschreitenden Aspekte, und dadurch zu gleichen Wettbewerbsbedingungen
beitragt,*

Artikel 13 wird wie folgt gedndert:
a)  Absitze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:
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»(1) Bei Streitigkeiten zwischen zwei oder mehr Mitgliedstaaten tiiber die
Anwendung von Unionsrecht in Bereichen, die unter diese Verordnung fallen, kann
die Behorde unbeschadet der Zustdndigkeiten des Gerichtshofs eine Vermittlerrolle
iibernehmen. Der Zweck einer solchen Mediation dient dazu, die unterschiedlichen
Standpunkte der von der Streitigkeit betroffenen Mitgliedstaaten miteinander in
Einklang zu bringen, um zu einer fiir beide Seiten annehmbaren Vereinbarung zu
gelangen. Derartige Vereinbarungen spiegeln die Verstindigung der betreffenden
Mitgliedstaaten unbeschadet ihrer Rechte und Pflichten nach dem Unionsrecht wider.

(2) Auf Antrag eines oder mehrerer von einer Streitigkeit betroffener Mitgliedstaaten
leitet die Behorde ein Mediationsverfahren vor ihrem zu diesem Zweck gemél
Artikel 16 Absatz 2 eingerichteten Mediationsausschuss ein. Die Behorde kann auch
von sich aus ein Mediationsverfahren vor dem Mediationsausschuss einleiten. Die
Mediation wird erst nach Zustimmung aller von der Streitigkeit betroffenen
Mitgliedstaaten und im Einklang mit den Grundsdtzen der Neutralitit,
Unparteilichkeit und loyalen Zusammenarbeit durchgefiihrt.*

b)  Die Absitze 3, 4 und 5 werden gestrichen.
c)  Absitze 6, 7 und 8 erhalten folgende Fassung:

»(0) Der Verwaltungsrat legt die Verfahrensregeln fiir die Mediation fest,
einschlieBlich der Arbeitsvereinbarungen und der Zusammensetzung des
Mediationsausschusses, der  geltenden  Fristen, der Einbeziechung der
Sachverstindigen der Mitgliedstaaten, der Kommission und der Behoérde sowie
moglicher Tagungen des Mediationsausschusses in Gremien, die aus mehreren
Mitgliedern bestehen.

(7) Entscheidet ein Mitgliedstaat, nicht an der Mediation teilzunehmen oder von der
Mediation zuriickzutreten, so unterrichtet er die Behorde und die iibrigen von der
Streitigkeit betroffenen Mitgliedstaaten im Einklang mit den in Absatz 6 genannten
Verfahrensregeln und innerhalb der darin festgelegten Frist schriftlich und auch auf
elektronischem Wege iiber die Griinde fiir seine Entscheidung.

(8) Wenn Mitgliedstaaten einen Fall zur Mediation vorlegen, sorgen sie dafiir, dass
alle personenbezogenen Daten im Zusammenhang mit diesem Fall so anonymisiert
sind, dass die betroffene Person gemif3 den in Absatz 6 genannten Verfahrensregeln
nicht oder nicht mehr identifizierbar ist.*

d)  Absatz 12 erhilt folgende Fassung:

»(12) Innerhalb von drei Monaten nach Abschluss der Mediation durch die Behorde
melden die betreffenden Mitgliedstaaten der Behdrde die MaBnahmen, die sie zur
Weiterverfolgung der Mediation ergriffen haben, oder, falls sie keine
Folgemalnahmen ergriffen haben, die Griinde warum sie dies nicht getan haben.*

In Artikel 14 erhilt der einzige Absatz folgende Fassung:

,»Die Behorde bemiiht sich bei all ihren Tétigkeiten darum, mit anderen dezentralen
Agenturen der Union und Fachgremien wie der Verwaltungskommission
zusammenzuarbeiten, Uberschneidungen zu vermeiden sowie Synergien und
Komplementaritdt zu fordern. Dazu kann die Behorde Kooperationsvereinbarungen
mit einschlégigen Agenturen der Union wie Cedefop, Eurofound, EU-OSHA, ETF,
der Europdischen Agentur fiir die Sicherheit des Seeverkehrs (EMSA), Europol und
Eurojust sowie der Agentur der Europdischen Union fiir Grundrechte schlieen. Die
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14.

15.

b)

16.

17.

(1)

2)

Kooperationsvereinbarungen konnen auch die gemeinsame Nutzung von Daten
gemil Artikel 23a Absatz 2 vorsehen.*

Artikel 19 Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Die Amtszeit der vorsitzenden Person und der stellvertretenden vorsitzenden
Person betrdgt vier Jahre. Ihre Amtszeit kann einmal verldngert werden. Endet ihre
Mitgliedschaft im Verwaltungsrat jedoch wihrend ihrer Amtszeit, so endet auch
diese automatisch am selben Tag.*

Artikel 21 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1) Unbeschadet Artikel 18 Absatz 1 Buchstaben b und t, Artikel 19 Absatz 1 und
Artikel 31 Absatz 8 fasst der Verwaltungsrat seine Beschliisse mit der absoluten
Mehrheit seiner stimmberechtigten Mitglieder.*

Folgender Absatz 1a wird eingefligt:

»(1a) Sollte die Kommission ernsthafte Bedenken hinsichtlich eines dem
Verwaltungsrat vorgelegten Entwurfs eines Beschlusses zu Angelegenheiten im
Zusammenhang mit der Delegierten Verordnung (EU)2019/715 der Kommission®
oder dem Personal &ullern, so vertagt der Verwaltungsrat die Annahme des
Beschlusses. Der Verwaltungsrat iiberpriift innerhalb von 15 Tagen den Beschluss
und nimmt ihn in zweiter Lesung entweder mit Zweidrittelmehrheit, einschlieBlich
der Vertreter der Kommission, oder mit Vierfiinftelmehrheit der Mitgliedstaaten
an.*

" Delegierte Verordnung (EU)2019/715 der Kommission vom 18. Dezember 2018 iiber die
Rahmenfinanzregelung fiir gemafB dem AEUV und dem Euratom-Vertrag geschaffene Einrichtungen
nach Artikel 70 der Verordnung (EU, Euratom) 2018/1046 des Europdischen Parlaments und des
Rates (ABI. L 122 vom 10.5.2019, S. 1, ELI: http://data.curopa.cu/eli/reg_del/2019/715/0j).

Nach Artikel 23 wird folgende Kapiteliiberschrift eingefiigt:
,»KAPITEL IIla
VERARBEITUNG OPERATIVER INFORMATIONEN®
In Kapitel I1Ia werden die folgenden Artikel 23a bis 23d eingefiigt:
LWArtikel 23a
Zugang zu operativen Informationen

Zur Wahrnehmung der in den Artikeln 5, 7, 8, 9, 10, 11, 12 und 13 genannten
Aufgaben kann die Behorde operative Informationen, einschlieBlich
personenbezogener Daten, erheben, speichern, verarbeiten, analysieren und
austauschen. Die Behorde verarbeitet personenbezogene Daten nur fiir die
spezifischen Zwecke ihrer Tétigkeiten innerhalb des in Artikel 1 Absédtze 2, 4, 4a
und 5 genannten Anwendungsbereichs.

Die Verarbeitung besonderer Kategorien von personenbezogenen Daten gemild
Artikel 10 der Verordnung (EU) 2018/1725 ist nur zulédssig, wenn dies fiir die
Untersuchungen im Rahmen konzertierter und gemeinsamer Kontrollen, die von der
Behorde unterstiitzt werden, unbedingt erforderlich ist, vorbehaltlich geeigneter
Garantien fiir die Rechte und Freiheiten der betroffenen Person und nur dann, wenn
sie andere bereits von der Behdrde verarbeitete personenbezogene Daten ergédnzt. Der
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Datenschutzbeauftragte ist unverziiglich von der Anwendung dieses Absatzes zu
unterrichten.

3) Die Behorde {berpriift in regelméfBigen Abstinden, ob die verarbeiteten
personenbezogenen Daten gespeichert werden miissen. Eine solche Uberpriifung
erfolgt spatestens drei Jahre nach der ersten Verarbeitung der personenbezogenen
Daten und danach alle drei Jahre. Die Griinde fiir die weitere Speicherung der
personenbezogenen Daten sind schliissig darzulegen und aufzuzeichnen, sofern und
solange dies zur Erfiillung der in den Artikeln 5, 7, 8, 9, 10, 11, 12 und 13 genannten
Aufgaben der Behorde erforderlich ist. Féllt keine Entscheidung iiber die weitere
Speicherung von personenbezogenen Daten, so werden diese Daten automatisch
geloscht.

4) Die Behorde kann mit Organen, Einrichtungen und sonstigen Stellen der Union
sowie mit Behdrden in den Mitgliedstaaten spezielle Vereinbarungen iiber die
gemeinsame Nutzung von Daten zum Zwecke des Austauschs von Informationen,
einschlieBlich personenbezogener Daten, im Rahmen der Wahrnehmung ihrer in den
Artikeln 5,7, 8,9, 10, 11, 12 und 13 genannten Aufgaben schlieen.

(5) Die Behorde tauscht geméll den Artikeln 23b, 23c¢ und 23d operative Informationen
tiber die fiir den Informationsaustausch einschldgigen Systeme und Datenbanken der
Union aus und greift liber diese Systeme und Datenbanken auf Informationen iiber
deren Nutzung zu.

Artikel 23b
Austausch operativer Informationen iiber das Binnenmarkt-Informationssystem

Der Informationsaustausch zwischen der Behorde und den zustindigen Behorden der
Mitgliedstaaten im Rahmen der Aufgaben der Behorde zur Koordinierung und Unterstiitzung
konzertierter und gemeinsamer Kontrollen sowie zur Durchfiihrung von Analysen und
Risikobewertungen gemél den Artikeln 8, 9 und 10 erfolgt auch {iber das mit der Verordnung
(EU) Nr. 1024/2012 des Europiischen Parlaments und des Rates” eingerichtete Binnenmarkt-
Informationssystem (IMI). Dazu erhilt die Behorde als IMI-Akteur Zugangsrechte zu den
einschldgigen Verfahren der Verwaltungszusammenarbeit im IMI, die mit den in Artikel 1
genannten Rechtsakten der Union verkniipft sind. Betreffen die zwischen den zustindigen
Behorden der Mitgliedstaaten iiber das IMI ausgetauschten Informationen konzertierte und
gemeinsame Kontrollen geméR den Artikeln 8 und 9, so erhilt die Behdorde Zugang zu diesem
Austausch iiber das IMI-System.

Artikel 23c
Zugang zum Europiischen Register der Kraftverkehrsunternehmen

Die Behorde erhdlt im Rahmen ihrer Aufgaben der Koordinierung und Unterstiitzung
konzertierter und gemeinsamer Kontrollen sowie der Durchfiihrung von Analysen und
Risikobewertungen gemifl den Artikeln8, 9 und 10 Zugang zu den entsprechenden
Funktionen des mit der Verordnung (EG) Nr. 1071/2009 eingerichteten Europdischen
Registers der Kraftverkehrsunternehmen (ERRU).

Artikel 23d
Zugang zu Daten iiber die Nutzung von Informationsaustauschsystemen

(1) Soweit dies zur Unterstiitzung der Mitgliedstaaten bei der wirksamen Erfiillung ihrer
Informations- und Kooperationspflichten geméf den Artikeln 5 und 7, zur Koordinierung und
Unterstiitzung konzertierter und gemeinsamer Kontrollen geméd den Artikeln 8 und 9, zur
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Durchfiihrung von Analysen und operativen Risikoanalysen gemiB3 Artikel 10 und zur
Ermittlung von Fillen, in denen ein Mediationsverfahren gemdl3 Artikel 13 eingeleitet werden
kann, erforderlich ist, erhilt die Behorde Zugang zu folgenden Informationen:

a) Daten iiber die Nutzung der Verfahren der Verwaltungszusammenarbeit im IMI, die den
Austausch von Informationen iiber die Anwendung und Durchsetzung der in Artikel 1
genannten Rechtsakte der Union umfassen,

b) den Informationen, die den Mitgliedstaaten in den Entsendemeldungen iiber die mit dem
IMI verbundene 6ffentliche Schnittstelle gemall der Verordnung (EU) 2026/XXX und der
Richtlinie (EU) 2020/1057 iibermittelt werden,

c¢) Daten iiber die Nutzung des EESSI- und des ERRU-Systems.

(2) Vorbehaltlich der Zustimmung aller betroffenen Mitgliedstaaten und soweit dies zur
Unterstlitzung der Mitgliedstaaten bei der wirksamen Erfiillung ihrer Informations- und
Kooperationspflichten gemél den Artikeln 5 und 7, zur Koordinierung und Unterstiitzung
konzertierter und gemeinsamer Kontrollen geméfl den Artikeln 8 und 9, zur Durchfiihrung
von Analysen und operativen Risikoanalysen geméil Artikel 10 oder zur Ermittlung von
Féllen, in denen ein Mediationsverfahren gemill Artikel 13 eingeleitet werden kann,
erforderlich ist, kann der Behorde Zugang zu bestimmten Formen des Austauschs zwischen
den Mitgliedstaaten {iber die in Absatz1 Buchstabena bis ¢ genannten
Informationsaustauschsysteme gewéhrt werden.

(3) Der in Absatz 1 genannte Zugang wird nur von der Behorde erméchtigten Bediensteten
gewdhrt, die befugt sind, im Namen der Behorde zu handeln, und {iber eine personliche
Nutzerkennung fiir die  jeweiligen Informationsaustauschsysteme verfiigen.

(4) Alle Nutzer sind an die fiir das jeweilige Informationsaustauschsystem geltenden
Vertraulichkeitsvorschriften gebunden.

*Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 des Européischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 iiber die
Verwaltungszusammenarbeit mit Hilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur Aufhebung der
Entscheidung 2008/49/EG der Kommission (,,IMI-Verordnung) (ABL L 316 vom 14.11.2012, S.1,

ELI: http://data.europa.eu/eli/reg/2012/1024/0).
18. In Artikel 29 wird folgender Absatz 2 angefiigt:

,Die Behorde darf fiir die Erfiillung ihrer in Artikel 4 festgelegten Aufgaben
Finanzhilfen gewidhren. Fir die Gewidhrung von Finanzhilfen durch die
Behorde gilt Artikel 91 der Delegierten Verordnung (EU) 2019/715 der
Kommission.*

19. Artikel 31 wird wie folgt gedndert:
a)  Absitze 4 und 5 erhalten folgende Fassung:

»(4) Die Amtszeit des Exekutivdirektors betrdgt fiinf Jahre. Rechtzeitig vor
Ablauf dieses Zeitraums nimmt die Kommission eine Beurteilung vor, bei der
die Leistung des Exekutivdirektors und die kiinftigen Aufgaben und
Herausforderungen fiir die Behdrde berticksichtigt werden.

(5) Der Verwaltungsrat kann auf Vorschlag der Kommission unter
Beriicksichtigung der in Absatz 4 genannten Beurteilung die Amtszeit des
Exekutivdirektors einmal um hochstens fiinf Jahre verlangern.

b)  Absatz 7 erhélt folgende Fassung:
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»(7) Der Exekutivdirektor kann seines Amtes nur mit Beschluss des
Verwaltungsrats auf Vorschlag der Kommission enthoben werden.*

Artikel 32 wird wie folgt gedndert:
a)  Absitze 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

»(1) Jeder Mitgliedstaat benennt zwei nationale Verbindungsbeamte, die
gemil Artikel 33 als abgeordnete nationale Sachverstindige bei der Behdrde
an deren Sitz titig sind.

(2) Der erste nationale Verbindungsbeamte, der von jedem Mitgliedstaat nach
Genehmigung und Einstellung durch die Behdrde benannt wird, trdgt zur
Verrichtung der Aufgaben der Behorde bei, auch indem er die Zusammenarbeit
und den Informationsaustausch gemiB3 Artikel 7 erleichtert. Zudem dienen
diese Beamten als nationale Kontaktstellen flir Fragen aus ihrem jeweiligen
Mitgliedstaat und solchen mit Bezug zu ihrem Mitgliedstaat, entweder indem
sie diese Fragen direkt beantworten oder sich mit ihren nationalen
Verwaltungen in Verbindung setzen.*

b)  Folgender Absatz 2a wird eingefugt:

»(2a) Der zweite nationale Verbindungsbeamte, der von jedem Mitgliedstaat
nach Genehmigung und Einstellung durch die Behdrde benannt wird, ist ein
nationaler Verbindungsbeamter fiir Kontrollen, der von einer einschligigen
nationalen Durchsetzungsbehdrde abgeordnet wird und zur Erfiillung der
Aufgabe der Behorde beitrigt, konzertierte und gemeinsame Kontrollen gemél3
den Artikeln 8 und 9 zu koordinieren und zu unterstiitzen, unter anderem durch
Teilnahme an solchen Kontrollen im Einklang mit Artikel 9 Absatz 5.

Artikel 33 Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Der Verwaltungsrat erldsst einen Beschluss, mit dem eine Regelung fiir die
Abordnung nationaler Sachversténdiger, einschlieBlich nationaler
Verbindungsbeamter, zur Behorde festgelegt wird.*

Artikel 36 Absatz 2 erhélt folgende Fassung:

»(2) Der Verwaltungsrat erlédsst interne Vorschriften, um die Verpflichtungen aus der
Verordnung (EU) 2018/1725 umzusetzen, insbesondere den Pflichten beziiglich der
Bestellung eines Datenschutzbeauftragten der Behdrde sowie beziiglich der
RechtméBigkeit der Datenverarbeitung, der Sicherheit der Verarbeitungsvorginge,
der Bereitstellung von Informationen und der Rechte der betroffenen Personen.*

Der Anhang der Verordnung (EU) 2019/1149 wird wie folgt geéndert:
a)  Die Nummern 1 und 2 erhalten folgende Fassung:

,»1) den Wissensstand iiber nicht angemeldete Erwerbstétigkeit, einschlieBlich
threr Ursachen, regionalen Unterschiede und grenziiberschreitenden Aspekte
sowie ihrer Verbreitung unter Drittstaatsangehorigen und ihrer Auswirkungen
auf sie, durch gemeinsame Definitionen und Konzepte, empirische
Messinstrumente und die Forderung vergleichender Analysen zu verbessern,
ein gegenseitiges Verstdndnis der verschiedenen Systeme und Praktiken zur
Bekampfung nicht angemeldeter Erwerbstitigkeit zu entwickeln und die
Wirksamkeit ~ politischer =~ MaBnahmen, einschlieBlich  vorbeugender
MalBnahmen und Sanktionen, zu analysieren,
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2) verschiedene Formen der Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten
und erforderlichenfalls mit Drittstaaten im Hinblick auf die Bekdmpfung nicht
angemeldeter Erwerbstétigkeit bei Drittstaatsangehdrigen in der Union, wie
beispielsweise den Personalaustausch, die Nutzung von Datenbanken sowie die
Durchfiihrung gemeinsamer Maflnahmen und Schulungen, zu férdern und zu
bewerten und ein System fiir den Informationsaustausch fiir die
Verwaltungszusammenarbeit unter Nutzung eines bestimmten Moduls fiir nicht
angemeldete Erwerbstdtigkeit ~im  Rahmen  des  Binnenmarkt-
Informationssystems einzurichten,*

b)  Nummer 5 erhélt folgende Fassung:

»J) einen Austausch liber Erfahrungen zu organisieren, die die nationalen
Behorden bei der Anwendung von Unionsrecht im Bereich der Bekdmpfung
nicht angemeldeter Erwerbstdtigkeit gemacht haben, auch in Bezug auf
Drittstaatsangehorige.*

Artikel 2
Anderungen der Verordnung (EU) 2016/589

Die Verordnung (EU) 2016/589 wird wie folgt gedndert:

1.

Dem Artikel 3 werden die folgenden Nummern 9 bis 13 angefiigt:

9. ,.Europidische Klassifikation die neueste Fassung der von der Kommission
veroffentlichten Europdischen Klassifikation fiir Féhigkeiten, Kompetenzen,
Qualifikationen und Berufe®. Die Liste beinhaltet eine Aufzihlung eindeutiger
Kennungen, die fiir Berufe oder Fiahigkeiten und Kompetenzen stehen, ergdnzt durch
Metadaten;

10. ,,Abgleichtabellen maschinenlesbare Entsprechungstabellen, in denen
angegeben wird, wie sich Konzepte in einer Klassifikation auf ein oder mehrere
Konzepte einer anderen Klassifikation beziehen. Abgleichtabellen werden fiir die
automatisierte Transkodierung von Informationen zum Zwecke des automatisierten
Abgleichs tliber die gemeinsame IT-Plattform verwendet;

11. ,,maschinenlesbar®, dass die Informationen in einem Format prisentiert werden,
das von einem Computer leicht verarbeitet werden kann;

12. , Transkodierung“ die Umwandlung von Informationen aus einer kodierten
Wiedergabeform in eine andere;

13. ,,gezieltes Mobilititsprogramm von EURES* eine Initiative der Kommission zur
wirksamen Behebung des  Arbeitskriftemangels, zur Umsetzung der
landeriibergreifenden beruflichen Mobilitdt und zur Befriedigung der Bediirfnisse
bestimmter Zielgruppen, Wirtschaftszweige, Berufe oder Lander.*

Artikel 8 Absatz 1 wird wie folgt gedndert:

a)  In Buchstabe a wird Ziffer 1 gestrichen;

b)  Buchstabe a Ziffer ii erhilt folgende Fassung:
,,11) Informationsaktivitdten zum EURES-Netz;*

c) In Buchstabe a wird folgende Ziffer iia eingefiigt:
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»11a) Programmplanung, jdhrliche Datenerhebung und -analyse in Bezug auf
das EURES-Netz;"

d)  Buchstabe a Ziffer iii erhélt folgende Fassung:

»111) ein gemeinsames Schulungsprogramm und kontinuierliche berufliche
Weiterbildung fiir die Mitarbeiter der EURES-Mitglieder und -Partner und der
Nationalen Koordinierungsbiiros sowie — wenn ein hinreichend begriindeter
Bedarf  festgestellt ~wird—  anderer  Stellen, die voriibergehend
grenziiberschreitende =~ EURES-Dienstleistungen  erbringen, damit die
notwendigen Fachkenntnisse sichergestellt werden;*

e)  In Buchstabe a wird Ziffer iv gestrichen;
f)  Buchstabe ¢ wird gestrichen;

Artikel 9 wird wie folgt gedndert:

a)  Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

»(5) Die Nationalen Koordinierungsbiiros tauschen Informationen iiber die
Mechanismen und Standards geméf Artikel 17 Absatz 5 sowie iiber Standards
fiir Datensicherheit und Datenschutz aus, die fiir die gemeinsame IT-Plattform
maflgeblich sind. Sie kooperieren miteinander, mit dem FEuropdischen
Koordinierungsbiiro und mit der Kommission in ihrer Eigenschaft als
Systemeignerin, insbesondere bei Beschwerden und bei Stellenangeboten, die
nach nationalem Recht als nicht mit diesen Standards vereinbar gelten.*

b)  Absatz 7 erhilt folgende Fassung:

»(7) Das Nationale Koordinierungsbiiro fordert die Zusammenarbeit mit
Interessentrdgern ~ wie  den  Sozialpartnern,  Berufsberatungsstellen,
Bildungseinrichtungen  fiir ~ die  Berufs- und  Hochschulbildung,
Handelskammern, Sozialdiensten, Organisationen, die Gruppen vertreten, die
sich auf dem Arbeitsmarkt in einer prekdren Lage befinden vertreten, und
Einrichtungen, die in Ausbildungs- und Praktikumsprogramme eingebunden
sind.*

Artikel 14 Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Die Koordinierungsgruppe unterstiitzt die Durchfiihrung dieser Verordnung
durch den Austausch von Informationen und die Erstellung von Leitfiaden.
Insbesondere berit sie die Kommission und das Europidische Koordinierungsbiiro in
Bezug auf die Muster geméll Artikel 11 Absatz 8 und Artikel 31 Absatz 3a, die
Entwiirfe der technischen Standards und Formate gemal Artikel 17 Absatz 8 und die
einheitlichen detaillierten Spezifikationen fiir die Datenerhebung und -analyse gemaf
Artikel 32 Absatz 3. Die Koordinierungsgruppe entscheidet, welche Informationen
aus dem EURES-Programmplanungszyklus fiir die Berichte zur EURES-Tatigkeit
gemal} Artikel 33 relevant sind und fiir das Verfassen dieser Berichte verwendet
werden konnen.*

Artikel 16 Absatz 6 erhélt folgende Fassung:

»(6) Die Mitgliedstaaten priifen gemeinsam mit der Kommission und dem
Europdische Koordinierungsbiiro jede Moglichkeit, offene Stellen vorrangig mit
Unionsbiirgern zu besetzen, um ein Gleichgewicht zwischen Arbeitskrifteangebot
und -nachfrage in der Union herzustellen. Die Mitgliedstaaten konnen dazu
erforderliche MaBBnahmen treffen; unter anderem konnen sie eine aktive Rolle im
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8.

gezielten Mobilitdtsprogramm von EURES iibernehmen und fiir dessen
Dienstleistungen werben.*

Artikel 17 Absatz 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,.b) alle bei den OAV offentlich gemachten Stellengesuche und Lebensliufe und die
von den anderen EURES-Mitgliedern und den Arbeitnehmern sowie gegebenenfalls
den EURES-Partnern gemél Artikel 12 Absatz 3 {ibermittelten Stellengesuche und
Lebensldufe, sofern die betroffenen Arbeitnehmer geméll Absatz 3 dieses Artikels
eingewilligt haben, dass diese Informationen auch fiir das EURES-Portal zur
Verfligung gestellt werden.

Artikel 19 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Die Kommission aktualisiert regelméfig die Liste von Fahigkeiten,
Kompetenzen und Berufen der Europdischen Klassifikation, um
sicherzustellen, dass sie mit der Entwicklung des Arbeitsmarktes in Einklang
steht. Die Kommission unterrichtet die Mitgliedstaaten iliber die EURES-
Koordinierungsgruppe und die ESCO-Arbeitsgruppe der Mitgliedstaaten iiber
kiinftige Aktualisierungen.*

b)  Absatz 3 erhilt folgende Fassung:

»(3) Zum Zweck des automatisierten Abgleichs iiber die gemeinsame IT-
Plattform gleicht die Kommission die nationalen, regionalen und
branchenspezifischen Klassifikationen mit der Europdischen Klassifikation ab
und umgekehrt und nimmt nach der Aktualisierung der Liste von Féahigkeiten,
Kompetenzen und Berufen regelmdBig eine Aktualisierung der
Abgleichtabellen entsprechend den Entwicklungen bei den
Rekrutierungsleistungen vor.*

c) Folgender Absatz 3a wird eingefligt:

»(3a) Die in Absatz 3 genannten Abgleichtabellen sind fiir die automatisierte
Transkodierung von Informationen iiber Stellenangebote oder Bewerberprofile
fir den Zweck des automatisierten Abgleichs iiber die gemeinsame IT-
Plattform zu verwenden. Die Kommission unterstiitzt die Mitgliedstaaten, um
sicherzustellen, dass alle Codes ihrer nationalen, regionalen und
branchenspezifischen Klassifikationen in Stellenangeboten und
Bewerberprofilen gemél Artikel 17 Absatz 1 durch die entsprechenden Codes
der europdischen Klassifikation ersetzt oder ergidnzt werden, ehe die
Stellenangebote und Bewerberprofile dem EURES-Portal zur Verfiigung
gestellt werden.

d)  Absatz 5 erhilt folgende Fassung:

»(5) Die Kommission leistet den Mitgliedstaaten, wenn sie die in Absatz 3
genannten Entsprechungstabellen flir die automatische Transkodierung von
Informationen iiber Stellenangebote oder Bewerberprofile umsetzen, sowie den
Mitgliedstaaten, die ihre nationalen Klassifikationen durch die Europiische
Klassifikation ersetzen mochten, technische Hilfe.*

e)  Absatz 6 wird gestrichen.
Artikel 23 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
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a)  Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

»C) gegebenenfalls Unterstiitzung beim Abfassen von Stellengesuchen und
Lebensldufen mit dem Ziel, die Vereinbarkeit mit den europdischen
technischen Standards und Formaten gemal Artikel 17 Absatz8 zu
gewihrleisten, und beim Hochladen solcher Stellengesuche und Lebensldufe
auf das EURES-Portal;*

b)  Buchstabe e erhélt folgende Fassung:

»€) gegebenenfalls Weitervermittlung des Arbeitnehmers an ein anderes
EURES-Mitglied oder einen anderen EURES-Partner oder an Dienstleistungen,
die im Rahmen des gezielten Mobilititsprogramms von EURES angeboten
werden.“

Artikel 24 Absatz 2 wird wie folgt gedndert:
a)  Buchstabe a erhélt folgende Fassung:

,»a) Information iiber die spezifischen Vorschriften fiir die Rekrutierung aus
einem anderen Mitgliedstaat und {iber Faktoren, die eine derartige
Rekrutierung erleichtern konnen, einschlieBlich Dienstleistungen, die im
Rahmen des gezielten Mobilitdtsprogramms von EURES erbracht werden;*

b)  Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,»b) gegebenenfalls Informationen und Unterstiitzung in Bezug auf das
Abfassen individueller Stellenprofile in Stellenangeboten und Unterstiitzung
bei der Gewihrleistung von deren Vereinbarkeit mit den europdischen
technischen Standards und Formaten geméf Artikel 17 Absatz 8.

Artikel 25 Absatz 1 Buchstabe b erhilt folgende Fassung:

,»b) wenn moglich Kontaktangaben von Einrichtungen, die Unterstiitzung nach der
Rekrutierung anbieten, einschlielich Stellen, die Projekte im Rahmen des gezielten
Mobilitdtsprogramms von EURES durchfiihren.*

Artikel 26 Absatz 1 erhilt folgende Fassung:

»(1) Auf Wunsch eines Arbeitnehmers oder eines Arbeitgebers leiten die EURES-
Mitglieder und gegebenenfalls die EURES-Partner Ersuchen um konkrete
Informationen tiber die Rechte im Bereich der sozialen Sicherheit, aktive
arbeitsmarktpolitische MaBnahmen, Steuern, arbeitsvertragliche Fragen, die
Einstufung von Behinderungen, Rentenanspriiche und Krankenversicherung an die
zustindigen nationalen Behorden und gegebenenfalls an andere geeignete Stellen auf
nationaler Ebene weiter, welche die Arbeitnehmer bei der Ausiibung ihrer Rechte im
Rahmen der Freiziigigkeit, einschlieBlich der Rechte nach Artikel 4 der Richtlinie
2014/54/EU, unterstiitzen.*

Artikel 27 wird wie folgt gedndert:
a)  Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Die Aufgaben der grenziiberschreitenden Partnerschaften miissen den
Entwicklungen auf den jeweiligen grenziiberschreitenden Arbeitsmirkten
Rechnung tragen und diesen folgen und kdnnen unter anderem Vermittlungs-
und Rekrutierungsleistungen, die Koordinierung der Zusammenarbeit zwischen
den beteiligten Einrichtungen und die Durchfilhrung von Aktivitdten, die fiir
die grenziiberschreitende Mobilitdt relevant sind, einschlieBlich Informationen
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13.

14.

b)

und Beratung fiir Grenzgéinger, mit spezifischem Schwerpunkt auf
mehrsprachigen Leistungen, umfassen, sind aber nicht darauf beschrénkt.*

Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

,»(3) Einrichtungen, die keine EURES-Mitglieder und -Partner sind und sich an
den in Absatz 1 genannten Strukturen beteiligen, gelten nicht als Teil des
EURES-Netzes. Ihr Personal hat — in hinreichend begriindeten Fillen — Zugang
Zu vom Europdischen Koordinierungsbiiro finanzierten
Schulungsmafinahmen.*

Artikel 30 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

d)

Absatz 1 Buchstabe a erhélt folgende Fassung:

»a) Arbeitskriftemangel und -liberschuss auf den nationalen und auf
branchenspezifischen Arbeitsmirkten unter besonderer Beriicksichtigung der
Gruppen, die sich auf dem Arbeitsmarkt in einer prekdren Lage befinden, und
der von Arbeitslosigkeit am stérksten betroffenen Regionen;™

Absatz 2 erhilt folgende Fassung:

»(2) Die Nationalen Koordinierungsbiiros sind fiir die Verbreitung der
verfligbaren Informationen innerhalb des EURES-Netzes zustindig und tragen
zur gemeinsamen Uberpriifung der Entwiirfe der jihrlichen nationalen
Arbeitsprogramme gemal3 Artikel 31 Absatz 3 bei.*

Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

»(3) Die Mitgliedstaaten erstellen die Programmplanung gemafl Artikel 31
unter Beriicksichtigung des Informationsaustauschs und der Analyse nach den
Absitzen 1 und 2 des vorliegenden Artikels.*

Absatz 4 erhélt folgende Fassung:

»(4) Das Europdische Koordinierungsbiiro trifft konkrete Vorkehrungen, um
den Informationsaustausch zwischen den Nationalen Koordinierungsbiiros und
die Entwicklung gemeinsam verwendeter Muster fiir den Austausch zu
erleichtern.*

Artikel 31 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

»(3) Den Nationalen Koordinierungsbiiros und dem Europdischen
Koordinierungsbiiro wird die Moglichkeit eingerdumt, gemeinsam die
Entwiirfe aller nationalen Arbeitsprogramme zu iiberpriifen. Nach Abschluss
dieser gemeinsamen Uberpriifung werden die nationalen Arbeitsprogramme
vom jeweiligen Nationalen Koordinierungsbiiro angenommen. Die Nationalen
Koordinierungsbiiros erstatten jdhrlich Bericht iiber die Durchfiihrung der
nationalen Arbeitsprogramme und legen dabei die Ergebnisse der geplanten
Tatigkeiten auf der Grundlage der Datenerhebung gemil Artikel 32 und im
Einklang mit dem in Anhang IA festgelegten detaillierten Zeitplan dar.*

Folgender Absatz 3a wird eingefiigt:

»(32) Das von den Nationalen Koordinierungsbiiros fiir die Programmplanung
zu verwendende Muster wird vom Europidischen Koordinierungsbiiro
entwickelt und von der Koordinierungsgruppe genehmigt.*
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Absatz 4 erhélt folgende Fassung:

»(4) Den Vertretern der Sozialpartner auf Unionsebene, die Mitglieder der
Koordinierungsgruppe sind, wird Gelegenheit gegeben, die Entwiirfe der
nationalen Arbeitsprogramme zu iiberpriifen.*

Absatz 5 wird gestrichen.

Artikel 32 wird wie folgt gedndert:

a)

b)

Absatz 1 wird wie folgt gedndert:
1) Der einleitende Teil erhélt folgende Fassung:

,Die Mitgliedstaaten sorgen dafiir, dass Verfahren bereitstehen, mit denen fiir
jedes Kalenderjahr relevante Daten zu den folgenden Bereichen der auf
nationaler Ebene durchgefiihrten EURES-Aktivitdt erhoben werden:*

i1) Buchstabe a erhélt folgende Fassung:

»a) Information und Beratung durch das EURES-Netz auf der Grundlage der
Zahl der Kontakte, die die Fallbearbeiter der EURES-Mitglieder und -Partner
zu Arbeitnehmern und Arbeitgebern unterhalten, und die Zahl der
Veranstaltungen, die sie mit ihnen durchfiihren;*

ii1) Buchstabe c erhilt folgende Fassung:

»C) Zufriedenheit der Nutzer und Nutzung von Social-Media-Kanilen im
Rahmen des EURES-Netzes, wobei die entsprechenden Ergebnisse unter
anderem durch Umfragen ermittelt werden;

iv) Folgender Buchstabe d wird angefiigt:

,»d) Nutzerstatistiken und Riickmeldungen der Nutzer zu den Diensten des
einheitlichen digitalen Zugangstors gemill der Verordnung (EU) 2018/1724
des Europiischen Parlaments und des Rates”.

* Verordnung (EU) 2018/1724 des Europiischen Parlaments und des Rates vom 2. Oktober
2018 iber die Einrichtung eines einheitlichen digitalen Zugangstors zu Informationen,
Verfahren, Hilfs- und Problemldsungsdiensten und zur Anderung der Verordnung (EU)
Nr. 1024/2012 (ABL L 295 vom 21.11.2018, S. 1, ELIL

http://data.europa.cu/eli/reg/2018/1724/0i).

Absatz 2 erhélt folgende Fassung:
»(2) Das Europdische Koordinierungsbiiro hat folgende Aufgaben:

a) Erhebung von Daten {iiber das EURES-Portal und Ausbau der
Zusammenarbeit bei der Zusammenfiihrung und dem Ausgleich von Angebot
und Nachfrage gemél dieser Verordnung;

b) Erhebung und Ubermittlung aggregierter Daten auf Unionsebene gemdl3 der
Verordnung (EU) 2018/1724;

c) Beitrag von EURES zu den Berichten der Kommission iiber das
Funktionieren des Binnenmarkts.*

Absatz 3 erhélt folgende Fassung:

»(3) Auf Grundlage der in Absatz 1 genannten Informationen nimmt das
Europdische Koordinierungsbiiro in Absprache mit der Koordinierungsgruppe
in den dort aufgefiihrten Bereichen der EURES-Aktivitit die einheitlichen
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detaillierten Spezifikationen fur die jahrliche Datenerhebung und -analyse zur
Uberwachung und Bewertung der Funktionsweise des EURES-Netzes an.*

d) Folgende Absitze 3a und 3b werden eingefligt:

»(32) Die erhobenen Daten und deren Analyse werden den Nationalen
Koordinierungsbiiros in einem speziellen Bereich des EURES-Portals Extranet
zur Verfligung gestellt.

(3b) Fiir alle sonstigen Arten der Verbreitung gilt das von der
Koordinierungsgruppe beschlossene Verbreitungskonzept.*

16. Artikel 33 Absatz 1 erhélt folgende Fassung:

,unter Beriicksichtigung der gemal3 diesem Kapitel erfassten Informationen legt die
Kommission alle fiinf Jahre dem FEuropédischen Parlament, dem Rat, dem
Europédischen Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen
einen Bericht zur EURES-Titigkeit vor.*

17. Folgender Anhang IA wird eingefiigt:
SANHANG IA
Zeitrahmen fiir die Erstellung des nationalen Jahresarbeitsprogramms
1. VORBEREITUNG

Die Nationalen Koordinierungsbiiros erheben, analysieren und verbreiten Daten zum
Arbeitskrdftemangel und -iiberschuss auf den nationalen und auf branchenspezifischen
Arbeitsmérkten unter besonderer Beriicksichtigung der Gruppen, die sich auf dem
Arbeitsmarkt in einer prekdren Lage befinden, sowie der am stérksten von Arbeitslosigkeit
betroffenen Regionen und tragen dabei den Daten zu Mobilitdtsstromen und -mustern
Rechnung.

2. AUSARBEITUNG

Bis zum 30. November des dem Jahr des Inkrafttretens des Arbeitsprogramms vorangehenden
Jahres erarbeiten die Nationalen Koordinierungsbiiros einen ersten Entwurf des nationalen
Arbeitsprogramms und stiitzen sich dabei auf die Daten, die sie widhrend der Vorbereitung
erthoben haben. Die Entwiirfe werden in einem eigenen Bereich im EURES-Extranet
bereitgestellt.

3. GEMEINSAME UBERPRUFUNG

Bis zum 15. Januar des Jahres des Inkrafttretens des Arbeitsprogramms iiberpriifen die
Nationalen = Koordinierungsbiiros  gemeinsam  die  Entwiirfe =~ der  nationalen
Jahresarbeitsprogramme.

4. ANNAHME

Bis zum 31. Januar des Jahres des Inkrafttretens des Arbeitsprogramms stellen die nationalen
Koordinierungsbiiros die nationalen Arbeitsprogramme fertig und tragen dabei den wahrend
der Uberpriifungsphase eingegangenen Riickmeldungen Rechnung.

5. DURCHFUHRUNG
Von Januar bis Dezember werden die nationalen Jahresarbeitsprogramme durchgefiihrt.
6. BERICHTERSTATTUNG

Bis zum 31. Mérz des auf die Durchfiihrung des Arbeitsprogramms folgenden Jahres erheben
die Nationalen Koordinierungsbiiros Daten zu den Ergebnissen und erstatten dem
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Europdischen Koordinierungsbiiro iiber die Durchfiihrung des nationalen Arbeitsprogramms
mit wesentlichen Leistungsindikatoren Bericht. In dem Bericht werden die Ergebnisse der
geplanten Tétigkeiten dargelegt, bewdhrte Verfahren vorgestellt und wertvolle Erkenntnisse
hervorgehoben, die bei der Erbringung von Dienstleistungen gewonnen wurden.*

Artikel 3
Anderung der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012
Im Anhang der Verordnung (EU) Nr. 1024/2012 wird die folgende Nummer angefligt:

»(16) Verordnung (EU) 2019/1149 des Européischen Parlaments und des Rates vom 20. Juni
2019 zur Errichtung einer Europiischen Arbeitsbehorde und zur Anderung der Verordnungen
(EG) Nr. 883/2004, (EU) Nr.492/2011 und (EU) 2016/589 sowie zur Authebung des
Beschlusses (EU) 2016/344": Artikel 8, 9, 10, 23a, 23b und 23d.

* ABL L 186 vom 11.7.2019, S. 21, ELI: http://data.ecuropa.cu/eli/reg/2019/1149/0j.%

Artikel 4
Aufhebung

Die Durchfiihrungsbeschliisse (EU) 2017/1256, (EU)2018/170, (EU)2018/1020 und
(EU) 2018/1021 der Kommission werden aufgehoben.

Artikel 5
Inkrafttreten

Diese Verordnung tritt am zwanzigsten Tag nach ihrer Verdffentlichung im Amtsblatt der
Europdischen Union in Kraft.

Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem
Mitgliedstaat.

Geschehen zu Stralburg am [...]

Im Namen des Europdischen Parlaments — Im Namen des Rates
Die Prdsidentin Der Prdsident/Die Prdsidentin

[ [..]
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FINANZ- UND DIGITALBOGEN ZU RECHTSAKTEN — AGENTURENI1.
RAHMEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE

1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative

Entwurf einer Verordnung des Europiischen Parlaments und des Rates zur Anderung der
Verordnung (EU) 2019/1149 zur Errichtung einer Europdischen Arbeitsbehorde, der
Verordnung (EU) 2016/589 iiber ein Européisches Netz der Arbeitsvermittlungen (EURES),
den Zugang von Arbeitnehmern zu mobilitdtsfordernden Diensten und die weitere Integration
der  Arbeitsmarkte und der Verordnung (EU) Nr.1024/2012 iiber die
Verwaltungszusammenarbeit mithilfe des Binnenmarkt-Informationssystems und zur
Aufhebung der Durchfiihrungsbeschliisse (EU) 2017/1256, (EU) 2018/170, (EU) 2018/1020
und (EU) 2018/1021 der Kommission

1.2.  Politikbereich(e)

Beschiftigung, Soziales und Integration

Européische Arbeitsbehorde

1.3.  Ziel(e)
1.3.1. Allgemeine(s) Ziel(e)

Mit dieser Initiative sollen die strategischen und operativen Kapazititen der ELA zur
Unterstiitzung der Mitgliedstaaten und der Kommission bei der wirksamen Anwendung und
Durchsetzung des Unionsrechts im Bereich der unionsweiten Arbeitskréftemobilitdt und der
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit in der Union gestarkt werden.

Die Uberarbeitung zielt auf die erforderlichen rechtlichen Anpassungen ab, die in der 2025
veroffentlichten Bewertung der ELA ermittelt wurden.

1.3.2. Einzelziel(e)

Einzelziel Nr. 1

Verbesserung des Zugangs zu und der Qualitdt von Informationen und Unterstiitzung in
Féllen grenziiberschreitender Arbeitskriaftemobilitit, um sicherzustellen, dass Einzelpersonen,
mobile Arbeitskréfte innerhalb der EU (einschlieBlich Grenzgénger), Drittstaatsarbeitnehmer
und Arbeitgeber besser in der Lage sind, ihre Rechte auszuiiben und ihren Verpflichtungen
nachzukommen.

Einzelziel Nr. 2

Erhohung der Zahl der Personen, die Unterstiitzung fiir grenziiberschreitende Mobilitét
erhalten, und Verbesserung der Ergebnisse beim Abgleich von Angebot und Nachfrage durch
Verbesserung der Effizienz der Verwaltung und des Betriebs des EURES-Netzes und -Portals.

Einzelziel Nr. 3

Verbesserung der Ausrichtung und Wirksamkeit von DurchsetzungsmaBBnahmen in
grenziiberschreitenden Situationen — auch in Féllen, an denen Drittstaatsangehorige beteiligt
sind — durch Stdrkung der analytischen und operativen Unterstiitzung der ELA fiir
konzertierte und gemeinsame Kontrollen.

Einzelziel Nr. 4

Verringerung der Zahl grenziiberschreitender Streitigkeiten durch Verbesserung der
Wirksamkeit der Mediationsfunktion.

51

DE



DE

-53- Drucksache 566/26

1.3.3. Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen

Bitte geben Sie an, wie sich der Vorschlag/die Initiative auf die Begiinstigten/Zielgruppen auswirken sollte.

— Verbesserte Bereitstellung von Informationen fiir Einzelpersonen und Arbeitgeber zur
Unterstlitzung einer fairen Arbeitskraftemobilitit, zur Verhinderung der Ausbeutung von
Arbeitskriften und zur Erhohung der Rechtssicherheit, was zu einem reibungsloseren
Funktionieren des Arbeitsmarktes fiihrt

— Stiarkung der Aufsicht auf EU-Ebene iiber die Steuerung von EURES und die IT-
Operationen, was zu einer verbesserten strategischen Kohirenz und Rechenschaftspflicht im
gesamten EURES-Netz fiihrt

— Ausbau der Analysekapazititen, der Erhebung und Verarbeitung (personenbezogener)
Daten sowie des Zugangs zu einschldgigen Datenbanken, was zu verbesserten Risikoanalysen
fithrt und die Wirksamkeit der Kontrollen erhoht

— Stirkung der Befugnis zur Einleitung von konzertierten und gemeinsamen Kontrollen sowie
verstirkte Zusammenarbeit in Bezug auf Drittstaatsangehorige, um zur Verhinderung von
Ausbeutung und zur Verringerung von Liicken bei der Durchsetzung beizutragen

— GroBere Rechtssicherheit und Vereinfachung des Mediationsverfahrens, wodurch die
Verfahrenskomplexitit verringert und die administrativen Hiirden fiir die Mitgliedstaaten
abgebaut werden, sodass der Mechanismus zugénglicher und praktikabler wird.

1.3.4. Leistungsindikatoren

Bitte geben Sie an, anhand welcher Indikatoren die Fortschritte und Ergebnisse verfolgt werden sollen.

Detaillierte Ziele und erwartete Ergebnisse einschlieBlich Leistungsindikatoren werden im
jahrlichen Arbeitsprogramm festgelegt, wihrend das mehrjdhrige Arbeitsprogramm die
allgemeinen strategischen Ziele, Einzelziele, erwarteten Ergebnisse und Leistungsindikatoren
enthilt.

Fiir die spezifischen Aufgaben und MafBlnahmen, die im vorliegenden Vorschlag vorgestellt
werden, werden die folgenden Indikatoren vorgeschlagen:

— Zahl der erreichten Personen und Arbeitgeber

— Zahl der Stellenvermittlungen tiber EURES

— Anzahl, Verhiltnis und Umfang der gezielten und konzertierten Kontrollen

— Zahl der Fille, die zur Mediation gebracht und durch Mediation beigelegt wurden
1.4. Der Vorschlag/Die Initiative betrifft

O eine neue Mallnahme

O eine neue MaBnahme im Anschluss an ein Pilotprojekt/eine vorbereitende MaBnahme>’
Xl die Verldangerung einer bestehenden Mallnahme

O die Zusammenfiihrung mehrerer Malnahmen oder die Neuausrichtung mindestens einer
MaBnahme

59 Im Sinne des Artikels 58 Absatz 2 Buchstabe a oder b der Haushaltsordnung.
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1.5. Begriindung des Vorschlags/der Initiative

1.5.1. Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf, einschlieflich einer detaillierten Zeitleiste
fiir die Durchfiihrung der Initiative

Die vorgeschlagene Initiative stiitzt sich auf die Artikel 46 und 48 des Vertrags iiber die
Arbeitsweise der Europédischen Union (AEUV), die die Rechtsgrundlage fiir den Erlass von
MalBnahmen zur Erleichterung der Freiziigigkeit der Arbeitskriafte und zur Gewéhrleistung der
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit innerhalb der Union bilden. Geméaf
Artikel 46 AEUV sind das Europdische Parlament und der Rat befugt, die erforderlichen
MaBnahmen zur Verwirklichung der Freiziigigkeit der Arbeitnehmer zu erlassen. Dazu
gehoren unter anderem die Einrichtung von Mechanismen fiir die Zusammenarbeit zwischen
den nationalen Arbeitsverwaltungen und die systematische Beseitigung administrativer und
rechtlicher Hindernisse, die die Arbeitssuche, den Abgleich von Angebot und Nachfrage und
die Aufnahme einer Beschéftigung in den Mitgliedstaaten behindern. Ergénzend dazu schafft
Artikel 48 AEUV eine spezifische Rechtsgrundlage fiir den Erlass von MaBnahmen zur
Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit, die fiir die praktische Ausiibung dieser
Mobilitédt unerldsslich sind. Der derzeitige Rechtsrahmen fiir die ELA ist in der Verordnung
(EU) 2019/1149 festgelegt, in der die Ziele, die Aufgaben und die Struktur der Behdrde
geregelt sind.

Kurzfristig ist das unmittelbare Ergebnis eine Behdrde mit verbesserten operativen
Kapazititen. Langfristig sollten diese gestirkten Kapazititen und Instrumente zur
Unterstilitzung der Mitgliedstaaten und der Kommission zu einer wirksameren Durchsetzung
der Rechtsvorschriften zur Arbeitskriaftemobilitdt fithren, was das Missbrauchsrisiko fiir
Einzelpersonen und den unlauteren Wettbewerb fiir Arbeitgeber verringern wiirde.

Im Fahrplan ,,Ein Europa, ein Markt* ist die Annahme der Uberarbeitung des Mandats fiir das
dritte Quartal 2027 vorgesehen. Sie kann unmittelbar nach ihrer Annahme umgesetzt werden.
Die Anlaufphase fiir die Umsetzung ist flir den Zeitraum 2028-2030 vorgesehen.

1.5.2. Mehrwert aufgrund des Tdtigwerdens der EU (kann sich aus unterschiedlichen
Faktoren ergeben, z. B. Vorteile durch Koordinierung, Rechtssicherheit, gréf3ere Wirksamkeit
oder Komplementaritdit). Fiir die Zwecke dieses Abschnitts bezeichnet der Ausdruck
,, Mehrwert aufgrund des Tdtigwerdens der EU* den Wert, der sich aus dem Tdtigwerden der
EU ergibt und den Wert ergdnzt, der andernfalls allein von den Mitgliedstaaten geschaffen
worden wire.

Griinde fiir MaBnahmen auf EU-Ebene (ex ante) [Die Ziele des Vorschlags konnen von den
Mitgliedstaaten auf nationaler, regionaler oder lokaler Ebene nicht ausreichend verwirklicht
werden und lassen sich aus folgenden Griinden besser auf Unionsebene erreichen:

a) Die Bereitstellung hochwertiger und aktueller Informationen und Dienstleistungen fiir
die Offentlichkeit hinsichtlich ihrer Rechte und Pflichten bei grenziiberschreitenden
Sachverhalten bedarf einer Koordinierung auf Unionsebene, um eine kohirente, klare und
effiziente Kommunikation zu gewéahrleisten.

b) Die Anwendung von Unionsrecht auf die grenziiberschreitende Arbeitskraftemobilitét
und die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit erfordert die Zusammenarbeit
zwischen den Mitgliedstaaten — kein Mitgliedstaat kann somit allein handeln.

c) Um die Synergien und die Zusammenarbeit zwischen den Mitgliedstaaten bei der
Anwendung und des Unionsrechts zu erh6hen und Rechtssicherheit fiir Verwaltungen und
Einzelpersonen gleichermallen zu gewéhrleisten, ist es erforderlich, einen koordinierten und
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gemeinsamen Ansatz auf Unionsebene zu entwickeln, anstatt sich auf ein Netz bilateraler oder
multilateraler Ubereinkiinfte zu verlassen.

Erwarteter EU-Mehrwert (ex post) [Die verbesserten operativen Kapazititen der ELA werden
die faire und wirksame Anwendung des Unionsrechts im Bereich der Arbeitskriftemobilitét
weiter erleichtern. Dadurch wird die gezieltere Bereitstellung von Informationen fiir
Arbeitgeber und Einzelpersonen, einschlieBlich Drittstaatsangehdriger, verbessert, die
Datenerhebungs- und -verarbeitungskapazititen der ELA verbessert, um evidenzbasierte und
risikobasierte Inspektionen zu ermoglichen, und schlieBlich das Mediationsverfahren der ELA
zur Beilegung von Streitigkeiten iiber die Arbeitskriftemobilitdt in der EU zwischen den
Mitgliedstaaten vereinfacht.]

1.5.3.  Aus friiheren dhnlichen Mafinahmen gewonnene Erkenntnisse

Der Vorschlag baut auf der jiingsten Bewertung der ELA auf, in der festgestellt wurde, dass
die ELA einen zuvor nicht gedeckten Bedarf an Unterstlitzung bei der Umsetzung der EU-
Politik im Bereich der Arbeitskriftemobilitdt gedeckt und auch Schwachstellen in der
geltenden Verordnung festgestellt hat, die nur durch eine Uberarbeitung des Mandats behoben
werden konnen.

Der Vorschlag trigt auch den Erkenntnissen Rechnung, die aus dem Bericht iiber die
Umsetzung der Entsenderichtlinie aus dem Jahr 2024 sowie aus dem jiingsten EURES-
Zweijahresbericht aus dem Jahr 2025 gewonnen wurden.

Die Empfehlungen und Erkenntnisse aus dem gemeinsamen Evaluierungsbericht 2024 der
anderen vier dezentralen Agenturen im Bereich Beschiftigung und Soziales wurden ebenfalls
berticksichtigt.

1.5.4. Vereinbarkeit mit dem Mehrjihrigen Finanzrahmen sowie mogliche Synergieeffekte
mit anderen geeigneten Instrumenten

Die ELA wird gestirkt, um den Zugang zu und die Qualitit von Informationen und
Unterstlitzung bei der grenziiberschreitenden Arbeitskraftemobilitdt zu verbessern und
sicherzustellen, dass Einzelpersonen, mobile Arbeitskréifte innerhalb der EU (einschlielich
Grenzginger), Drittstaatsarbeitnehmer und Arbeitgeber besser in der Lage sind, ihre Rechte
auszuiiben und ihren Verpflichtungen nachzukommen. Dabei wird die Behorde auch mit
anderen Diensten der Union wie dem Portal ,Ihr Europa®, dem Europdischen Netz der
offentlichen Arbeitsverwaltungen (OAV) und Solvit sowie mit einschligigen, gemiB der
Richtlinie 2014/54/EU von den Mitgliedstaaten benannten nationalen Diensten, etwa den
Stellen zur Forderung der Gleichbehandlung und zur Unterstiitzung von Arbeitnehmern der
Union und ihren Familienangehdrigen zusammenarbeiten und Synergien fordern.

Mit der Vereinfachung ihres Mediationsverfahrens strebt die ELA eine Verringerung der Zahl
grenziiberschreitender — Streitigkeiten durch  Verbesserung der Wirksamkeit der
Mediationsfunktion an. Die ELA wird eine enge operative Zusammenarbeit mit der
Verwaltungskommission fiir die Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit
aufrechterhalten.

Die ELA wird andere laufende Initiativen im Bereich der Arbeitskriaftemobilitit wie den EU-
Talentpool fiir Drittstaatsangehorige und die bevorstehende ESSPASS-Initiative unterstiitzen
und erforderlichenfalls Synergien mit ithnen anstreben.

SchlieBlich wird die Behorde, soweit moglich, die Zusammenarbeit mit anderen dezentralen
Agenturen der EU, die in verwandten Bereichen tétig sind, weiter intensivieren, insbesondere
mit der Europédischen Agentur fiir Sicherheit und Gesundheitsschutz am Arbeitsplatz (EU-
OSHA), dem Europdischen Zentrum fiir die Forderung der Berufsbildung (Cedefop), der
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Europdischen Stiftung fiir Berufsbildung (ETF), der Europidischen Agentur fiir die
Verbesserung der Lebens- und Arbeitsbedingungen (EUROFOUND), der Agentur der
Europdischen Union fiir die Zusammenarbeit auf dem Gebiet der Strafverfolgung (Europol)
und der Agentur der Europdischen Union fiir justizielle Zusammenarbeit in Strafsachen
(Eurojust).

1.5.5. Bewertung der verschiedenen verfiigharen Finanzierungsoptionen, einschlieflich der
Moglichkeiten fiir eine Umschichtung

Fiir die zusitzlichen Aufgaben benétigt die Europédische Arbeitsbehorde zusitzliche Mittel,
d. h. eine Aufstockung ihrer Subvention (Titel 1 fiir Personal und Titel 3 fiir operative
Aufgaben).
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1.6. Laufzeit der vorgeschlagenen Maflnahme/der Initiative und Dauer der
finanziellen Auswirkungen

O Befristete Laufzeit
O  Laufzeit: [TT.MM.]JJJJ bis [TT.MM.]JJJJ

O Finanzielle Auswirkungen auf die Mittel fiir Verpflichtungen von JJJJ bis JJJJ und auf
die Mittel fiir Zahlungen von JJJJ bis JJJJ

B Unbefristete Laufzeit

Umsetzung mit einer Anlaufphase von 2028 bis 2030,
AnschlieBend reguldre Umsetzung

1.7.  Vorgeschlagene Haushaltsvollzugsart(en)®

&l Direkte Mittelverwaltung durch die Kommission

B Giber ihre Dienststellen, einschlieBlich ihres Personals in den EU-Delegationen

O iiber Exekutivagenturen

L] Geteilte Mittelverwaltung mit Mitgliedstaaten

& Indirekte Mittelverwaltung durch Ubertragung von Haushaltsvollzugsaufgaben an:
O Drittlander oder die von ihnen benannten Einrichtungen

L] internationale Einrichtungen und deren Agenturen (bitte angeben)

O die Européische Investitionsbank und den Européischen Investitionsfonds

& Einrichtungen im Sinne der Artikel 70 und 71 der Haushaltsordnung

O] 6ffentlich-rechtliche Korperschaften

O privatrechtliche Einrichtungen, die im oOffentlichen Auftrag titig werden, sofern ihnen
ausreichende finanzielle Garantien bereitgestellt werden

O privatrechtliche Einrichtungen eines Mitgliedstaats, die mit der Einrichtung einer
offentlich-privaten Partnerschaft betraut werden und denen ausreichende finanzielle Garantien
bereitgestellt werden

O Einrichtungen oder Personen, die mit der Durchfiihrung bestimmter MaBinahmen im
Bereich der Gemeinsamen Auflen- und Sicherheitspolitik im Rahmen des Titels V des
Vertrags iiber die Europdische Union betraut und die in dem malgeblichen Basisrechtsakt
benannt sind

O-in einem Mitgliedstaat ansédssige Einrichtungen, die dem Privatrecht eines Mitgliedstaats
oder dem Unionsrecht unterliegen und im Einklang mit sektorspezifischen Vorschriften fiir
die Betrauung mit der Ausfiihrung von Unionsmitteln oder mit der Erteilung von
Haushaltsgarantien in Betracht kommen, insofern diese Einrichtungen von privatrechtlichen,
im Offentlichen Auftrag titig werdenden FEinrichtungen kontrolliert und von den
Kontrollstellen mit angemessenen finanziellen Garantien mit gesamtschuldnerischer Haftung
oder gleichwertigen finanziellen Garantien ausgestattet werden, die bei jeder Malnahme auf
den Hochstbetrag der Unionsunterstiitzung begrenzt sein konnen

60 Erlduterungen zu den Haushaltsvollzugsarten und Verweise auf die Haushaltsordnung finden sich auf

der Website BUDGpedia (in englischer Sprache):
https://myintracomm.ec.europa.eu/corp/budget/financial-rules/budget-
implementation/Pages/implementation-methods.aspx.
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Bemerkungen

Die direkte Mittelverwaltung durch die Kommission erstreckt sich auf die Aufgaben im
Zusammenhang mit der Ubertragung der Verantwortung fiir das EURES-Portal,
einschlieBlich seiner Weiterentwicklung und Verwaltung. Auf alle anderen Aufgaben findet
die indirekte Mittelverwaltung Anwendung, die von der ELA durchgefiihrt wird.

DE
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2. VERWALTUNGSMABNAHMEN
2.1. Uberwachung und Berichterstattung

Alle Agenturen der Union unterliegen einem strengen Uberwachungssystem, das eine
Koordinierungsstelle fiir interne Audits, den internen Auditdienst der Kommission, den
Verwaltungsrat, die Kommission, den Rechnungshof und die Haushaltsbehorde umfasst.
Dieses System spiegelt sich in der Griindungsverordnung der ELA wider und ist darin
festgelegt.

In Ubereinstimmung mit der Gemeinsamen Erkldrung zu den dezentralen EU-Agenturen
(nachstehend als ,,gemeinsames Konzept“ bezeichnet) und der Rahmenfinanzregelung
(2019/715) umfasst das jéhrliche Arbeitsprogramm der Behorde detaillierte Ziele und
erwartete Ergebnisse einschlieBlich der Festlegung von Leistungsindikatoren. Die Behorde
wird den in ihrem Arbeitsprogramm vorgesehenen Titigkeiten entsprechende
Leistungsindikatoren gegeniiberstellen. Die Tétigkeiten der Behorde werden dann im
konsolidierten jihrlichen Téatigkeitsbericht anhand dieser Indikatoren bewertet. Das jahrliche
Arbeitsprogramm muss mit dem mehrjahrigen Arbeitsprogramm im Einklang stehen, und
beide werden in ein jdhrliches einheitliches Programmplanungsdokument aufgenommen, das
dem Europiischen Parlament, dem Rat und der Kommission vorgelegt wird.

Der Verwaltungsrat der Behorde ist fiir die Uberwachung der effizienten Verwaltung der
Behorde in administrativer, operativer und haushaltstechnischer Hinsicht verantwortlich.

Alle fiinf Jahre (die néchste Evaluierung erstreckt sich auf die Jahre 2024-2028) bewertet die
Kommission die Leistung der Agentur mit Blick auf ihre Ziele, ihr Mandat und ihre
Aufgaben. Im Rahmen der Evaluierung wird insbesondere gepriift, ob das Mandat der
Agentur moglicherweise gedndert werden muss und welche finanziellen Auswirkungen eine
solche Anderung hitte. Die Kommission erstattet dem Européischen Parlament, dem Rat und
dem Verwaltungsrat liber die Ergebnisse der Evaluierung Bericht. Die Ergebnisse der
Evaluierung werden veroffentlicht.

2.2.  Verwaltungs- und Kontrollsystem(e)

2.2.1. Begriindung der Haushaltsvollzugsart(en), des Durchfiihrungsmechanismus/der
Durchfiihrungsmechanismen fiir die Finanzierung, der Zahlungsmodalititen und der
Kontrollstrategie, wie vorgeschlagen

Der jdhrliche EU-Zuschuss wird der Behorde entsprechend ihrem Zahlungsbedarf und auf
thren Antrag hin iberwiesen.

Die Behorde unterliegt Verwaltungskontrollen, darunter Haushaltskontrolle, interne
Rechnungspriifung, Jahresberichte des FEuropdischen Rechnungshofes, die jéhrliche
Entlastung fiir die Ausfithrung des EU-Haushalts sowie etwaige Untersuchungen durch das
OLAF, um insbesondere sicherzustellen, dass die den Agenturen zugewiesenen Mittel
ordnungsgemdl verwendet werden. Die Tétigkeiten der Behorde unterliegen der Aufsicht des
Biirgerbeauftragten gemaf Artikel 228 des Vertrags. Diese Verwaltungskontrollen bieten eine
Reihe von Verfahrensgarantien, um sicherzustellen, dass die Interessen der Beteiligten
beriicksichtigt werden.

2.2.2. Angaben zu den ermittelten Risiken und dem/den zu deren Einddmmung eingerichteten
System(en) der internen Kontrolle

Die Hauptrisiken bestehen darin, dass die in diesem Vorschlag vorgesehenen zusitzlichen
Aufgaben der Behdrde nicht oder nur unzureichend umgesetzt werden. Um dem
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entgegenzuwirken, sollten sowohl in finanzieller als auch in personeller Hinsicht ausreichend
Ressourcen zur Verfligung gestellt werden.

2.2.3. Schdtzung und Begriindung der Kosteneffizienz der Kontrollen (Verhdltnis zwischen
den Kontrollkosten und dem Wert der betreffenden verwalteten Mittel) sowie Bewertung des
erwarteten Ausmafses des Fehlerrisikos (bei Zahlung und beim Abschluss)

[..]
[..]

2.3.  Privention von Betrug und Unregelmifligkeiten

Betrugsbekdmpfungsmaflnahmen sind in Artikel 37 der Griindungsverordnung der
Europdischen Arbeitsbehorde vorgesehen, und der Exekutivdirektor und der Verwaltungsrat
werden die geeigneten MaBnahmen in Ubereinstimmung mit den in allen EU-Organen
angewandten Grundsédtzen der internen Kontrolle ergreifen. Im Einklang mit dem
Gemeinsamen Konzept wurde die Betrugsbekdampfungsstrategie entwickelt und wird von der
Behorde angewandt.

Wie in der Richtlinie (EU)2017/1371 vorgesehen ist, kann die Europédische
Staatsanwaltschaft (EUStA) gemidll der Verordnung (EU)2017/1939 Betrugsfille und
sonstige gegen die finanziellen Interessen der Union gerichtete rechtswidrige Handlungen
untersuchen und ahnden.

Die Finanzierungsbeschlisse der ELA sowie die sich daraus ergebenden
Durchfiihrungsvereinbarungen und -instrumente sehen ausdriicklich vor, dass der
Rechnungshof und das OLAF erforderlichenfalls Vor-Ort-Kontrollen bei den Empfangern der
Mittel der Behorde sowie bei den verteilenden Stellen durchfiihren konnen.

Wenn die ELA Arbeitsvereinbarungen mit Drittstaaten und internationalen Organisationen,
Finanzhilfevereinbarungen, Finanzhilfebeschliisse und Vertrage abschliefit, enthalten diese
ausdriicklich die Befugnis fiir den Rechnungshof, das OLAF und die EUStA,
Rechnungspriifungen und Untersuchungen im Rahmen ihrer jeweiligen Zustdndigkeiten
durchzufiihren.
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GESCHATZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER
INITIATIVE

Die geschitzten Auswirkungen auf die Ausgaben und die Personalausstattung fiir 2028 und
dariber hinaus dienen lediglich der Veranschaulichung und greifen dem néchsten
Mehrjdhrigen Finanzrahmen nicht vor. Die Finanzierungsquelle und der Umfang der
finanziellen Verpflichtung der Union in der Zeit nach 2027 héngen weiterhin vom Ergebnis
der interinstitutionellen Verhandlungen iiber den MFR 2028-2034 ab und werden danach
durch das jéhrliche Haushaltsverfahren bestimmt. Alle Mittel- und Personalzuweisungen ab
2028 sind vorldufig.

Betroffene Rubrik(en) des Mehrjihrigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n)
im Haushaltsplan

Bestehende Haushaltslinien

In der Reihenfolge der Rubriken des Mehrjihrigen Finanzrahmens und der Haushaltslinien

Beitrag — wird zu einem spiteren Zeitpunkt bei

Haushaltslinie Aﬁ?g:ljer:n Annahme des nichsten MFR 2028-2034 festgelegt
Rubrik des
Mehrjéhrig von
o Kandidaten
Finanzrahm von lindern und von
ens 2028- | Nummer GM/NGM EFTA- rongioll anderen andere
2034 61 Léndern potenzielle Drittlinde zwegkgebundene
62 n Einnahmen
Kandidaten m
63
Europdische Arbeitsbehdrde
1 (Nachfolgerin von [07 10 09]) GM}\’{ING JA/;J'E'I JA/NEIN JA/III\IEI JA/NEIN
EU-Fazilitét (Nachfolgerin von
1| [070204]) OMING | AR L jamen | AN jameEny

61
62
63

DE

GM = Getrennte Mittel/NGM = Nichtgetrennte Mittel.

EFTA: Européische Freihandelsassoziation.

Kandidatenlédnder und gegebenenfalls potenzielle Kandidaten des Westbalkans.
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3.2.3. Ubersicht iiber die geschiitzten Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel

(] Fiir den Vorschlag/die Initiative werden keine Verwaltungsmittel bendtigt.

- 606 -

XIFir den Vorschlag/die Initiative werden die folgenden Verwaltungsmittel benotigt:

3.2.3.1. Mittel aus dem verabschiedeten Haushaltsplan

BEWILLIGTE Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr 2028-2034
MITTEL 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 | INSGESAMT
RUBRIK 4
Personalausgaben p.m. p.m. p.m. p.m. p-m. p.m. p-m. p.m.
Sonstige 0,000 0,000 0,000 0,000 | 0,000 0,000 0,000 0,000
Verwaltungsausgaben
Zwischensumme
RUBRIK 4 p.m. p.m. p-m. p-m. p.m. p.m. p.m. p-m.
AuBerhalb der RUBRIK 4
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 | 0,000 0,000 0,000 0,000
Sonstige 0,000 0,000 0,000 0,000 | 0,000 0,000 0,000 0,000
Verwaltungsausgaben
Zwischensumme
auBerhalb der 0,000 0,000 0,000 0,000 | 0,000 0,000 0,000 0,000
RUBRIK 4
INSGESAMT p-m. | p-m. | p-m. | p-m. | p-m. p-m. p-m. p-m.
65
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3.2.3.3. Mittel insgesamt
INSGESAMT
BEWILLIGTE Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr 2028.2034
MITTEL + EXTERNE INSGESAMT
ZWECKGEBUNDENE | 5958 2029 2030 2031 2032 2033 2034
EINNAHMEN
| | | RUBRIK 4
Personalausgaben p-m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.-m.
Sonstige 0,000 0,000 0,000 0,000 | 0,000 0,000 0,000 0,000
Verwaltungsausgaben
Zwischensumme
RUBRIK 4 p-m. p-m. p-m. p-m. p-m. p-m. p.m. p-m.
Auflerhalb der RUBRIK 4
Personalausgaben 0,000 0,000 0,000 0,000 [ 0,000 0,000 0,000 0,000
f,"“s“ge 0,000 0,000 0,000 0,000 | 0,000 0,000 0,000 0,000
erwaltungsausgaben
Zwischensumme
aufierhalb der RUBRIK 4 0,000 0,000 0,000 0,000 [ 0,000 0,000 0,000 0,000
INSGESAMT p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m.

3.2.4. Geschditzter Personalbedarf

O Fiir den Vorschlag/die Initiative wird kein Personal benétigt.
Fiir den Vorschlag/die Initiative wird das folgende Personal bendtigt:
3.2.4.1. Finanziert aus dem verabschiedeten Haushalt
Schdtzung in Vollzeitiquivalenten ( VZ/f)66
Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr
BEWILLIGTE MITTEL
2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034
* Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)
200102 01 (Zentrale p.m. p.m. p.m. p-m. p-m. p-m. p-m.
Dienststellen und Vertretungen der
Kommission)
20 01 02 03 (EU-Delegationen) 0 0 0 0 0 0 0
(Indirekte Forschung) 0 0 0 0 0 0 0
(Direkte Forschung) 0 0 0 0 0 0 0
Sonstige Haushaltslinien (bitte 0 0 0 0 0 0 0
angeben)
¢ Externes Personal (in VZA)
2002 01 (VB und ANS der
Globaldotation) 0 0 0 0 0 0 0
2002 03 (VB, OB, ANS und JPD
in den EU-Delegationen) 0 0 0 0 0 0 0
Haushaltslinie -inden
administr. zentralen 0 0 0 0 0 0 0
Unterstiitzung Dienststellen
- in den
[XX.01.YY.YY] | EU- 0 0 0 0 0 0 0
Delegationen

66

Bitte unter der Tabelle angeben, wie viele der aufgefiihrten VZA bereits der Verwaltung der MaBnahme

zugeordnet sind und/oder durch Personalumschichtung innerhalb der GD dieser Aufgabe zugeteilt
werden konnen. Den Nettobedarf beziffern.
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(VB und ANS - indirekte 0 0 0 0 0 0 0
Forschung)
(VB und ANS — direkte 0 0 0 0 0 0 0
Forschung)
Sonstige Haushaltslinien (bitte
angeben) — Rubrik 4 L L g L s s s
Sonstige Haushaltslinien (bitte
angeben) — auBBerhalb der Rubrik 4 L L L L O O O
INSGESAMT p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m. p.m.
3.2.4.3. Geschditzter Personalbedarf insgesamt
INSGESAMT BEWILLIGTE
MITTEL + EXTERNE Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr
ZWECKGEBUNDENE
EINNAHMEN 2028 2029 2030 | 2031 2032 2033 2034
* Planstellen (Beamte und Bedienstete auf Zeit)
200102 01 (Zentrale p.m. p.m. p.m. p.m. p-m. p-m. p-m.
Dienststellen und Vertretungen der
Kommission)
20 01 02 03 (EU-Delegationen) 0 0 0 0 0 0 0
(Indirekte Forschung) 0 0 0 0 0 0 0
(Direkte Forschung) 0 0 0 0 0 0 0

Sonstige Haushaltslinien (bitte

angeben) 0 0 0 0 0 0 0

¢ Externes Personal (in Vollzeitiquivalenten)

2002 01 (VB und ANS der

Globaldotation) 0 0 0 0 0 0 0
2002 03 (VB, OB, ANS und JPD
in den EU-Delegationen) 0 0 0 0 0 0 0
Haushaltslinie - in den
administr. zentralen 0 0 0 0 0 0 0
Unterstiitzung Dienststellen
- in den
[XX.0L.YY.YY] | EU- 0 0 0 0 0 0 0
Delegationen
(VB und ANS — indirekte 0 0 0 0 0 0 0
Forschung)
(VB und ANS - direkte 0 0 0 0 0 0 0
Forschung)
Sonstige Haushaltslinien (bitte
angeben) — Rubrik 4 v v ! g v v v
Sonstige Haushaltslinien (bitte
angeben) — aulerhalb der Rubrik 4 g g g v W W W
INSGESAMT p-m. p.-m. p.-m. p-m. p-m. p-m. p-m.

Fiir die Durchfiihrung des Vorschlags benétigtes Personal (in VZA):

Personal aus den Zusatzpersonal (ausnahmsweise)*
Dienststellen der
Kommission
Zu finanzieren Zu finanzieren Zu finanzieren
aus Rubrik 4 aus einer aus Gebiihren
Haushaltslinie fiir
administrative

DE
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Unterstiitzung
Planstellen 0 p-m. Nicht zutreffend Nicht zutreffend
Externes Personal | 0 Nicht zutreffend Nicht zutreffend Nicht zutreffend

(VB, ANS, LAK)

3.2.7. Beitrdge Dritter

Der Vorschlag/Die Initiative

— [ sieht keine Kofinanzierung durch Dritte vor.

- sieht folgende Kofinanzierung durch Dritte vor:

Dieser

Vorschlag

ist von Bedeutung fiir
Kandidatenldndern und potenziellen Kandidatenldndern offenstehen.

Mittel in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

den EWR und konnte

Jahr
2028

Jahr
2029

Jahr
2030

Jahr
2031

Jahr
2032

Jahr
2033

Jahr
2034

Insgesamt

Kofinanzierende
Einrichtung
(EWR-EFTA-
Ldnder,
(potenzielle)
Kandidatenlinder)

Kofinanzierung
INSGESAMT

3.2.8. Schiitzung des Personal- und Mittelbedarfs in einer dezentralen Agentur

Personalbedarf (Vollzeitdquivalente)

Agentur: ELA

Jahr
2028

Jahr
2029

Jahr
2030

Jahr
2031

Jahr
2032

Jahr
2033

Jahr
2034

Bedienstete auf Zeit
(Funktionsgruppe AD)

Bedienstete auf Zeit
(Funktionsgruppe AST)

Zwischensumme
Bedienstete auf Zeit
(AD+AST)

Vertragsbedienstete

Abgeordnete nationale
Sachverstiandige

10

20

27

27

27

27

27

Zwischensumme
Vertragsbedienstete plus
Abgeordnete nationale

11

22

30

31

31

31

31

DE
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Sachverstindige

Personal INSGESAMT

12

24

34

39

39

39

39

DE

Drei VZA (2 AD und 1 AST) werden intern umbesetzt, was den Aufgaben entspricht, fiir welche die
ELA nicht mehr zusténdig ist, d. h. die Unternehmenseigentiimerschaft an EURES (1 AD und 1 AST)

und den EURES-Helpdesk (1 AD). Dies wird bereits in der vorstehenden Tabelle angegeben.

69
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Durch einen Beitrag aus dem EU-Haushalt gedeckte Mittel in Mio. EUR (3 Dezimalstellen)

2028-
Asentur: < - Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr 2034
g o 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 INSGE
SAMT
Titel 1: Personalausgaben 1,177 2,354 3,420 4,172 4,172 4,172 4,172 23,639
Titel 2: Infrastruktur- und
Betriebsausgaben 0,000
Titel 3: Betriebsausgaben 0,500 1,000 2,500 4,340 4,340 4,340 4,340 21,360
Aus dem EU-Haushalt 1,677 | 3,354 | 5,920 | 8,512 | 8,512 | 8,512 | 8,512 | 44,999
gedeckte Mittel
INSGESAMT

Uberblick/Zusammenfassung des Bedarfs an Personal und Mitteln (in Mio. EUR) fiir den

Vorschlag/die Initiative in einer dezentralen Agentur

2028-
Aventur: ELA Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr Jahr 2034
g ) 2028 2029 2030 2031 2032 2033 2034 | INSGES
AMT
Bedienstete auf Zeit (AD+AST) 1 2 4 8 8 8 8 -
Vertragsbedienstete 1 2 3 4 4 4 4 -
Abgeordniete _nationale 10 20 47 27 57 7 7 )
Sachverstindige
12 24 34 39 39 39 39
Personal insgesamt -
Aus dem EU-Haushalt gedeckte | 1,677 | 3,354 | 5,920 | 8,512 | 8,512 | 8,512 | 8,512 | 44,999
Mittel
Durch Gebiihren gedeckte
Zahlungen 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
(falls zutreffend)
Kofinanzierte Mittel
0,000 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000 0,000
(falls zutreffend)
. 1,677 | 3,354 | 5,920 | 8,512 | 8,512 | 8,512 | 8,512 | 44,999
Mittel INSGESAMT

DE
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4. DIGITALE ASPEKTE

4.1. Anforderungen von digitaler Relevanz

-72 -

Wenn festgestellt wird, dass die Initiative keine Anforderungen von digitaler Relevanz

aufweist:

Begriindung, warum keine digitalen Mittel genutzt werden kénnen, um die Umsetzung der
Strategie zu verbessern, und warum das Prinzip ,, standardmdfig digital” nicht anwendbar

1st.

Andernfalls

Allgemeine Beschreibung der Anforderungen von digitaler Relevanz und der damit
verbundenen Kategorien (Daten, Digitalisierung und Automatisierung von Prozessen, digitale
Losungen und/oder digitale offentliche Dienste)

In der nachstehenden Tabelle im Abschnitt ,, Anforderung “:
. ,»ELA* bezieht sich auf die Verordnung (EU) 2019/1149
. ,,EURES* bezieht sich auf die Verordnung (EU) 2016/589

Anforderun
g

Beschreibung der
Anforderung

Von der Anforderung
betroffene oder sie
betreffende Akteure

Verfahren auf
iibergeordneter
Ebene

Kategorien

ELA-
Artikel 9
Absatz 6a

Die Europdische
Arbeitsbehorde richtet ein
Fallbearbeitungssystem mit
folgenden Funktionen ein
und betreibt es anschlieflend,
um:

a) die Verwaltung der
konzertierten und
gemeinsamen Kontrollen der
Behorde insbesondere durch
die Organisation der internen
Informationsablaufe und
durch Hilfestellung fiir die
Ermittlungsarbeit in
grenziiberschreitenden Féllen
zu unterstiitzen,

b) einen sicheren Zugang zu
Informationen iber
konzertierte und gemeinsame
Kontrollen zu gewihrleisten,

¢) den grenziiberschreitenden
Abgleich von Informationen
und die Extraktion von Daten
fiir operative Analysen und
statistische =~ Zwecke  zu
ermdglichen,

d) die Uberwachung zu
erleichtern, um

Europiische
Arbeitsbehorde,
teilnehmende
Mitgliedstaaten,

Fall-Workflow-
Management,
Unterstiitzung bei
Ermittlungen,
sicherer Zugang,
Analyse/Statistik,
datenschutzrechtlich
e Kontrolle

Daten,
Digitale
Losungen,
Digitalisierun
g von
Prozessen,
Digitaler
offentlicher
Dienst

71

DE



-73 -

Drucksache 566/26

Anforderun
g

Beschreibung der
Anforderung

Von der Anforderung
betroffene oder sie
betreffende Akteure

Verfahren auf
iibergeordneter
Ebene

Kategorien

sicherzustellen, dass die
Verarbeitung
personenbezogener  Daten
mit den einschlagigen
Bestimmungen des
Kapitels II1a der
vorliegenden Verordnung
und der Verordnung
(EU) 2018/1725 im Einklang
steht.

ELA-
Artikel 10
Absatz 4

Innerhalb des in Artikel 1
festgelegten
Anwendungsbereichs erfasst
die Behorde
erforderlichenfalls
statistische Daten, die von
den Mitgliedstaaten
zusammen- und bereitgestellt
werden. Hierbei ist sie
bestrebt, bestehende
Datenerfassungsaktivititen in
diesen Bereichen zu straffen,
um die doppelte Erhebung
von Daten abzuwenden. Falls
zutreffend, findet Artikel 15
Anwendung.

Behorde,
Mitgliedstaaten,
Kommission (Eurostat)

Erhebung
statistischer und
operativer Daten,
Analytik,
operationelle
Risikoanalyse,
vergleichende
Analysen

Daten,
Digitalisierun
g der
Prozesse

ELA-
Artikel 23a

Die Européische
Arbeitsbehorde ist in der
Lage, operative
Informationen (einschlieBlich
personenbezogener Daten)
fiir die in den Artikeln 5, 7,
8,9,10,11,12 und 13
festgelegten Aufgaben zu
erheben, zu speichern, zu
verarbeiten, zu analysieren
und auszutauschen. Zu
diesem Zweck konnte die
Behorde spezielle
Vereinbarungen iiber die
gemeinsame Nutzung von
Daten schlieen und sich
unter den in den

Artikeln 23b, 23¢ und 23d
genannten Bedingungen mit
den einschldgigen
Informationsaustauschsystem
en und Datenbanken der
Union verbinden.

Europdische
Arbeitsbehorde,
Organe/Einrichtungen
der Union,
Mitgliedstaaten

Einholen, Speichern,
Verarbeiten,
Analysieren und
Austauschen
operativer
Informationen

Daten,
Digitaler
offentlicher
Dienst

ELA-
Artikel 23b

Der Informationsaustausch
zwischen der Behorde und
den zusténdigen Behorden
der Mitgliedstaaten fiir die

Européische
Arbeitsbehorde,
Mitgliedstaaten,
Européische

Austausch
operativer
Informationen liber
das IMI

Digitaler
offentlicher
Dienst, Daten

DE

72

DE



Drucksache 566/26

-74 -

Anforderun
g

Beschreibung der
Anforderung

Von der Anforderung
betroffene oder sie
betreffende Akteure

Verfahren auf
iibergeordneter
Ebene

Kategorien

Zwecke der Aufgaben der
Behorde zur Koordinierung
und Unterstiitzung
konzertierter und
gemeinsamer Kontrollen
sowie zur Durchfithrung von
Analysen und
Risikobewertungen erfolgt
auch iiber das mit der
Verordnung (EU)

Nr. 1024/2012 eingerichtete
Binnenmarkt-
Informationssystem (IMI).

Kommission

ELA-
Artikel 23¢

Die Behorde erhdlt fiir die
Zwecke ihrer Aufgaben der
Koordinierung und
Unterstiitzung ~ konzertierter
und gemeinsamer Kontrollen
sowie der Durchfithrung von
Analysen und
Risikobewertungen Zugang
zu den einschlidgigen
Funktionen des mit der
Verordnung (EG)
Nr. 1071/2009 eingerichteten
Europédischen Registers der
Kraftverkehrsunternehmen
(ERRU).

Europiische
Arbeitsbehorde,
Mitgliedstaaten,
Europiische
Kommission

Austausch
operativer
Informationen liber
das ERRU

Digitaler
offentlicher
Dienst, Daten

ELA-
Artikel 23d

Soweit dies fiir die Zwecke
spezifischer Aufgaben
erforderlich ist, hat die
Behorde Zugang zu
folgenden Informationen:

— Daten iiber die Nutzung der
Verfahren der
Verwaltungszusammenarbeit
im IMI, die den Austausch
von Informationen {iber die
Anwendung und
Durchsetzung der in
Artikel 1 genannten
Rechtsakte Union
umfassen,

der

— die Informationen, die den
Mitgliedstaaten ~ in  den
Entsendemeldungen iiber die
mit dem IMI verbundene
offentliche Schnittstelle
gemdfl der  Verordnung
(EU) 2026/XXX und der
Richtlinie  (EU) 2020/1057
ubermittelt werden,

— Daten iiber die Nutzung des

Europiische
Arbeitsbehorde
(befugtes Personal),
Mitgliedstaaten,
Kommissionsdienststell
en

Kontrollierter
Zugang zu
Nutzungsdaten mit
entsprechenden
Schutzvorkehrungen

Daten,
Digitale
Losung,
Digitalisierun
g der
Prozesse

DE
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Anforderun
g

Beschreibung der
Anforderung

Von der Anforderung
betroffene oder sie
betreffende Akteure

Verfahren auf
iibergeordneter
Ebene

Kategorien

EESSI-
Systems.

und des ERRU-

EURES —
Artikel 19
Absitze 3
und 3a

3. Fir die Zwecke des
automatisierten  Abgleichs
iiber die gemeinsame IT-
Plattform gleicht die
Kommission in
Zusammenarbeit mit den
Mitgliedstaaten die
nationalen, regionalen und
branchenspezifischen
Klassifikationen —mit der
europdischen Klassifikation
ab und aktualisiert die
Abgleichtabellen nach der
Aktualisierung der Liste von
Fahigkeiten, Kompetenzen
und Berufen regelmiBig
entsprechend der
Entwicklung bei den
Rekrutierungsleistungen.

3a. Die in  Absatz3
genannten Abgleichtabellen
sind fir die automatisierte
Transkodierung von
Informationen iiber
Stellenangebote oder
Bewerberprofile  fir den
Zweck des automatisierten
Abgleichs iiber die
gemeinsame [T-Plattform zu
verwenden. Die Kommission
unterstiitzt die
Mitgliedstaaten dabei,
sicherzustellen, dass alle
Codes  ihrer  nationalen,
regionalen und
branchenspezifischen
Klassifikationen in
Stellenangeboten und
Bewerberprofilen gemail
Artikel 17 Absatz 1 durch die
entsprechenden Codes der
europdischen Klassifikation
ersetzt oder ergénzt werden,
bevor Stellenangebote und
Bewerberprofile dem
EURES-Portal zur
Verfiigung gestellt werden.

EURES —
Artikel 19
Absatz 2

Die Kommission aktualisiert
regelméBig die europiische
Klassifikation (ESCO) und
sorgt fiir die automatische
Umsetzung ihrer neuesten

Europdische
Kommission,

Mitgliedstaaten.

Automatische
Umsetzung der
neuesten ESCO-
Fassung, zentrale
Pflege von

Daten,
Digitale
Losungen,
Digitalisierun
g von

74
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Von der Anforderung

Verfahren auf

Anforderun Be{iﬁ;ﬁ‘:;‘:lgnder betroffene oder sie iibergeordneter Kategorien
g g betreffende Akteure Ebene
Fassung. Die Verantwortung Entsprechungstabell | Prozessen,
fiir die Entsprechungs- en Digitaler
/Abgleichtabellen verlagert offentlicher
sich von den Mitgliedstaaten Dienst
auf die Kommission.
Mit dem geédnderten EURES- .
. o Mit dem
Artikel 32 werden die mit Européische S
L . . einheitlichen Daten,
dem einheitlichen digitalen Kommission, . .
EURES — Zugangstor (Verordnun digitalen Zugangstor | Digitaler
Artike] 32 gang £ Mitgliedstaaten. verkniipfte offentlicher
(EU) 2018/1724) verkniipfte .
Datenerhebung und | Dienst
Datenerhebung und Berichterstattun,
Berichterstattung eingefiihrt. &
75
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Allgemeine Beschreibung der erfassten Daten
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Art der Daten

Anforderung(en)

Standard und/oder
Spezifikation (falls
zutreffend)

Informationen liber
konzertierte und
gemeinsame
Kontrollen

ELA-Art. 9 Abs. 6a,
Art. 23b, ELA-Art. 23c

ELA-

Datenmodell fiir die
Fallbearbeitung,
Vorlagen und
Leitlinien fiir
konzertierte und
gemeinsame
Kontrollen, EU-DSVO
(Verordnung

(EU) 2018/1725)

Statistische Daten
innerhalb des in
Artikel 1 festgelegten

ELA-Artikel 10

Gemeinsame
statistische Indikatoren
und Formate,

Anwendungsbereichs Koordinierung mit
Eurostat

Operative EU-DSVO

Informationen (Verordnung

(einschlieBlich (EU) 2018/1725),

personenbezogener spezielle

Daten), die fiir die in
den Artikeln 5, 7, 8,
9,10,11,12und 13

ELA-Artikel 23a

Vereinbarungen iiber
die gemeinsame
Nutzung von Daten

festgelegten (Artikel 23a)

Aufgaben erforderlich

sind.

Daten fiir die Analyse | ELA-Art. 23b, ELA- Strukturierte Daten, die

und Risikobewertung

Artikel 23c

iiber das IMI
(Verordnung (EU)

Nr. 1024/2012) und das
ERRU (Verordnung
(EG) Nr. 1071/2009)
ausgetauscht werden

Daten uber die

ELA-Artikel 23d

IMI-, EESSI-, ERRU-

Nutzung der Nutzungsdaten
Verfahren der (Verordnung (EU)
Verwaltungszusamme Nr. 1024/2012,
narbeit im IMI, die Verordnung (EG)
den Austausch von Nr. 987/2009,
Informationen iiber Verordnung (EG)
die Anwendung und Nr. 1071/2009),
Durchsetzung der in Schutzvorkehrungen
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Artikel 1 genannten fiir den Zugang nach
Rechtsakte der Union Art. 23d

umfassen, und Daten
iiber die Nutzung des
EESSI- und des
ERRU-Systems

Abgleichtabellen zum | EURES-Artikel 19 Absdtze 3 | ESCO, gemeinsame

Abgleich nationaler, | und 3a technische Standards
regionaler und und Formate fiir
branchenspezifischer Abgleichtabellen

Klassifikationen mit
der europdischen

Klassifikation

(ESCO)

Européische EURES — Artikel 19 Absatz 2 | ESCO, gemeinsame
Klassifikation technische Standards
(ESCO), neueste und Formate
Fassung und

Entsprechungstabelle

n

Mit dem einheitlichen | EURES-Artikel 32 Berichterstattung iiber
digitalen Zugangstor das zentrale digitale
verkniipfte EURES- Zugangstor
Datenerhebung und (Verordnung
Berichterstattung (EU) 2018/1724)

Vereinbarkeit mit der europiischen Datenstrategie

Erlduterung, inwiefern die Anforderung(en) mit der Europdischen Datenstrategie vereinbar
ist/sind.

Die Verarbeitung personenbezogener Daten durch die Behorde muss im Einklang mit der
Verordnung (EU) 2018/1725 (EU-DSVO) erfolgen. In Artikel 36 Absatz2 wird der
organisatorische Rahmen fiir die FEinhaltung der Verpflichtungen aus der genannten
Verordnung festgelegt, insbesondere fiir die Ernennung eines Datenschutzbeauftragten fiir die
Behorde.

Vereinbarkeit mit dem Grundsatz der einmaligen Erfassung

Erlduterung, inwiefern der Grundsatz der einmaligen Erfassung beriicksichtigt wurde und
inwiefern die Moglichkeit der Weiterverwendung vorhandener Daten gepriift wurde.

Der Grundsatz der einmaligen Erfassung ist in diesem Zusammenhang nicht strikt anwendbar,
da es sich bei den meisten Datenstromen eher um einen Austausch zwischen offentlichen
Verwaltungen handelt und nicht um einen direkten Austausch  zwischen
Biirgern/Unternehmen  und ~ Verwaltungen. Bei zwei  Datenstromen sind
Unternehmen/Einzelpersonen beteiligt — bei den Entsendemeldungen, die von Unternehmen
tiber die mit dem IMI verbundene o6ffentliche Schnittstelle eingereicht werden (Artikel 23d
Absatz 1 Buchstabe b), und bei den Lebensldufen, die von Arbeitnehmern im EURES-Portal
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eingereicht werden (Artikel 17 EURES). Da diese Datenstrome bereits existieren, miissen sie
nicht erneut anhand des Grundsatzes der einmaligen Erfassung bewertet werden. Es wird
jedoch der damit verbundene Grundsatz der Weiterverwendung angewandt: Die Behorde
nutzt bestehende Systeme und Daten der Union (IMI, ERRU, EESSI) und bestehende
statistische Erhebungen, anstatt neue Erhebungen durchzufiihren, wodurch Doppelarbeit
vermieden wird (Artikel 10, 23a-23d).

Erlduterung, inwiefern neu geschaffene Daten auffindbar, zugdnglich, interoperabel und
wiederverwendbar sind und hohen Standards entsprechen.

Einige neu geschaffene Daten sind vorgesehen: Das Fallbearbeitungssystem (Artikel 9
Absatz 6a) generiert neue Daten zu Workflows, Fillen und Inspektionsberichten, und die
Entsprechungs-/Abgleichtabellen von EURES (Artikel 19) werden neu erstellt und gepflegt.

Diese Daten sind auffindbar und fiir autorisierte Nutzer zuginglich sowie interoperabel
(gemeinsame Datenmodelle, ESCO und gemeinsame technische Standards/Formate fiir die
Abgleichtabellen) und im Rahmen der geltenden Datenschutzgarantien (EU-DSVO)
wiederverwendbar. Andere operative Daten werden aus bestehenden Quellen erhoben und
aggregiert. Datenqualitdt, semantische Interoperabilitit (ESCO fiir die EURES-Komponente)
und Schutzvorkehrungen der EU-DSVO/DSGVO gelten. Personenbezogene Daten werden
nicht {iber die festgelegten Zwecke hinaus offen auffindbar oder wiederverwendbar gemacht.

Datenstrome

Allgemeine Beschreibung der Datenstrome

Art der Daten | Anforderun | Akteure, die Akteure, die | Ausloser fiir | Haufig
g(en) die Daten die Daten den keit
bereitstellen empfangen | Datenaustaus | (falls
ch zutreffe
nd)
Informationen | ° ELA' Mitgliedstaaten | ELA Falls im Bei
iiber Artikel 9 Zusammenhan | Kontrol
konzertierte Absatz 6a, g mit der len
und e ELA- Durchfiihrung
gemeinsame Artikel 23 von
Kontrollen b, Inspektionen
e ELA- relevant
Artikel 23
c
Statistische Mitgliedstaaten | ELA Erstellung von | Periodis
Daten Statistiken ch
innerhalb des durch die
in Artikel 1 |* LLA ELA
festgelegten Artikel 10
Anwendungsb
ereichs
Operative ¢ EL,A' Mitgliedstaaten | ELA Sofern Nach
Artikel 23
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Informationen a relevant und Bedarf
(einschlieBlich erforderlich
personenbezog bei der
ener Daten), Ausfiihrung
die fiir die in der in den
den Artikeln 5, Artikeln 5, 7,
7,8,9,10, 11, 8,9,10,11,
12 und 13 12 und 13
festgelegten festgelegten
Aufgaben Aufgaben.
erforderlich
sind.
Daten fiir die ELA- Mitgliedstaaten | ELA Erhebung von | Periodis
Analyse und Art. 23b, Daten durch ch
Risikobewertu ELA' die ELA fiir
ng Artikel 23 Analysen und

¢ Risikobewertu

ngen

Daten iiber die |* LA IMI, ERRU, ELA Auf Ersuchen | Auf
Nutzung des Artikel 23 EESSI der ELA Anfrage
IML, des d
ERRU und des
EESSI in
Bezug auf die
Anwendung
und
Durchsetzung
der in
Artikel 1
genannten
Rechtsakte der
Union
An Eurostat ELA' ELA Kommission | Gemeinsame | Periodis
weitergegeben Artikel 10 (Eurostat) Nutzung von | ch
e statistische Absatz 4 Datenerfassun
Daten gsergebnissen
Anonymisierte ELA' Mitgliedstaaten | ELA Vorstellung Je Fall
Daten im Artikel 13 eines
Mediationsver Absatz 8 Mediationsver
fahren fahrens
Im Rahmen ELA' Agenturen/Einri | ELA, Kooperationsa | Wie
von Artikel 14 chtungen der Agenturen/Ei | bkommen vereinb
behdrdeniiberg ,23a Union, ELA nrichtungen art
reifenden Absatz 2 der Union
Kooperationsv
ereinbarungen
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ausgetauschte
Daten
Entsendemeld EAT Unternechmen/M | ELA Ubermittlung Kontinu
ungen von Artikel 23 itgliedstaaten der ierlich
Unternehmen d (6ffentliche Entsendemeld
(iiber die mit Absatz 1| g oppitstelle ung
dem IMI Buchstabe | ;1,1
verbundene b
offentliche
Schnittstelle)
Européische ¢ EURES_ Européische Mitgliedstaat | Aktualisierun | Bei
Klassifikation Artikel 19| g s mission en/EURES- | g von Aktuali
(ESCO) und Absatz 2 Portal ESCO/Entspre | sierung
Entsprechungs chungstabelle
tabellen n
4.3. Digitale Losungen
Allgemeine Beschreibung der digitalen Losungen
Inwiefern Wlfl.w ird Einsatz
Wichtigste wird Wie dleerver von KI-
Digitale Anforderun | vorgeschrie | Zustindig | Zuginglichke Technolog
M . wendbarke | .
Losung g(en) bene e Stelle it it ien (falls
Funktionen gewihrleistet .o zutreffend
> beriicksich )
) tigt?
ELA- ELA- a) die | ELA System fiir EU Login | Eine KI-
Fallbearbei | Artikel 9 Verwaltung Mitarbeitend | wird fiir die | Funktionali
tungssyste | Absatz 6a der e, Authentifiz | tit ist
m konzertierten barrierefreier | 1€rung gegenwarti
und _ Webzugang wiederverw | g nicht
gemeinsame . endet. vorgesehen
n Kontrollen gemall dem . Sollte KI
der Behorde Europa- Das eingefiihrt
insbesondere Web- System werden
durch die Leitfaden/der | sollte nur (2. B. fiir
Organisation Richtlinie dann fur die
der internen (EU) 2016/2 | den Fallanalyse
Informations 102 Informatio | ), wiirde
abldufe und (WCAGQG), nsaustausc | sie nach
durch soweit h der KI-
Hilfestellung anwendbar, zwischen | Verordnun
fir die Authentifizie | der ELA g bewertet,
Ermittlungsa 8 d den wobei die
rbeit in rung ube;r unc & menschlich
grenziibersch EU Login. Mitgliedst e Aufsicht
reitenden aaten beibehalten
Fillen  zu genutzt wiirde.
unterstiitzen, werden,
wenn der
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b) einen
sicheren
Zugang zu
Informatione
n iiber
konzertierte
und
gemeinsame
Kontrollen

zZu
gewihrleiste
n

2

c) den
grenziibersch
reitenden
Abgleich von
Informatione
n und die
Extraktion
von Daten
flir operative
Analysen
und
statistische
Zwecke zu
ermoglichen,

d) die
Uberwachun
g Zu
erleichtern,
um
sicherzustelle
n, dass die
Verarbeitung
personenbez
ogener Daten
mit den
einschligige
n
Bestimmung
en des
Kapitels I1la
der
vorliegenden
Verordnung
und der
Verordnung
(EU) 2018/1
725 im
Einklang
steht.

Austausch
nicht iber
das
Binnenma
rkt-
Informatio
nssystem
erfolgen
kann
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EURES EURES_ Neue Europdisc | Bereits in der | Keine Keine im
Artikel 19 . - o
Absiitze 3 Fur}kt}onallta he o aktuellen Anderunge Rahmen
t, die in das Kommissi | EURES- n unter dem | dieser
und 3a bestehende on Fassung Gesichtspu | Anderung.
EURES- berticksichtigt | nkt der Eine KI-
System Barrierefrei | gestiitzte
aufgenomme heit. Verbesseru
n werden ng des
soll: Abgleichs
Erstellung, wiirde
Aktualisierun unter die
g und Pflege KI-
von Verordnun
Zuordnungst g fallen.
abellen fiir
den Abgleich
der
nationalen
Klassifikatio
nssysteme
mit der
ESCO.
Gemeinsa | ELA- Betrieb des Europédisc | Bestehende Nutzt das Automatisi
me IT- Artikel 6 EURES- he barrierefreie bestehende | erter
Plattform Portals und Kommissi | EU-Plattform | EURES- Abgleich
EURES automatisiert | on Portal und | (regelbasie
(EURES- er Abgleich, ESCO rt). Eine
Portal) — automatische KI-
Ubertragun Umsetzung gestutzte
g der der neuesten Verbesseru
Systemver ESCO- ng wiirde
antwortung Fassung, unter die
an die zentrale KI-
Kommissio Pflege von Verordnun
n Entsprechun g fallen
gstabellen

Fiir jede digitale Losung Erlduterung,

Rechtsvorschriften im Einklang steht.

ELA-Fallbearbeitungssystem

inwiefern diese mit geltenden digitalen Strategien und

Digitale und/oder sektorspezifische
Strategie (falls anwendbar)

Erliuterung der Vereinbarkeit

KI-Verordnung

Kein Einsatz von KI vorgesehen.

EU-Rahmen fiir Cybersicherheit

Das System muss den IT-Sicherheitsstandards der
Kommission und den ELA-Sicherheitsvorschriften
entsprechen (Artikel 38), Authentifizierung iiber EU
Login. Das Fallbearbeitungssystem verarbeitet
personenbezogene Daten, einschlieBlich Daten {iber
behordliche/strafrechtliche Ermittlungen und
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Drittstaatsangehorige. Es muss daher in Abstimmung
mit der GD CNECT an den EU-Rahmen fiir
Cybersicherheit — die NIS-2-Richtlinie

(EU) 2022/2555 und gegebenenfalls den Rechtsakt
zur Cybersicherheit (Verordnung (EU) 2019/881) —
sowie an die IT-Sicherheitsvorschriften der
Kommission angeglichen werden. Es gelten
eingebaute Sicherheit, Verschliisselung,
Zugangskontrolle, Protokollierung und
Schwachstellenmanagement.

elDAS-Verordnung

Die Angleichung an die eIDAS-Verordnung wird im
Zusammenhang mit digitalen Signaturen fiir
Vereinbarungen zu konzertierten und gemeinsamen
Kontrollen von Bedeutung sein.

Einheitliches digitales Zugangstor
und IMI

Die ELA konnte das IMI geméf Artikel 23b nutzen,
um Daten auszutauschen, die fiir konzertierte und
gemeinsame Kontrollen mit den Mitgliedstaaten
relevant sind.

Sonstige

EU-DSVO (Verordnung (EU) 2018/1725) unter
Aufsicht des Datenschutzbeauftragten (Artikel 36
Absatz 2), Interoperables Europa/EIF und EIRA
(Artikel 15), Richtlinie (EU) 2016/2102 iiber den
barrierefreien Zugang zu Websites, EU Login fiir die
Authentifizierung.

EURES

Digitale und/oder sektorspezifische
Strategie (falls anwendbar)

Erliduterung der Vereinbarkeit

KI-Verordnung

Der Einsatz von KI ist nicht vorgesehen.

EU-Rahmen fiir Cybersicherheit

Die Anderungen an EURES werden keine
Auswirkungen auf die Cybersicherheit haben.

elDAS-Verordnung

Diesbeziiglich sind keine Anderungen vorgesehen.

Einheitliches digitales Zugangstor
und IMI

Gilt nicht fiir die Anderung der EURES-Verordnung
(Abgleichtabellen). Mit dem geénderten EURES-
Artikel 32 werden die mit dem einheitlichen digitalen
Zugangstor (Verordnung (EU) 2018/1724) verkniipfte
Datenerhebung und Berichterstattung eingefiihrt.
EURES stiitzt sich auf seine eigene gemeinsame IT-
Plattform und einen einzigen koordinierten Kanal.

Sonstige

DSGVO (Verordnung (EU) 2016/679) fiir
personenbezogene EURES-Daten, ESCO und
technische Standards/Formate (Artikel 17 Absatz 8),
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Richtlinie (EU) 2016/2102 {iber den barrierefreien
Zugang zu Websites
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Allgemeine Beschreibung der von den Anforderungen betroffenen digitalen dffentlichen

Dienste
:)')flfgell:?lliililer Beschreibung Anforderung | Losung(en) Andere
Dienst oder (en) fiir ein Interoperabilititslo
. interoperables | sung(en)
Kategorie Europa
digitaler
offentlicher
Dienste
Fallbearbeitung | Dienst zur ¢ ELA' EU Login, * EU Login fir
fiir den Dienst Unterstiitzung Artikel 9 elektronische die
fiir konzertierte | der Verwaltung Absatz 6a Signatur/eIDA Authentifizieru
und gemeinsame | und S-Baustein, ng
Kontrollen Weiterverfolgun (potenzielle)
g Européische
grenziiberschreit Interoperabilité
ender ts-
konzertierter und Referenzarchit
gemeinsamer ektur (EIRA).
Kontrollen.
Dieser wird tliber
die
Fallbearbeitungsl
Osung umgesetzt.
Datenerhebungs | Dienst zur * ELA' IMI, ° HYH und _ERRU
-und - Erhebung von Artikel 10 Elektronischer kgnnten n
verarbeitungsdie | Daten aus ° ELA' Austausch von diesem
nst bestehenden Artikel 23 | 1 formationen Z}Jsammenhang
Informationssyst a der sozialen fiir den .
emen und/oder e ELA- Sicherheit Informathnsau
Datenbanken in Artikel 23 | (EESS]), stgusgh mit den
den b ERRU, Mitgliedstaaten
Mitgliedstaaten |® ELA- Interoperables genutzt werden.
zur Artikel 23 | Europa/EIRA
Unterstlitzung ¢ (Beschluss
der Aufgaben der |® ELA- (EU) 2015/224
ELA Artikel 23 | 0)
d
Automatisierter | Dienst, der die * EURES' ESCO, e Der Dienst wird
Abgleich Profile der Artikel 19 1 EURES-Portal, vom EURES-
Arbeitsuchenden Absatze 3 | gy Login System
mit den und 3a angeboten.
Stellenangeboten
abgleicht.
EURES-Dienst | Dienst, der das * ELA- ESCO, e EULogn,
fiir EURES-Portal Artikel 6, | EURES-Portal Zentraler
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grenziiberschreit | und einen EURES- koordinierter
enden einzigen Artikel 19 Kanal
Abgleich/Portal | koordinierten
dienst Kanal

bereitstellt, mit
automatisiertem
Abgleich unter

Verwendung von
ESCO,
Ubertragung der
Systemverantwor

tung auf die
Kommission

Auswirkungen der Anforderung(en) auf die grenziiberschreitende Interoperabilitit nach

digitalem offentlichen Dienst

Fallbearbeitung fiir den Dienst fiir konzertierte und gemeinsame Kontrollen

Bewertung

Mafinahme(n)

Mogliche verbleibende
Hindernisse (falls zutreffend)

Vereinbarkeit mit .
bestehenden digitalen
und sektorspezifischen

Das System wird die
digitale Signatur von
Vereinbarungen zu

offentlicher Dienste

Bitte fiihren Sie die
geplanten
Governance-
Mafinahmen auf.

Strategien konzertierten und
Bitte fiihren Sie die gemeinsamen Kontrollen
ermittelten unterstiitzen. Die
anwendbaren Angleichung an die
digitalen und eIDAS—Vgrordnung
sektorspezifischen muss in diesem
Strategien auf. Zusammenhang
analysiert werden.
Organisatorische * Die ELA. ist . .
Mafinahmen fiir eine Systemeignerin. Die
reibungslose ELA wird (mittels .
grenziiberschreitende Auftragnehrpern) fir die
Erbringung digitaler Systementwicklung

zustindig sein. Die ELA
konsultiert die
Mitgliedstaaten iiber die
Arbeitsgruppe
»Inspektionen* zur
Entwicklung des
Systems und wird dies
auch weiterhin tun.

Die Mitgliedstaaten
entscheiden, welche
Behorden/Personen
Zugang zum System

DE
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haben. Die ELA muss
diesen immer
genehmigen.

Maflinahmen, die
ergriffen wurden, um
ein gemeinsames
Verstindnis der Daten
zu gewihrleisten

Bitte fithren Sie solche
Mafinahmen auf.

Der Dienst stiitzt sich
auf das Verfahren fir
konzertierte und
gemeinsame Kontrollen
(und die Vorlagen)
gemal den Leitlinien. Er
soll den Austausch von
Informationen/Dokumen
ten zwischen der ELA
und bestimmten
Mitgliedstaaten, die an
einem bestimmten Fall

beteiligt sind
(konzertierte und
gemeinsame
Kontrollen),
sicherstellen.
Verwendung Wie in Artikel 23b der
gemeinsam ELA (?rwahnt, kann das
vereinbarter offener IMI fur den
technischer Datenaustausch
Spezifikationen und ZWISChef} de_r ELA und
Standards den zustindigen

Bitte fithren Sie solche
MafBnahmen auf.

Behorden in den
Mitgliedstaaten fiir
Aufgaben im
Zusammenhang mit
gemeinsamen
Kontrollen,
Datenanalyse und
Risikobewertung genutzt
werden. Das
Fallbearbeitungssystem
ist nur dann fiir den
Austausch zu
verwenden, wenn dieser
nicht iiber das IMI-
System durchgefiihrt
werden kann. EU Login
wird fiir die
Nutzerauthentifizierung
wiederverwendet.

Datenerhebungs- und -verarbeitungsdienst

Bewertung

MafBinahme(n)

Maogliche verbleibende

87

DE



-89-

Drucksache 566/26

Hindernisse (falls zutreffend)

Vereinbarkeit mit
bestehenden digitalen
und
sektorspezifischen
Strategien

Bitte fiihren Sie die
ermittelten
anwendbaren
digitalen und
sektorspezifischen
Strategien auf.

Da es sich um
personenbezogene Daten
handelt, fallen die von den
Mitgliedstaaten an die ELA
weitergegebenen Daten in
den Anwendungsbereich
der Verordnung

(EU) 2018/1725 (EU-
DSVO)

Organisatorische
Mafinahmen fiir eine
reibungslose
grenziiberschreitende
Erbringung digitaler
offentlicher Dienste

Bitte fiihren Sie die
geplanten
Governance-
Mafinahmen auf.

Wie in verschiedenen
Artikeln dargelegt, bildet
die Verordnung die
Rechtsgrundlage, um
sicherzustellen, dass die
ELA Zugang zu den
Informationen hat, die sie
zur Erfiillung ihrer
Aufgaben bendtigt (z. B. in
den einschlédgigen
Informationsaustauschsyste
men der Union, im IMI
usw.).

Mafinahmen, die
ergriffen wurden, um
ein gemeinsames
Verstindnis der
Daten zu
gewihrleisten

Bitte fithren Sie
solche Maflnahmen
auf.

Gemeinsame Datenmodelle
fiir operative Daten,
Strukturierte elektronische
EESSI-Dokumente, ESCO
fiir die Klassifizierung,
sofern relevant.

Verwendung
gemeinsam
vereinbarter offener
technischer
Spezifikationen und
Standards

Bitte fiithren Sie
solche Mafinahmen
auf.

Wie in Artikel 23b der ELA
erwahnt, kann das IMI fiir
den Datenaustausch
zwischen der ELA und den
zustandigen Behorden in
den Mitgliedstaaten fiir
Aufgaben im
Zusammenhang mit
gemeinsamen Kontrollen,
Datenanalyse und
Risikobewertung genutzt
werden.
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Bewertung

MafBinahme(n)

Mogliche verbleibende

Hindernisse (falls zutreffend)

Vereinbarkeit mit
bestehenden digitalen
und sektorspezifischen
Strategien

Bitte fithren Sie die
ermittelten
anwendbaren
digitalen und
sektorspezifischen
Strategien auf.

Technische Standards
und Formate von ESCO
und EURES (Artikel 17
Absatz 8), Interoperables
Europa/EIF,
automatische Umsetzung
der neuesten ESCO-
Fassung (Artikel 19
Absatz 2).

Organisatorische
Mafinahmen fiir eine
reibungslose
grenziiberschreitende
Erbringung digitaler
offentlicher Dienste

Bitte fiihren Sie die
geplanten
Governance-
Mafinahmen auf.

Wie in Artikel 19
erwihnt, sollte die
Kommission bei der
Festlegung der
Abgleichtabellen zum
Abgleich nationaler,
regionaler und
branchenspezifischer
Klassifikationen mit der
ESCO mit den
Mitgliedstaaten
zusammenarbeiten.

In Artikel 19 heif3t es:
,,Die Kommission
unterstiitzt die
Mitgliedstaaten dabei,
sicherzustellen, dass alle
Codes ihrer nationalen,
regionalen und
branchenspezifischen
Klassifikationen in
Stellenangeboten und
Bewerberprofilen gemdfs
Artikel 17 Absatz 1
durch die
entsprechenden Codes
der europdischen
Klassifikation ersetzt
oder ergdnzt werden,
bevor Stellenangebote
und Bewerberprofile
dem EURES-Portal zur
Verfiigung gestellt
werden"‘.

Malinahmen, die

Erstellung von
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ergriffen wurden, um Abgleichtabellen im
ein gemeinsames Einklang mit
Verstiandnis der Daten gemeinsamen

zu gewihrleisten

Bitte fithren Sie solche
Mafinahmen auf.

technischen Standards
und Formaten. Diese
Standards und Formate
umfassen die
Informationen, die in die
Abgleichtabellen
aufzunehmen sind, und
eine Syntax fiir die
Wiedergabe dieser
Informationen.

Verwendung
gemeinsam
vereinbarter offener
technischer
Spezifikationen und
Standards

Bitte fiihren Sie solche
MafBnahmen auf.

Wie bereits erwahnt,
werden Standards und
technische
Spezifikationen fiir die

Abgleichtabellen erstellt.
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Allgemeine Beschreibung der Unterstiitzungsmafinahmen fiir die digitale Umsetzung

Beschreibung der Anforderung(en) Rolle der Zu Voraussichtli
Mafinahme Kommissio | beteiligende | cher Zeitplan
n Akteure (falls
(falls (falls zutreffend)
zutreffend) | zutreffend)
Vereinbarungen iiber ELA-Artikel 23a ELA, Nach Bedarf
die gemeinsame Mitgliedstaat
Nutzung von Daten en,
gemal} Kapitel I1la Unionseinric
htungen
Benennung des ELA-Artikel 36 Verwaltungsr | Bei Beginn
Datenschutzbeauftragt | Absatz 2 at, der
en der ELA und Datenschutzb | Anwendung
MafBnahmen zur eauftragter
Einhaltung der EU- der ELA
DSVO
IKT-Beschaffung fiir | ELA-Artikel 6 und 9 | Beschaffun | Kommission,
das Absatz 6a, EURES- | g/Aufsicht | ELA,
Fallbearbeitungssyste | Artikel 19 Auftragnehm
m und Anpassungen er
des EURES-Portals
Einbeziehung der ELA-Artikel 8 und Gewihrung | Kommission, | Im Gange
Interessentrager und 9, von ELA,
Kapazitéi'tsaufbau (AG EURES-Artikel 14 Freirdumen | Mitgliedstaat
»Inspektionen, und 19 en
EURES-
Koordinierungsgrupp
e, ESCO-
Arbeitsgruppe der
Mitgliedstaaten)
Pilotprojekte zur ELA-Artikel 9 Unterstlitzu | Kommission, | Wéhrend der
Umsetzung der Absatz 6a, ng ELA, Durchfiihrung
Strategie, Sandboxing EURES-Artikel 19 Mitgliedstaat | sphasen
und Feedback- en
Mechanismen fiir die
digitalen Instrumente
Sensibilisierungskam | ELA-Artikel 24, Unterstlitzu | Kommission, | Jdhrlich/mehrj
pagnen und EURES ng ELA, dhrig
Integration von Mitgliedstaat
Arbeitsprogrammen en,
(mehrjdhriges

91

DE



DE

-93-

Drucksache 566/26

Arbeitsprogramm der
ELA, EURES-
Strategie 2030)

92

DE



	Vorblatt 260926-0.docx�
	Unterrichtung
	Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Änderung der Verordnung (EU) 2019/1149 zur Errichtung einer Europäischen Arbeitsbehörde, der Verordnung (EU) 2016/589 über ein Europäisches Netz der Arbeitsvermittlungen (EURE...

	Text Reh.pdf�
	1. KONTEXT DES VORSCHLAGS
	• Gründe und Ziele des Vorschlags
	• Kohärenz mit den bestehenden Vorschriften in diesem Politikbereich
	• Kohärenz mit der Politik der Union in anderen Bereichen

	2. RECHTSGRUNDLAGE, SUBSIDIARITÄT UND VERHÄLTNISMÄẞIGKEIT
	• Rechtsgrundlage
	• Subsidiarität (bei nicht ausschließlicher Zuständigkeit)
	• Verhältnismäßigkeit
	• Wahl des Instruments

	3. ERGEBNISSE DER EX-POST-BEWERTUNG, DER KONSULTATION DER INTERESSENTRÄGER UND DER FOLGENABSCHÄTZUNG
	• Ex-post-Bewertung/Eignungsprüfungen bestehender Rechtsvorschriften
	• Konsultation der Interessenträger
	• Einholung und Nutzung von Expertenwissen
	• Folgenabschätzung
	• Effizienz der Rechtsetzung und Vereinfachung
	• Grundrechte

	4. AUSWIRKUNGEN AUF DEN HAUSHALT
	5. WEITERE ANGABEN
	• Durchführungspläne sowie Monitoring-, Bewertungs- und Berichterstattungsmodalitäten
	• Ausführliche Erläuterung einzelner Bestimmungen des Vorschlags
	1.1. Bezeichnung des Vorschlags/der Initiative
	1.2. Politikbereich(e)
	1.3. Ziel(e)
	1.3.1. Allgemeine(s) Ziel(e)
	1.3.2. Einzelziel(e)
	1.3.3. Erwartete Ergebnisse und Auswirkungen
	1.3.4. Leistungsindikatoren

	1.4. Der Vorschlag/Die Initiative betrifft
	1.5. Begründung des Vorschlags/der Initiative
	1.5.1. Kurz- oder langfristig zu deckender Bedarf, einschließlich einer detaillierten Zeitleiste für die Durchführung der Initiative
	1.5.2. Mehrwert aufgrund des Tätigwerdens der EU (kann sich aus unterschiedlichen Faktoren ergeben, z. B. Vorteile durch Koordinierung, Rechtssicherheit, größere Wirksamkeit oder Komplementarität). Für die Zwecke dieses Abschnitts bezeichnet der Ausdr...
	1.5.3. Aus früheren ähnlichen Maßnahmen gewonnene Erkenntnisse
	1.5.4. Vereinbarkeit mit dem Mehrjährigen Finanzrahmen sowie mögliche Synergieeffekte mit anderen geeigneten Instrumenten
	1.5.5. Bewertung der verschiedenen verfügbaren Finanzierungsoptionen, einschließlich der Möglichkeiten für eine Umschichtung

	1.6. Laufzeit der vorgeschlagenen Maßnahme/der Initiative und Dauer der finanziellen Auswirkungen
	1.7. Vorgeschlagene Haushaltsvollzugsart(en)

	2. VERWALTUNGSMAẞNAHMEN
	2.1. Überwachung und Berichterstattung
	2.2. Verwaltungs- und Kontrollsystem(e)
	2.2.1. Begründung der Haushaltsvollzugsart(en), des Durchführungsmechanismus/der Durchführungsmechanismen für die Finanzierung, der Zahlungsmodalitäten und der Kontrollstrategie, wie vorgeschlagen
	2.2.2. Angaben zu den ermittelten Risiken und dem/den zu deren Eindämmung eingerichteten System(en) der internen Kontrolle
	2.2.3. Schätzung und Begründung der Kosteneffizienz der Kontrollen (Verhältnis zwischen den Kontrollkosten und dem Wert der betreffenden verwalteten Mittel) sowie Bewertung des erwarteten Ausmaßes des Fehlerrisikos (bei Zahlung und beim Abschluss)

	2.3. Prävention von Betrug und Unregelmäßigkeiten

	3. GESCHÄTZTE FINANZIELLE AUSWIRKUNGEN DES VORSCHLAGS/DER INITIATIVE
	3.1. Betroffene Rubrik(en) des Mehrjährigen Finanzrahmens und Ausgabenlinie(n) im Haushaltsplan
	3.2 Geschätzte finanzielle Auswirkungen des Vorschlags auf die Mittel
	3.2.1. Übersicht über die geschätzten Auswirkungen auf die operativen Mittel
	3.2.1.1. Mittel aus dem verabschiedeten Haushaltsplan
	3.2.3. Übersicht über die geschätzten Auswirkungen auf die Verwaltungsmittel
	3.2.3.1. Mittel aus dem verabschiedeten Haushaltsplan
	3.2.3.3. Mittel insgesamt
	3.2.4. Geschätzter Personalbedarf
	3.2.4.1. Finanziert aus dem verabschiedeten Haushalt
	3.2.4.3. Geschätzter Personalbedarf insgesamt
	3.2.7. Beiträge Dritter
	3.2.8. Schätzung des Personal- und Mittelbedarfs in einer dezentralen Agentur




